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Sie lesen in dieser Ausgabe

Wir werden die Welt nicht
mit Verzicht und Askese ret-
ten, aber unser Wohlstand
verpflichtet uns doch zur
Ehrfurcht vor der Nahrung,
meint die Vorzimmerperle.
Auch ihr Chef sieht für sich
vor allem die ethische Di-
mension. Respekt vor einem
Lebensmittel bedeute vor
allem auch Respekt vor dem
Leben selbst. Seite 15
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Klaus Wowereit, Regierender Bürgermeister von Berlin, Hel-
mut Brunner, Bayerischer Landwirtschaftsminister, Ilse Aig-
ner, Bundeslandwirtschaftsministerin und Gerd Sonnleitner,
Präsident des Deutschen Bauernverbandes (v. l.) bei der Lan-
desvertretung Bayern auf der Grünen Woche in Berlin. 

Zukunftsforum Ländliche Entwicklung:

Räume 
im Wandel

Das Thema Demografie stand im Mittelpunkt des
Zukunftsforums Ländliche Entwicklung in Berlin.
Im Rahmen der Internationalen Grünen Woche
diskutierten über 800 Verbandsvertreter, Politiker
von Bund, Ländern und Kommunen, Wissenschaft-
ler und landwirtschaftliche Unternehmer über
praktikable Lösungsansätze, Projekte und Aktio-
nen, mit denen die Folgen des demografischen
Wandels in verschiedenen ländlichen Räumen be-
wältigt werden können.

Wie Bundeslandwirtschafts-
ministerin Ilse Aigner erläuterte,
steigt gerade in den ländlichen
Räumen der Anteil der Älteren
an der Bevölkerung besonders
stark. Derzeit sei in einigen Re-
gionen Deutschlands bereits ein
Viertel der Menschen älter als 65
Jahre, mittelfristig werde es in
den neuen Ländern mehr als ein
Drittel sein. Um auf diesen
Trend zu reagieren und neue Im-
pulse für die ländliche Entwick-
lung zu setzen, hatte das Bundes-
landwirtschaftsministerium im
September 2011 den Start-
schuss für das Modellvorhaben
„LandZukunft“ gegeben.

Regionale Wertschöpfung

„Gerade die entlegenen Regio-
nen brauchen unsere Unterstüt-
zung“, erklärte Aigner. Wenn es
diesen Regionen gelinge, die re-
gionale Wertschöpfung zu för-
dern und Arbeitsplätze zu si-
chern, könne der demografische
Wandel bewältigt werden. „In
unserem Land gibt es so viele
Menschen mit Unternehmergeist
und kreativen Ideen. Auf diese
Menschen müssen wir zugehen
und ihnen den nötigen Freiraum
schaffen, um ihre Ideen umzu-
setzen“, so die Ministerin.

Im Zuge des demografischen
Wandels müsse man auch neu
über den Verbrauch der Fläche
nachdenken, fuhr Aigner fort:
„Unser Boden ist eine knappe
Ressource, die wir schützen müs-
sen.“ In Deutschland nehme die
landwirtschaftliche Nutzfläche

Tag für Tag um rund 100 Hektar
ab. Wesentlichen Anteil daran hät-
ten Siedlungs- und Verkehrspro-
jekte. Allein der Bau von Gebäu-
den, Stromleitungen, Straßen oder
Bahntrassen benötige rund 77
Hektar am Tag. Der größte Teil
speise sich dabei aus wertvollen
landwirtschaftlichen Flächen.

Infrastruktur

Ministerin Aigner: „Wenn in
ländlichen Regionen immer we-
niger Menschen die bestehende
Infrastruktur nutzen, steigt der
Aufwand der Kommunen für de-
ren Unterhalt. Dörfer, die heute
noch über wenige hundert Ein-
wohner verfügen, haben mitun-
ter Strukturen, die früher für
mehrere Tausend Einwohner
ausgelegt waren. Natürlich will
ich, dass auch diese Dörfer eine

moderne Infrastruktur erhalten –
wie zum Beispiel Breitband. Bei
Infrastrukturmaßnahmen sollten
wir aber vor Inanspruchnahme
neuer Flächen die vorhandenen
Systeme besser ausnutzen. Hier-
zu will die Bundesregierung
noch in dieser Legislaturperiode
über das Baurecht innovative In-
strumente schaffen.“

Naturschutzrecht

Wie die Politikerin weiter aus-
führte, sei gerade die Landwirt-
schaft von Ausgleichsregelun-
gen nach dem Naturschutzrecht
betroffen. Auch mit Blick auf die
steigenden Pachtpreise in vielen
Regionen setze sie sich für einen
besseren Ausgleich zwischen
Naturschutz und Landwirtschaft
ein. „Wir müssen die neuen
Möglichkeiten des Bundesnatur-
schutzgesetzes besser nutzen,
um unsere wertvollen landwirt-

schaftlichen Flächen für Lebens-
mittelproduktion und Bioenergie
zu erhalten“, forderte Aigner.
„Dazu gehört für mich auch,
neue Naturschutzflächen aus
nicht mehr genutzten Flächen im
Innen- und Außenbereich der
Gemeinden zu gewinnen. Innen-
entwicklung kommt vor Außen-
entwicklung!“

Flächenmanagement

Dabei wolle sie auch diejeni-
gen Flächen nutzen, die mit der
Schließung von ländlichen Bun-
deswehrstandorten frei werden.
„Und deshalb werden wir in die-
sem Jahr in einer Bund-Länder-
Arbeitsgruppe Leitlinien für ein
intelligentes Flächenmanage-
ment erarbeiten. Wenn es um
den Schutz unserer wertvollen
Flächen geht, kommen wir nur
gemeinsam voran!“

(Fortsetzung auf Seite 4)

Die neue Mittelschule:

Ein Stück 
Lebensqualität

Reger Zuspruch bei Bürgermeistergespräch 
für Niederbayern und Oberpfalz in Reisbach

Nach der Etablierung der Mittelschule in der bayeri-
schen Schullandschaft diskutieren die Spitzen des
bayerischen Kultusministeriums und der Kommu-
nalverbände derzeit mit den Bürgermeistern die Um-
setzung der Vorgaben und die konkreten Erfolge und
Probleme vor Ort. Wie Dr. Jürgen Busse, Geschäfts-
führendes Präsidialmitglied des Bayerischen Ge-
meindetags beim Bürgermeistergespräch für Nieder-
bayern und der Oberpfalz in Reisbach deutlich
machte, sieht er jetzt den Staat in der Pflicht, um die
Mittelschulen trotz des demografischen Wandels in
der Fläche zu erhalten.

„Bayerns Gemeinden und Städ-
te haben die Schulverbünde für
die neue Mittelschule flächen-
deckend umgesetzt. Die Gemein-
den und Städte als Schulaufwands-
träger bemühen sich nach Kräf-
ten, im Rahmen ihrer finanziellen
Möglichkeiten optimale Rahmen-
bedingungen vor Ort zu schaf-
fen“, erklärte Busse. Er wies dar-
auf hin, dass sich mittlerweile 98
Prozent aller ehemaligen Haupt-
schulen zu Mittelschulen weiter-
entwickelt haben. 46 Mittelschu-
len sind eigenständig, 877 haben
sich in 288 Verbünden zusam-
mengeschlossen. „Insgesamt ge-
sehen kann man wohl von einer
erfolgreichen bildungspolitischen
Maßnahme sprechen“, stellte
Busse fest, wies jedoch auch auf
einige kritische Punkte hin.

Individualförderung

So müssten den Mittelschulen
mehr Lehrer zugewiesen werden.
Ziel müsse es sein, mit mehr
Lehrern kleinere Klassen bilden
zu können. Dies diene auch einer
besseren individuellen Förderung
der Schüler. Darüber hinaus füh-
re die Aufteilung der bisherigen
Vollschulverbände in Grund-
schule und Hauptschule in zahl-
reichen Fällen zu Verwerfungen
vor Ort. Busse nannte vermö-
gensrechtliche Auseinanderset-
zungen bzw. nur schwer nach-
vollziehbare Zusammensetzun-
gen bei den neu entstandenen
Schulverbandsversammlungen. 

Busse zufolge hängt der Er-
folg von Inklusion und Ganz-
tagsschule maßgeblich von den
Rahmenbedingungen ab. Auch

hier müsse der Freistaat mehr
Personal und mehr Geld zur Ver-
fügung stellen: „Bildungsge-
rechtigkeit darf nicht abhängig
sein von der jeweiligen Finanz-
kraft der Gemeinde.“

Schulstandorte gerettet

Kultusstaatssekretär Bernd Si-
bler wertete es als Erfolg, dass
viele Schulstandorte mit den
Mittelschul-Verbünden gerettet
wurden. Ging zum Ende des
Schuljahres 2007/2008 noch in
45 staatlichen Hauptschulen für

(Fortsetzung auf Seite 4)

Deutscher Städtetag:

Trübe Finanzsituation
Auf die nach wie vor ernste kommunale Finanz-
situation hat der Präsident des Deutschen Städteta-
ges, Münchens Oberbürgermeister Christian Ude,
hingewiesen. Zwar habe sich die Lage 2011 insge-
samt verbessert; dennoch hätten die Kommunen
das vergangene Jahr mit einem Defizit in Milliar-
denhöhe abgeschlossen.

Trotz wirtschaftlicher Erho-
lung müssten viele struktur-
schwache Kommunen weitere
und immer höhere kurzfristige
Kredite für laufende Ausgaben
aufnehmen, sagte Ude. „Die
Kassenkredite erreichen eine
neue Rekordhöhe von 44,3 Mil-
liarden Euro. Diese strukturelle
Notlage vieler Städte trotz eines
harten Konsolidierungskurses
hat direkte Auswirkungen auf
die Infrastrukturangebote und
die Lebensqualität der Bürgerin-
nen und Bürger“, mahnte der
Präsident. Die starke regionale
Konzentration der Kassenkredite
zeige, dass die Schere zwischen
armen und reichen Städten wei-
ter auseinander gehe.

Haushaltskonsolidierung

Mit Blick auf die Länder ap-
pellierte der Städtetagschef: „Die
Städte müssen die Möglichkeit
haben, ihre Haushalte zu konso-
lidieren, ohne die Infrastruktur
und das Angebot an wichtigen
Dienstleistungen zu vernachläs-

sigen. Angesichts der Schulden-
bremse dürfen die Kommunen in
Zukunft keinesfalls zum Ausfall-
bürgen für die leeren Kassen von
Bund und Ländern werden.“

Gewerbesteuer

Das kommunale Jahresdefizit
werde auf voraussichtlich unter
3 Milliarden Euro sinken. „Das
ist ein besseres Ergebnis, als wir
lange zu hoffen wagten. Die gute
Entwicklung der Gewerbesteuer,
aber auch der Einkommensteuer
trägt einen Gutteil dazu bei. Das
beweist, dass es richtig war, die
wichtigste kommunale Einnah-
mequelle nicht zu schmälern,
sondern vollständig zu erhalten“,
stellte Ude fest.

Der Städtetagspräsident be-
grüßte die Entlastung der Kom-
munen von den Ausgaben der
Grundsicherung im Alter durch
den Bund, der heuer in einer er-
sten Stufe seinen Anteil an der
Finanzierung dieser Hilfelei-
stung auf 45 Prozent erhöhen
wird. Er appellierte an die Län-

der, diese Mittel vollständig an
die Kommunen weiterzugeben.
„Die Kostenübernahme soll die
Kommunen von sozialen Ausga-
ben entlasten. Deshalb müssen
die Länder sicherstellen, dass
das Geld auch bei den Kommu-
nen ankommt.“ Zudem müsse
im nächsten Gesetzgebungs-
schritt ein besserer Abrech-
nungsmechanismus der tatsäch-
lichen Ausgaben der Grundsi-
cherung im Alter eingeführt wer-
den, damit der Bund auch ver-
bindlich die volle Höhe der Aus-
gaben übernimmt.

Energiewende

Mit Blick auf die zentrale Rol-
le der Städte in der Energiewen-
de forderte Ude, die KfW-Förde-
rung für die energetische Ge-
bäudesanierung im kommenden
Jahr deutlich auf mindestens 5
Milliarden Euro aufzustocken.
Der Atomausstieg und die Errei-
chung der Klimaschutzziele
könnten nur gelingen, wenn die
dezentrale Energieversorgung
und die erneuerbaren Energien
massiv ausgebaut würden und
gleichzeitig die Energieeffizienz
deutlich erhöht würde. Dafür sei-
en enorme Investitionen in einer
geschätzten Größenordnung ei-
nes dreistelligen Milliardenbe-
trages in den kommenden zehn
Jahren erforderlich. DK
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Bürgermeister 
Franz Morath

87743 Egg a. d. Günz
am 10.2.

Bürgermeister Kurt Baiker
89250 Senden

am 17.2.

Bürgermeister 
Josef Grübl

94439 Roßbach
am 21.2.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Hubert Endres
97494 Bundorf

am 12.2.

Bürgermeister 
Peter Klinger
96367 Tschirn

am 16.2.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Benedikt Berchthold
86928 Hofstetten

am 18.2.

Bürgermeister 
Martin Link

97640 Stockheim
am 21.2.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Georg Keis

86502 Laugna
am 9.2.

Bürgermeister Johann Bäuerlein
96117 Memmelsdorf

am 17.2.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Walter Wörle

86865 Markt Wald
am 11.2.

Bürgermeister Hilmar Müller
91623 Sachsen b. Ansbach

am 16.2.

Bürgermeister Bernhard Kraus
92355 Velburg

am 16.2.

Landrat Georg Grabner
83435 Bad Reichenhall

am 19.2.

Bürgermeister Otto Dümig
97849 Roden

am 20.2.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Peter Haugeneder
84524 Neuötting

am 9.2.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Regierungserklärung von Ministerpräsident Seehofer:

„Aufbruch Bayern“
Beste Chancen nach gut bewältigter Krise 

Völliger Schuldenabbau bis 2030 soll heuer beginnen

Eine kraftvolle Zukunftspolitik, gestützt auf Bürger und Kom-
munen, hat Ministerpräsident Horst Seehofer in seiner Regie-
rungserklärung zu Beginn des Jahres 2012 im Landtag an-
gekündigt. Angesichts der deutschen und europäischen Spitzen-
stellung des Freistaats in Arbeit, Wirtschaft und Bildung werde
man aus allen Krisen herauskommen. Die Tilgung aller Staats-
schulden bis 2030 soll in diesem Sinn die Finanzpolitik bewerk-
stelligen. Finanzminister Markus Söder wurde beauftragt, bis
Mitte des Jahres ein konkretes Tilgungskonzept vorzulegen. Mit
mehr Beteiligung der Bürger und Kommunen werde Bayern das
„Land der unbegrenzten Chancen“.

Der Wirtschaftseinbruch der
Jahre 2009 und 2010 sei über-
wunden. „Bayern geht es heute
sogar besser als vor der Krise“,
konstatierte der Ministerpräsi-
dent unter demonstrativem Bei-
fall beider Regierungsfraktionen.
Der FDP kam Seehofer entge-
gen, als er Wirtschaftsminister
Martin Zeil für seine „kluge und
umsichtige Arbeit“ dankte. Er ha-
be Bayern durch seinen Einsatz
„ein ganz besonderes Stück vor-
angebracht“. Der CSU-Fraktion
hatte der Ministerpräsident in ih-
rer Klausur zuvor das Schulden-
konzept unerwartet auf den Tisch
gelegt. „Wir haben in Kreuth die
neuen Schwerpunkte konkreti-
siert“, versicherte Fraktionsvor-
sitzender Georg Schmid im Ple-
num. Sein FDP-Kollege Thomas
Hacker erklärte, man sei von der
Schuldentilgung keineswegs
überrascht. „Wir fühlen uns be-
stätigt.“

Tilgungskonzept

Es geht um 22,3 Mrd. Euro,
dazu die 10 Mrd. Euro, die der
Freistaat 2008 als Anteilseigner
in die BayernLB pumpte, um die
Bank vor der Pleite zu retten.
Der Anteilseigner Sparkassen-
verband wurde so aus der Misere
ausgelöst. Ob der Staat die Bay-
ernLB verkaufen werde, wie es
Wirtschaftsminister Zeil befür-
wortet, ließ der Ministerpräsi-
dent offen. Das von Finanzmini-
ster Söder zu erarbeitende Til-
gungskonzept, dies ohne im Etat
neue Schulden aufzunehmen,
ließ Seehofer offen. Er will auf
jeden Fall den von Edmund Stoi-
ber 2006 gegen internen Wider-
stand begonnenen Verzicht auf
jede Neuverschuldung fortset-
zen. In dem neuen Konzept des
Finanzministers werde man die
Zukunftsgestaltung von rund ei-
ner Milliarde Euro jährlicher
Zinsbelastung befreien. Den

Kommunen sicherte der Mini-
sterpräsident zu, sie nicht zu ver-
gessen. Heuer fließe ihnen im Fi-
nanzausgleich die Rekordsum-
me von 7,3 Mrd. Euro (+
5,6%)zu. Mit weiteren Leistun-
gen seien es rund 10,4 Mrd. Eu-
ro, also fast ein Viertel des
bayerischen Gesamtetats.

Schlagabtausch

Die Aussprache wurde zu ei-
nem heftigen Schlagabtausch
zwischen Koalition und Opposi-
tion; zumal Seehofer auch seinen
Gegenkandidaten in der Land-
tagswahl 2013 attackierte. Chri-
stian Ude habe als Oberbürger-
meister und Städtetagspräsident
den Einsatz des Freistaats für die
Kommunen gelobt, nun übe er
Kritik. Eine solche Gedankena-
krobatik sei fast schon patholo-
gisch. SPD-Fraktionsvorsitzen-
der Markus Rinderspacher tat die
Regierungserklärung als „selbst-
gefällige Schönwetterrede“ ab.
Kein Wort habe der Ministerprä-
sident darüber verloren, wo er
kürzen wolle. Vermutlich müs-
sten auch die Kommunen herhal-
ten. Die Bürger erwarteten aber
vom  Ministerpräsidenten Ernst-
haftigkeit und keine „abgehobe-
ne Politreklame in eigener Sa-
che“. Seiner Ankündigung, Bay-
ern auch im Länderfinanzaus-
gleich zu entlasten, in den der
Freistaat 3,663 Mrd. Euro, der
insgesamt 7,3 Mrd. (Hessen
1,804 Mrd., Baden-Württemberg
1,779 Mrd. und Hamburg 62
Mio. Euro) einzahlt, hielt Rinder-
spacher entgegen, Bayern habe
dem bis 2019 laufenden Vertrag
seinerzeit zugestimmt. Seehofer
hatte mitgeteilt, wenn mit den
Nehmerländern keine Ver-
tragsänderung ausgehandelt wer-
den könne, planten Bayern und
Hessen im Herbst eine Verfas-
sungsklage. Rinderspacher be-
fürchtete negative Auswirkungen

des Sparkonzepts auf die Kom-
munen in der Größenordnung
von hunderten Millionen. Die
Einfrierung des Pensionsfonds zu
Lasten der Beamten sei eine
„Sauerei“.

Zukunftsfähigkeit

Grünen-Fraktionschefin Mar-
garete Bause fand in der Regie-
rungserklärung „nichts anderes
als viel Wortgeklingel“ und we-
nig Verbindliches, schon gar kei-
ne Antworten auf die aktuellen
und zukünftigen Herausforderun-
gen wie Klimawandel, demogra-
phische Entwicklung und sparsa-
men Umgang mit den natürlichen
Ressourcen. Bevor sich der Re-
gierungschef als „brutalst mögli-
cher Entschulder“ aufführe, sollte
er zuerst die verdeckten Schulden
abbauen: Beim Pensionsfond, bei
Straßen- und Gebäudeunterhalt
und energetischer Sanierung.
„Politik für Zukunftsfähigkeit
können wir Grünen besser.“

Gesprächsbereitschaft

FW-Fraktionsvorsitzender Hu-
bert Aiwanger räumte ein, der
Ministerpräsident mache nicht
alles falsch, doch fehle das letzte
Quentchen Vertrauen in seine
Zukunftsfähigkeit. In der CSU
betätige er sich als „Gruppenpsy-
chologe“. Auch Aiwanger sah die
Kommunen auf der Verlierersei-
te. Ihre Verschuldung werde er-
höht und die Bezirksumlage
müsse steigen. Insgesamt sei die
Regierungserklärung auch eine
Absage an eine Koalition mit 
den Freien Wählern gewesen.
Gleichwohl zeigte Aiwanger Ge-
sprächsbereitschaft aber die vom
Ministerpräsidenten erwogene
Verfassungsänderung sowie über
gemeinsame bayerische Interes-
senvertretung in Berlin. rm

Kommunale Wirtschaftsförderung:

Auf die Zukunft ausrichten
Fachtagung der Bayerischen Akademie für Verwaltungsmanagement in Augsburg

Was bedeutet kommunale Wirtschaftsförderung in unserer glo-
balen und vernetzten Welt? Was erwarten Unternehmen von ih-
rer Gemeinde? Mit dieser und weiteren Fragen befasste sich ei-
ne Fachtagung der Bayerischen Akademie für Verwaltungsma-
nagement in Augsburg. Praxisberichte über erfolgreiche Einzel-
handel- und Innenstadtentwicklungen, aktuelle Förderpro-
gramme sowie neue Finanzierungsmodelle rundeten das Pro-
gramm der zweitägigen Veranstaltung ab.

Fachkräftesicherung wird ins-
besondere in ländlichen Regio-
nen zunehmend zu einem Wett-
bewerbsfaktor im Standortmar-
keting. Die Landkreise Dillingen
und Donau-Ries haben zum Bei-
spiel eine Regionalstudie in Auf-
trag gegeben, um zielgenau
Maßnahmen ergreifen zu kön-
nen, wie Prof. Dr. Markus Glück
(Technologie Centrum Westbay-
ern/Hochschule Augsburg), Pe-
ter Hurler (Landkreis Dillingen)
und Veit Meggle (Landkreis Do-
nau-Ries) erläuterten.

2008 starteten die beiden
Landkreise gemeinsam mit der
Industrie- und Handelskammer
Schwaben (IHK), der Hand-
werkskammer für Schwaben
(HWK) und der Agentur für Ar-
beit die Initiative zum Projekt
„Fachkräftesicherung“. IHK und
HWK befragten im Rahmen der
Phase I des Projektes in ganz
Schwaben über 1.300 Unterneh-
men, wie sie den künftigen Be-
darf an Fachkräften sehen. 

Fachkräftemangel

Die Auswertung der Befragung
bezogen auf die Teilräume Nord-
und Westschwaben sowie den
Wirtschaftsraum Augsburg und
das Allgäu hat ergeben, dass der
Wirtschaftsraum Nordschwaben

überdurchschnittlich vom Fach-
kräftemangel betroffen ist. Auf
Seiten des Handwerks wird beim
Ausbauhandwerk und beim
Handwerk für gewerblichen Be-
darf in der Fachkräftesicherung
eine große oder sehr große Bedeu-
tung gesehen. Daneben ist auch in
Nordschwaben bei den Industrie-
betrieben in den Branchen Elek-
trotechnik, Metallerzeugung und -
bearbeitung sowie Maschinenbau
ein zunehmender Fachkräftebe-
darf sichtbar geworden.

Bildungsangebot

Auf der Grundlage dieser Er-
kenntnisse wurde Phase II des
Projektes gestartet, in der Prof.
Glück beauftragt wurde, flächen-
deckend in Nordschwaben Unter-
nehmen zu ihrem künftigen Fach-
kräftebedarf und dem Bildungs-
angebot in der Region zu befra-
gen. Daran haben sich 94 Unter-
nehmen aus Industrie, Handwerk,
Handel und Dienstleistung, da-
von 57 aus dem Landkreis Do-
nau-Ries und 37 aus dem Land-
kreis Dillingen beteiligt. Bei der
Befragung habe man ganz be-
wusst versucht, die Sichtweise
der Wirtschaft und des Hand-
werks, die Sichtweise der Schu-
len und Bildungseinrichtungen
und durch eine Befragung der
Absolventen auch die Sichtweise
der Betroffenen zu erfahren. 

Dabei, so Prof. Glück, habe
man interessante Erkenntnisse
gewonnen, die die Arbeitsgrund-
lage für einen Workshop mit allen
maßgeblichen Akteuren (Vertre-
ter von Industrie, Handel, Hand-
werk, Dienstleistung, Behörden,
Agentur für Arbeit und von Bil-
dungseinrichtungen) bildeten.
Ziel des Workshops war, gemein-
sam Strategien zur Fachkräftesi-
cherung und zur Weiterentwick-
lung der Bildungsangebote im
Wirtschaftsraum Nordschwaben
zu entwickeln.

Ein Ergebnis der Unterneh-
mensbefragung war, dass rund
65 Prozent der befragten Unter-
nehmen angegeben haben, dass
die ungeeignete Qualifikation
der Bewerber Ursache sei, dass
offene Stellen nicht besetzt wer-
den können. Hinzu komme, dass
57 Prozent den Standort ländli-
cher Raum als negativen Faktor
ansehen, der zur Verschärfung
der Fachkräftesituation beitrage.

Als Lösungsansätze wurden
die vier Handlungsfelder Opti-
mierung der Schnittstellen Schu-
le, Wirtschaft & Handwerk, Stär-
kung der Hoch-, Fach- und
Technikerschulangebote vor
Ort, Qualifizierung - Unterstüt-
zung von Schülern bei Berufs-
wahl sowie Imageverbesserung:
Stärkung der Attraktivität des
Wirtschaftsraums benannt. 

Die Region Ingolstadt weist
eine sehr vitale Wirtschaftsstruk-
tur auf. So investieren die Unter-
nehmen in der Region über-
durchschnittlich in Forschungs-
und Entwicklungsaktivitäten. Zu
diesem Ergebnis kommt die von
der TU München, der Katholi-
schen Universität Eichstätt-In-
golstadt sowie weiteren Partnern
im Auftrag der Audi AG und IR-
MA durchgeführte Studie „Wert-
schöpfung der Region Ingolstadt
– Bilanzierung von Wissens- und
Innovationskapital”, die Thomas
Bauer von der Initiative Regio-
nalmanagement Region Ingol-
stadt e.V. (IRMA) präsentierte.
Wie die Forschungsergebnisse
aber auch zeigen, gibt es noch
viel Potenzial in der branchenü-

bergreifenden Zusammenarbeit
der Unternehmen. 

Die Erkenntnisse aus der Stu-
die helfen, die Region erfolgrei-
cher und attraktiver zu gestalten,
betonte Bauer. Neben den qualifi-
zierten Arbeitskräften spiele da-
bei vor allem die Vernetzung eine
entscheidende Rolle. Bei ihrem
Engagement konzentriert sich IR-
MA mit Unterstützung der regio-
nalen Unternehmen deshalb
künftig auf die Verbesserung der
Zusammenarbeit. 

Wie die Studie belegt, bieten
sich vor allem bei der Integration
kleiner- und mittelständischer Un-
ternehmen noch große Möglich-
keiten. Die Mobilitäts-, Energie-
und Gesundheitswirtschaft stellen
die drei zentralen Wertschöp-
fungsfelder der Untersuchung dar.
Ein wesentliches Ergebnis daraus
ist, dass zwar die Großbetriebe der
Region gut miteinander vernetzt
sind, die große Zahl der Mittel-
ständler jedoch kaum. Der Aufbau
von Netzwerken ist daher eine
wichtige Plattform für die Anbah-
nung und Intensivierung von Ko-
operationen.

Die Studie kommt auch zu
dem Ergebnis, dass es bei der
Gründungsförderung – trotz gut-
er Ausgangslage – wesentliche
Barrieren zur Gründung eines
neuen Unternehmens gibt. Dazu
zählen die geringe Kooperati-
onsbereitschaft, die Dominanz
der etablierten Unternehmen und
der Mangel an Finanzierungs-
möglichkeiten. Dies wurde von
den befragten Unternehmens-
gründern vorrangig genannt. Ba-
sis der Untersuchung bildete die
Befragung von rund 900 Betrie-
ben und wissenschaftlicher Ein-
richtungen aus der Region.

Bürgerbeteiligung

Meinrad Bumiller, Trainer der
Bayerischen Akademie für Ver-
waltungsmanagement, plädierte
für Wirtschaftsförderung und
Stadtentwicklung durch Bürger-
beteiligung. Der Staat, so Bumil-
ler, könne dezentrales Wissen
nicht zentralisieren. Der Markt
sei ein geniales Informationssy-
stem, für Werte aber blind. Eine
aktive Bürgergesellschaft ver-
binde gemeinsame Werte mit de-
zentral verteiltem Wissen. Bür-
gerbeteiligung sei kein billiger
Hilfsdienst, sondern Ermächti-
gung der Bürger. „Vom reaktiven
Ablehnen hin zum proaktiven
Gestalten“ laute die Maxime.

Christoph Winkelkötter, gfw
Gesellschaft zur Förderung der
Wirtschafts- und Beschäfti-
gungsentwicklung im Landkreis
Starnberg mbH, machte deutlich,
dass Wirtschaftsförderung in der
Region bzw. in der Kommune
sich nicht länger auf das enge
Aufgabenfeld wie in den letzten
Jahrzehnten beschränken dürfe.
Die Verbesserung der Standort-
bedingungen werde immer be-
deutender. Die Standortbedin-
gungen beeinflussten in einem
erheblichen Maß die unterneh-
merische Standortwahl sowie die
Wohnortentscheidung hochquali-
fizierter Arbeitskräfte. Positive
Standortbedingungen leisteten
einen wesentlichen Beitrag dafür,
dass Fachkräfte vor Ort bleiben
bzw. angezogen werden. 

Der Wirtschaftsförderer fun-
giere als Koordinator der ver-
schiedenen Initiativen. „Wirt-
schaftsförderung ist heute auch
Kreis- bzw. Regionsentwick-
lung!“, so Winkelkötter. In Zu-
kunft sei sie Treiber einer Fach-
kräftestrategie in einer Kommu-
ne bzw. Region. „Wie kann der
Standort in Zukunft Fachkräfte
ausbilden, bilden und gewinnen?
Daran wird der Erfolg der Wirt-
schaftsförderung in Zukunft ge-
messen werden“, stellte Winkel-
kötter abschließend fest. DK

Rege Teilnahme an der Fachtagung der Bayerischen Akademie
für Verwaltungsmanagement in Augsburg. 

Kreisverwaltungen sollen 
kundenfreundlicher werden

In den Monaten Februar und März 2012 führen die acht bayeri-
schen Landkreise Aschaffenburg, Bad Kissingen, Bad Tölz-
Wolfratshausen, Donau-Ries, Fürth, München, Neustadt a. d.
Waldnaab und Starnberg umfangreiche Bürgerbefragungen
durch. Ihren Ausgangspunkt nahmen diese Befragungen vor
mehr als 10 Jahren im Rahmen des Pilotprojekts „Verwaltungs-
reform“ des Bayerischen Landkreistags. 

Zum Zweck der Modernisie-
rung der Kreisverwaltungen ha-
ben sich innovative Landkreise
im Bayerischen Innovationsring
zusammengeschlossen und neben
anderen Maßnahmen eine Bür-
ger- /Kundenbefragung konzi-
piert. „Eine Vielzahl von Behör-
den, Bezirksregierungen wie
auch Landkreise in Bayern und in
Hessen haben diese erfolgreiche
Initiative mittlerweile aufgegrif-
fen“, so der Leiter des Bayeri-
schen Innovationsrings Landrat
Roland Schwing, Miltenberg. 

Die letzte Bürgerbefragung
wurde im Jahr 2010 mit zwölf
bayerischen Landkreisen durch-
geführt. Da aus den Ergebnissen
eine Vielzahl wertvoller Hand-
lungsempfehlungen abgeleitet
und umgesetzt werden konnte,
findet die Befragung in diesem
Jahr in weiteren acht Landkreisen
statt. 

„Diese Befragung passt bestens
in unser Konzept: Die Land-

ratsämter wollten und wollen sich
auch weiterhin stärker an den Be-
dürfnissen der Bürger orientie-
ren“, kommentierte der Präsident
des Bayerischen Landkreistags
Landrat Dr. Jakob Kreidl, Mies-
bach, die Umfrage und bittet die
Bürger um rege Beteiligung. 

Fachlicher Eindruck

Die Befragung umfasst die
Themenkomplexe, die in der Be-
völkerung zu Zufriedenheit oder
Unzufriedenheit führen. Dabei
geht es zum einen um den fach-
lichen und persönlichen Ein-
druck, den die Bürger vom Per-
sonal der Landratsämter haben.
Ein zweiter Schwerpunkt betrifft
alle relevanten infrastrukturellen
und organisatorischen Aspekte –
angefangen beim Parkplatzange-
bot und den Öffnungszeiten bis
hin zur Zufriedenheit der Bürger
mit der Bearbeitung von Anfra-
gen und Anträgen. 



02. 02. 2012 BLICKPUNKTEGZ 3

Liebe Leserinnen 
und Leser,

„Es war einmal eine Kuh,
die auf einem österreichischen
Bergbauernhof ein friedliches
Dasein fristete. Da begab es
sich, dass das Vieh an einen
Landwirt im Landkreis Mühl-
dorf verkauft wurde. Quasi
auf dem Weg zur Schlacht-
bank, büxte das Tier aus und
versteckte sich monatelang im
Wald. Die Suche nach der
Kuh, die Yvonne genannt wur-
de, sorgte für großen Aufruhr.
Der Kuh Yvonne gelang, wovon viele träumen:
sie wurde weltberühmt. Als das Tier nach eini-
gen Monaten der Einsamkeit überdrüssig wur-
de, gesellte sich Yvonne zu ihren Artgenossen
auf eine Weide. Dort wurde sie schließlich ein-

gefangen und wenn sie nicht gestorben ist, dann
lebt sie noch heute auf einem Gnadenhof in
Deggendorf.“

Nein, liebe Leserinnen und Leser, ich erzähle
hier keine Märchen. Das alles hat sich im ver-
gangenen Sommer im Landkreis Mühldorf so
zugetragen. Es ist schon kurios, welches Echo
die Geschichte der Kuh Yvonne ausgelöst hat.
Denn an und für sich ist es nichts Besonderes,
wenn ein Tier mal ausbricht. Nachdem die Kuh
jedoch nicht sofort wieder eingefangen werden
konnte, wurde von Seiten des Landratsamtes ei-
ne kurze Pressemitteilung herausgegeben. Auf
diesem Weg wollte man erreichen, dass der bis
dato unbekannte Besitzer der Kuh ausfindig ge-
macht werden konnte. 

Dass diese Pressemeldung eine derartige La-
wine lostreten würde, war nicht zu erwarten.
Die Telefone in der Pressestelle am Landrats-
amt standen von da an nicht mehr still. Alle re-
gionalen und überregionalen Zeitungen, Zeit-
schriften, Hörfunk- und TV-Sender berichteten
über die Kuh und stellten entsprechende Inter-
viewanfragen. Yvonne schaffte es sogar auf die

Titelseite von Deutschlands
größter Tageszeitung, die
10.000 Euro Belohnung für
den entscheidenden Hinweis
auf den Verbleib des Tieres
aussetzte. Die „Ausreißerin“
war auch Thema in den inter-
nationalen Medien wie CNN,
The Independent oder der
New York Times. Sogar Zei-
tungen und Sender in Indien
und Südafrika berichteten
über Yvonne. An der Kuh kam
niemand mehr vorbei. Beim
Social Media Netzwerk Face-
book wurden zahlreiche Ini-

tiativen gegründet, eine davon – „Rettet die
Kuh Yvonne“ - fand bei über 27.000 Nutzern
viel Gefallen.

Den ganzen August über wurden die ver-
schiedenen Suchaktionen medial begleitet und
nahezu täglich wurde über Kuh Yvonne berich-
tet. Die Fangversuche mit Reitern, Wärmebild-
kamera, Futterfalle und Betäubungspfeil schlu-
gen zwar alle fehl, fanden jedoch in den Medien
ihren Niederschlag. Von der „Kuh, die ein Reh
sein wollte“ und von der „schlauesten Kuh
Deutschlands“ war die Rede, sogar zu Pro-
blembär Bruno wurden Parallelen gezogen.

Zwischenzeitlich wurden auch Verschwö-
rungstheorien laut, dass es das Tier gar nicht
gäbe und die ganze Aktion nur ein PR-Gag sei.
Als die Kuh schließlich vom Eis war und einge-
fangen werden konnte, kehrte wieder Ruhe ein.

Es war ein Medienspektakel sondersgleichen.
Woran es lag, dass gerade diese Kuh für soviel
Furore sorgte, lässt sich schwer festmachen. Si-
cherlich haben verschiedene Faktoren zusam-
mengespielt. Das vielbeschworene Sommerloch
bei den Medien, vielleicht auch die Sehnsucht
der MediennutzerInnen in Zeiten der Finanz-
und Wirtschaftskrise im Urlaubsmonat einmal
keine Negativschlagzeilen lesen zu wollen ge-
paart mit einer ausgeklügelten PR-Strategie der
„Retter“ von Kuh Yvonne. Man weiß es nicht,
warum genau diese Geschichte so eingeschla-
gen hat. Was bleibt ist die Erinnerung an eine
kuriose Geschichte, die kein Sommermärchen
war, sondern sich so zugetragen hat. Der Land-
kreis Mühldorf a. Inn – echt „kuhl“!

Ihr Georg Huber

KolumneGZ Georg Huber

Es war einmal 
eine Kuh

Kommunen und Eine Welt:

Nachhaltigkeit in der
öffentlichen Beschaffung

6. Runder Tisch Bayern tagte in München

Bund, Länder und Kommunen erteilen jährlich Aufträge in
Höhe von rund 360 Mrd. Euro. Ob für Güter, Dienstleistungen
oder Bauaufträge, Kommunen geben gewaltige Summen aus,
um ihre Verwaltungsaufgaben zu erfüllen und Leistungen für
ihre Bürgerinnen und Bürger zu erbringen. In vielen Kommu-
nen nehmen Aspekte der Nachhaltigkeit in der Beschaffung be-
reits einen hohen Stellenwert ein. Diese Vorreiter fungieren als
Vorbild für Bürger und andere öffentliche Auftraggeber.

Als erste der inzwischen 65
bayerischen Kommunen, die ei-
nen Beschluss gegen den Erwerb
von Produkten aus ausbeuteri-
scher Kinderarbeit gefasst ha-
ben, lud die Stadt München zu-
sammen mit dem Eine Welt
Netzwerk Bayern e. V. zur Ver-
anstaltung „6. Runder Tisch
Bayern: Kommunen und Eine
Welt - Nachhaltigkeit in der öf-
fentlichen Beschaffung“ ein. Die
Tagung zeigte gute Beispiele der
kommunalen Beschaffung auf
und regte zur Nachahmung an.

Handlungsleitfaden

„Klare und eindeutige „Muss-
Kriterien“ sowie konkrete Hand-
lungsleitfäden für eine nachhalti-
ge Beschaffung zu definieren
und einzuführen ist keine Aufga-
be, die wir als Kompetenzstelle
alleine stemmen können“, mach-
te Klaus-Peter Tiedtke, Direktor
des Beschaffungsamtes des
Bundesministeriums des Innern
deutlich. Klare und eindeutige
„Muss-Kriterien“ sowie konkre-
te Handlungsleitfäden für eine
nachhaltige Beschaffung zu defi-
nieren und einzuführen sei „kei-
ne Aufgabe, die wir als Kompe-
tenzstelle alleine stemmen kön-
nen“. Deshalb stellten Koopera-
tion und Austausch Grundpfeiler
des Masterplans dar.

Weitere Standbeine des Ma-
sterplans sind Tiedtke zufolge
Forschung und Beschaffungs-
praxis. Aktuell wurden 108 Poli-
zeifahrzeuge in „Blue Motion
Technologie“ (reduziert Schad-
stoffaustausch und Kraftstoffver-
brauch) gekauft. Bei der Be-
schaffung von PCs, kürzlich
zum Beispiel für das Umwelt-
bundesamt, werden die höchsten
Energieeffizienzkriterien ange-
wandt.

Nachweise

Bei kürzlich eingekauften
Uniformen für das Technische
Hilfswerk wurden die Kernar-
beitsnormen der ILO zur ergän-
zenden Vertragsbedingung ge-
macht. Die Bieter mussten dies
mit Labels oder anderen eindeu-
tigen Nachweisen beziehungs-
weise einer umfassenden Ei-
generklärung nachweisen. Bei
Druckerzeugnissen wird der
Nachweis des Blauen Engels ge-
fordert, ebenso ein erhöhter
Recyclingpapieranteil und die
Berücksichtigung von Um-
weltmanagementsystemen. 

Da „nichts schlimmer und
häufiger ist als die Diskrepanz
zwischen Außendarstellung und
Innenleben“, werde Nachhaltig-
keit selbstverständlich auch in-
tern praktiziert, fuhr Tiedtke fort.
So stehe das Thema Elektromo-
bilität ganz oben auf der Tages-
ordnung: Derzeit werde ein Kon-
zept erarbeitet, um für den eige-
nen Einsatz die auf dem Markt
befindlichen E-Autos zu testen.
Für den Diensteinsatz würden
den Mitarbeitern bereits ein E-
Fahrrad und ein E-Roller zur
Verfügung gestellt. 

Nachhaltige Beschaffung

Die Nachhaltige Beschaffung
am Beispiel Bio-Verpflegung in
der BioMetropolregion Nürn-
berg stellte im Anschluss Dr.

Werner Ebert vom Umweltrefe-
rat der Stadt Nürnberg vor. Ziel
sei es, den Anteil von Bio-Le-
bensmitteln weiter auszuweiten.
So sollen bis 2014 50 Prozent
Bio-Anteil in Schulen und Kitas,
bei Empfängen des Oberbürger-
meisters und bei Wochen-Märk-
ten erreicht werden, 25 Prozent
Bio-Anteil bei allen städtischen
Einrichtungen, Veranstaltungen,
Spezial-Märkten und Beteiligun-
gen und 10 Prozent Anteil in der
ökologischen Landwirtschaft.
Die BioMetropole fördere dabei
besonders regionale, saisonale
und faire Produkte in Bio-Qua-
lität. 

Marktmacht

Anhand der Nachhaltigen Be-
schaffung in städtischen Kran-
kenhäusern stellte Herbert Nent-
wich vom Wiener Krankenan-
staltenverbund schließlich das
Programm „ÖkoKauf Wien“
vor. Die Stadt Wien kauft Jahr
für Jahr eine Vielzahl von Pro-

dukten, Waren und Leistungen
aller Art im Wert von etwa fünf
Milliarden Euro ein. Die Palette
reicht dabei von Textilien,
Waschmitteln, Büromaterial,
Möbeln, Baumaterialien bis hin
zu Reinigungsarbeiten als kom-
plettes Dienstleistungspaket. Der
Ankauf so großer Warenmengen
gibt die Möglichkeit, auf die
Qualität und Beschaffenheit der
Produkte wesentlich mehr Ein-
fluss zu nehmen, als der einzelne
Konsument dies vermag. Schon
bisher wurde diese Marktmacht
genutzt, um möglichst viele um-
weltfreundliche Produkte einzu-
kaufen. 

Klimaschutzprogramm

Wenig Verpackung, phosphat-
und formaldehydfreie Produkte,
kein PVC, keine Chlorbleiche,
keine aggressiven Reinigungsmit-
tel, keine Tropenhölzer - das sind
nur einige Vorgaben für die um-
weltfreundliche Beschaffung der
Stadt Wien. Der erfolgreich einge-
schlagene Weg wird in Zukunft
nicht nur fortgesetzt, sondern wei-
ter intensiviert. Das Programm
„ÖkoKauf Wien“ ist aus dem Kli-
maschutzprogramm „KliP Wien“
hervorgegangen und leistet seit
dem Jahr 1998 einen wichtigen
Beitrag zu dessen Zielen. DK

Hoffen auf Erfolg
Bringt die Ehrenamtskarte, was sie verspricht?

Von Karl Jörg Wohlhüter
Das abgelaufene Jahr des Ehrenamtes, das ja nicht unbedingt
die Bevölkerung aufgewühlt hat und dessentwegen nicht in hel-
len Scharen die freiwilligen Dienste gestürmt wurden, brachte
zumindest in Bayern eines zustande: Die Ehrenamtskarte, für
jüngeres Publikum auch als EhrenamtsCard darstellbar. Nun
könnte man nach guter deutscher Art - und weil es viel einfacher
und lustiger ist - das Projekt, kaum geboren für tot erklären. So-
lider wäre es aber wahrscheinlich, dem Projekt erst einmal eine
Chance zu geben, zeitlich und inhaltlich.

Die Rücksichtnahme auf un-
terschiedliche lokale Vorausset-
zungen müsste ebenso einge-
bracht und Anlaufschwierigkei-
ten dürfen nicht überzogen dar-
gestellt werden. Niemand sollte
sich zu schade sein, Fehlent-
wicklungen einzugestehen und
vor allem keine zu großen Er-
wartungen zu wecken. Das Mot-
to: Es muss etwas geschehen,
aber es darf nichts passieren,
sollte hier widerlegt werden. Mit
Gelassenheit und Toleranz könn-
te ein gesellschaftspolitisches
Konzept, es gibt an sich schon
viel zu wenige, den deutlichen
Verfall der Ehrenamtskultur
bremsen oder gar neue Struktu-
ren entwickeln helfen.

Problemkreise

So gesehen stellt es auch keine
destruktive Kritik dar, wenn man
jetzt schon auf Problemkreise
hinweist und im Anfangsstadium
Fehlentwicklungen verdeutlicht,
die letztlich das gesamte Vorha-
ben zum Scheitern bringen kön-
nen. Rein wirtschaftlich gesehen
haben sich derartige Vorzugsak-
tionen häufig als undurchführ-
bar erwiesen, weil die Nachfra-
ge zu groß war und der bürokra-
tische Kostenaufwand maßlos
unterschätzt wurde. Ganz prak-
tisch: wenn der Autohändler für
das erste Elektroauto keinen
Nachlass gewährt, weil er zu-
hauf Kunden hat, die das Dop-
pelte bezahlen würden, dann
kommt die Beschwerde nicht
beim Verein an, sondern beim
Landratsamt. Gerade dieser un-
vorhersehbare Betreuungsauf-

wand hat erfolgreiche Kunden-
clubs zerstört. 

Nehmen wir ein durchaus
denkbares Szenario: Gut 30 Pro-
zent der Bevölkerung dürfen
sich als Ehrenamtliche bezeich-
nen. Da zählen auch die Aufse-
her lokaler Kreditinstitute bei-
spielsweise dazu, die ordentliche
Aufwandsentschädigungen be-
kommen, aber mindestens 10
Stunden in der Woche mit dem
spannendem Studium der Bi-
lanzregelungen nach Basel III
verbringen, rein ehrenamtlich.
Kurzum beanspruchen alle theo-
retisch Berechtigten die denkbar
uferlosen Vorzüge, die mit dieser
Karte verbunden sein können,
dann müssen die Kämmerer in
Landkreisen und Städten schon
neu rechnen, 50 Prozent Rabatt
fürs Schwimmbad, kostenlose
Benutzung des ÖPNV, stark ver-
günstigter Eintritt bei Kulturver-
anstaltungen usw. 

Kommerzialisierung

Ein wirklich ernsthaftes Pro-
blem kann entstehen, wenn etwa
zwischen zwei Städten oder be-
nachbarten Landkreisen unter-
schiedliche Vergünstigungen an-
geboten werden. Und nicht ganz
unkritisch wird man eine Tendenz
beobachten müssen, dass „Akti-
visten“ - ausserhalb der Verwal-
tung bei Privatfirmen günstige
Rabattkonditionen aushandeln.
Diese Kommerzialisierung kann
dem Projekt durchaus schaden.
denn nach kurzer Zeit werden die
Firmen allen Kunden diese Vor-
züge gewähren müssen, die es
meist ja schon gibt, siehe die

Kundenkarten oder häufig genügt
die schlichte Frage, „geht da no
was?“ Man muss halt nur fragen.

Aber lassen wir einmal diese
Bedenken beiseite und der Karte
einen fairen Start. Werfen wir des-
halb einen Blick auf die Vorga-
ben: Landkreise und kreisfreie
Städte stellen Ehrenamtskarten
für ihre bürgerschaftlich Enga-
gierten aus, wenn die persönli-
chen Voraussetzungen erfüllt sind.
Besagte Stellen sind auch ver-

pflichtet die Voraussetzungen für
den Erhalt der Karte zu prüfen.
Und die Bestätigung ob eine tat-
sächliche ehrenamtliche Tätigkeit
im geforderten zeitlichen Rahmen
erfolgte nehmen die Vereine und
Organisationen vor. Bei jeder Ab-
lehnung kann man gleich eine
Austrittserklärung beilegen oder
der Vorstand kommt ins Grübeln,
ob er für die nächste Wahl einen
neuen Fan gewonnen hat. Man
darf also von einer großherzigen

Vergabe der Bestätigungen ausge-
hen und den Ämtern ist es nicht
zumutbar, eine aufwändige büro-
kratische Kontrolle auszuüben.

Der Freistaat selbst ist sehr
großherzig: Karteninhaber erhal-
ten eine rund 10-prozentige Er-
mässigung bei Schiffsfahrten auf
staatlichen Seen oder beim Be-
such von staatlichen Museen (Die
Vergünstigungen im Detail wer-
den aufgelistet im Internet auf
www.gemeindezeitung.de). 

Bericht von Familienministerin Haderthauer:

Mit dem Medienführerschein 
zur Medienkompetenz

Familienministerin Christine Haderthauer hat dem Kabinett
über Maßnahmen des Familienministeriums zur Förderung der
Medienkompetenz und den medialen Jugendschutz in Bayern
berichtet. Haderthauer: „Nach einer aktuellen Studie verbrin-
gen 12- bis 19-Jährige im Schnitt täglich 134 Minuten im Inter-
net, 113 Minuten vor dem Fernseher und weitere 64 Minuten
mit Computer- und Videospielen. Bei vielen bleibt nicht mehr
genug Zeit für Hausaufgaben oder soziale Aktivitäten. Außer-
dem können ungeeignete Medienangebote, wie Gewaltdarstel-
lungen, die kindliche Entwicklung erheblich beeinträchtigen.
Dem gilt es entgegenzuwirken. Um die Eltern in ihrer Erzie-
hungskompetenz zu unterstützen, gibt es in Bayern eine Fülle an
Informations- und Bildungsangeboten.“

So zielte die audiovisuelle Auf-
klärungskampagne „Was spielt
mein Kind“ mit Kinospots, In-
foscreen-Filmen in den U-Bahn-
höfen in München, Augsburg und
Nürnberg sowie dem Internetpor-
tal www.was-spielt-mein-kind.de
darauf ab, Eltern für ihre Erzie-
hungsaufgabe zu sensibilisieren
und Kinder zu einem verantwor-
tungsvollen Umgang mit Compu-
terspielen anzuhalten. Das Pro-
jekt ELTERNTALK bietet an 21
Standorten moderierte Gesprächs-
runden von Eltern für Eltern zum
Erfahrungsaustausch in Erzie-
hungsfragen, insbesondere zur
Medien- und Konsumerziehung.
Das Projekt erreicht Eltern aus al-
len Bevölkerungsschichten. So

haben 76 Prozent der teilnehmen-
den Eltern einen Migrationshin-
tergrund. ELTERNTALK wird
von der Bayerischen Staatsregie-
rung mit rund 125.000 Euro jähr-
lich unterstützt.

Altersgerechtes Lernen

Im schulischen Bereich hält der
„Medienführerschein Bayern“
unter www.medienführerschein.
bayern.de freiwillige Angebote
für die Schülerinnen und Schüler
der 3. und 4. sowie der 6. und 7.
Jahrgangsstufe bereit. Medienmi-
nister Thomas Kreuzer: „Medien-
kompetenz ist heute die vierte
Schlüsselkompetenz neben Le-
sen, Schreiben und Rechnen. In

den Schulen haben wir darauf
reagiert und bieten über verschie-
dene altersgerecht aufbereitete
Module mit Titeln wie „Coole
Superstars“ oder „Ich im Netz“
den Erwerb eines Medienführer-
scheins an. Ich bin überzeugt: Mit
dem Medienführerschein Bayern
haben wir einen modernen und
ansprechenden Weg gefunden,
unseren Kindern und Jugendli-
chen den richtigen Pfad durch
den Mediendschungel zu wei-
sen.“ 

Informationsabende

Weiter unterstützen die 120
medienpädagogischen- informa-
tionstechnischen Berater (MiB)
seit 2002 die Schulgemeinschaft
durch Lehrerfortbildungen, schu-
lische Informationsabende für El-
tern und Schulprojekte. Familien-
ministerin Haderthauer: „Für die
Bayerische Staatsregierung sind
Medienkompetenz und medialer
Jugendschutz wichtige Themen,
die wir vielfältig fördern und un-
terstützen. In erster Linie kommt
es aber auf die Eltern an. Sie müs-
sen ihren Kindern am Bildschirm
über die Schulter schauen.“ 
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(Fortsetzung von Seite 1)
Im Rahmen des Zukunftsfo-

rums zeichnete Bundeslandwirt-
schaftsministerin Aigner ge-
meinsam mit Bundesinnenmini-
ster Hans-Peter Friedrich drei
Bürgerprojekte aus, die sich über
Gemeindegrenzen hinweg den
Herausforderungen des demo-
grafischen Wandels stellen.

Gemeinsam stark

Im Wettbewerb „Gemeinsam
stark sein“ werden Projekte aus-
gezeichnet, die Generationen
und Gemeinden verbinden und
aktiv das Leben auf dem Land
gestalten. Wer gewinnt, haben
mehr als 1.500 Akteure aus den
Regionen in einer Online-Ab-
stimmung, die von der Deut-
schen Vernetzungsstelle Ländli-
che Räume bei der Bundesan-
stalt für Landwirtschaft und
Ernährung organisierten wurde,
selbst entschieden. 

Der erste Preis ging an das
Projekt „Wittlager Land“ aus
Niedersachsen: Mit einer Grund-
stücks- und Gebäudevermitt-
lungsbörse und einer kommuna-
len Wohnungsbeobachtung set-
zen sich die Initiatoren gegen
Leerstände und für ein attrakti-
ves Ortsbild ein. Den zweiten
Platz belegte das Erlebniszen-
trum „Hof Viehbrook“ in Schles-

(Fortsetzung von Seite 1)
immer das Licht aus, so war es
nach Ablauf des vergangenen
Schuljahrs gerade noch ein Dut-
zend.

Die Mittelschul-Verbünde set-
zen laut Sibler auf stärkere Ei-
genverantwortung vor Ort, bei-
spielsweise beim Einsatz des
Budgets für Lehrerwochenstun-
den und bei der Klassenbildung.
Das Budget-Modell habe sich
bewährt und zu einer günstigen
personellen Ausstattung geführt.
Dies spiegle sich in gesunkenen
Klassenstärken wieder. Rund 87
Prozent aller Volksschulklassen
haben eine Größe von 25 oder
weniger Schülern. An knapp 300
Mittelschulen ist es möglich,
Klassen mit weniger als 15
Schülern zu bilden. Auch kleine
Schulen sollen alle drei Zweige
(Technik, Wirtschaft und Sozia-
les) anbieten. Dies erfordere ei-
nen hohen Koordinationsbedarf
und Toleranz vor Ort. „Die Bür-
germeister haben da eine zentra-
le Rolle.“

Demografischer Wandel

„Wir wollen in einer Zeit des
demografischen Wandels mög-
lichst viele Schulstandorte mög-
lichst lang erhalten“, bemerkte
Sibler und ergänzte. „Bevor eine
Schule aufgelöst wird, akzeptie-
ren wir lieber Klassen mit 12, 13
und 14 Schülern. In Niederbay-
ern und der Oberpfalz gibt es
noch viele kleine Mittelschulen
mit Klassengrößen von 15 bis 17
Schülern, etwa im Bayerischen
Wald. Eine Mittelschule kann
weiter existieren, solange sie
noch mindestens eine Klasse
umfasst. In ganz Bayern liegt die
Schülerzahl im Durchschnitt bei
20,1.“

Praxisorientierung

Der Staatssekretär trat der Mei-
nung vieler Eltern entgegen, wo-
nach die Haupt- bzw. Mittelschule
eine Sackgasse sei. Die Jugendar-
beitslosigkeit sei im Vergleich zu
2004/2005 unter drei Prozent ge-
sunken. Mit einer starken Berufs-
und Praxisorientierung bereite sie
die jungen Menschen besonders
intensiv auf Ausbildung und Be-
rufsleben vor. Betriebe und das
Handwerk warteten sehnlichst auf
die Schulabgänger. Der Lehrstel-
lenmangel sei schon 2010 kein
Thema mehr gewesen. Zugleich
ermögliche der mittlere Schulab-
schluss auch den Anschluss an die
Fachoberschule bis hin zur allge-
meinen Hochschulreife und den
Einstieg ins Gymnasium. „Die
heimische Wirtschaft braucht
auch Mittelschulabsolventen“, be-
tonte Sibler.

Gute Zusammenarbeit

Bürgermeister Alfons Sittinger
aus dem niederbayerischen
Arnstorf berichtete von der gut-
en Zusammenarbeit zwischen
Mittelschule und Realschule in

der Gemeinde Altdorf. Es sei ein
Pilotprojekt für ganz Bayern. Bei
guten Leistungen kämen die
Schüler in eine Übergangsklasse
und dann direkt in die 10. Klasse
Realschule. Derzeit seien in der
Übergangsklasse 14 Schüler.
Laut Staatssekretär Sibler han-
delt es sich um das Modell 9+2.
„Diese Modelle wollen wir aus-
bauen.“ Im Nachtragshaushalt
seien zusätzliche Mittel vorgese-
hen, um die Pilotprojekte von
zehn auf 50 zu erweitern. Die
Bewerbungen liefen gerade an.

Mittelschulverbund

Wie Franz Göbl, Bürgermei-
ster von Buch am Erlbach, dar-
legte, haben sich in Vilsbiburg
sechs Hauptschulen zu einem
Mittelschulverbund zusammen-
geschlossen. Göbl befürchtet,
dass Lehrerstunden wieder ge-
strichen werden, da sie bei vier
Schulen gedeckelt sind.

Heinrich Trapp, Landrat des
Landkreises Dingolfing-Landau
meinte: „Die Hauptschulen sind
mit dem Mittelschulmodell nicht
schlechter geworden, aber wir
sind noch nicht durch. Ange-
sichts der Ankündigung von Mi-
nisterpräsident Horst Seehofer,
den Staatshaushalt bis zum Jahr
2030 schuldenfrei zu gestalten,
hoffe ich, dass die Schulden
nicht bei den Kommunen abge-
laden werden. Die Inklusion
wird eine dreistellige Zahl von
zusätzlichen Planstellen erfor-
dern und unendlich viel Geld ko-
sten. Da müssen wir mit zahlen.“

Inklusion

„Ich bin zufrieden, wenn die
Förderschulen im Landkreis
trotz Inklusion erhalten bleiben.
Wir haben in Cham eine Mittel-
schule mit 560 Kindern und ein
hervorragendes Angebot“, stellte
Michael Dankerl, Bürgermeister
von Willmering, Landkreis
Cham, fest. Die Durchlässigkeit
und Transparenz der Schularten
sieht er als sehr wichtig an. Die
Grundschule im Dorf zu haben
sei ein Stück Lebensqualität.
„Das ist uns Gemeinden heilig.“

Schülerzuwachs

Als eine der ersten Gemeinden
hat Jandelsbrunn im Landkreis
Freyung-Grafenau einen Ver-
bund gegründet, „weil wir darin
eine große Chance gesehen ha-
ben“, so Geschäftsleiter Max
Pöschl. Die Mittelschulen seien
sehr gut angenommen worden,
man verzeichne einen Zuwachs
an Schülern. Die Tatsache, dass
zwei 8. Klassen mit 17 und 15
Schülern zu einer Klasse mit 32
zusammengelegt wurden, habe
Verunsicherung hervorgerufen.
Drei bis vier Millionen Euro
müsse die Gemeinde für die Sa-
nierung des Schulhauses ausge-
ben. „Wir müssen deshalb wis-
sen, wie es weiter geht“, erklärte
Pöschl. DK

Neues Ehrenamtsportal (v. l.): Peter Götting, Vizepräsident des
DLRG , Carl Joseph Graf Wolff Metternich, Landesbeauftragter
des Malteser Hilfsdienstes, Alfons Weinzierl, Vorsitzender des
Landesfeuerwehrverbandes Bayern, Uli Hoeneß, Präsident des
FC Bayern, Innenminister Joachim Herrmann und Horst Schnei-
der, Präsident der Landesverkehrswacht Bayern. 

Attraktive Preise
für eine gute Sache

Innenminister Joachim Herrmann stellt 
neues Internetportal für das Ehrenamt vor

„Stellen Sie sich bitte kurz folgende Situation vor: Sie sind auf
der Landstraße zügig unterwegs, als vor Ihnen bei einem Über-
holmanöver ein schlimmer Unfall passiert. Sie können Ihren
Wagen rechtzeitig zum Stehen bringen und erkennen mit inein-
ander verkeilten Autos den Erst der Lage - und ab jetzt ent-
scheiden Minuten über Leben und Tod. Sie wollen helfen,
wählen die 112 und hören ... nichts - weil in dieser Gegend nie-
mand Lust hat, seine Freizeit für andere herzugeben, seinen Job
und die Familie hintenan zu stellen, sein Leben für das von
Fremden zu riskieren. Wie würden Sie sich in diesem Moment
fühlen? Hilflos? Überfordert? Allein gelassen?“ So beginnen die
Ausführungen von Alfons Weinzierl, dem Vorsitzenden des Lan-
desfeuerwehrverbandes Bayern anlässlich der Vorstellung des
neuen Internetportals des Innenministeriums für das Ehrenamt.

Bürgerschaftliches Engage-
ment ist eine tragende Säule un-
serer Gesellschaft. In Bayern ist
die Bereitschaft, sich ehrenamt-
lich zu betätigen, besonders
groß. Fast 3,8 Millionen Bürge-
rinnen und Bürger sind bereits
freiwillig engagiert, das ist über
ein Drittel der Bevölkerung über
14 Jahre. Der ländliche Raum ist
mit einer Engagementquote von
49 Prozent eine Hochburg dieses
freiwilligen Einsatzes. 

Soziales und 
solidarisches Miteinander

Das soziale und solidarische
Miteinander ist damit wesentli-
cher Bestandteil unserer bayeri-
schen Identität und macht unser
Land besonders lebens- und lie-
benswert. Darüber hinaus gehört
beispielsweise das hohe Maß an
Sicherheit und gesellschaftlicher
Stabilität zu den wichtigsten
Standortfaktoren, die das Leben
der Bürgerinnen und Bürger in
Bayern prägen. Dem Ehrenamt
kommt auch hier entscheidende
Bedeutung zu. Von den 470.000
Einsatzkräften der bayerischen
Gefahrenabwehr sind 450.000
Ehrenamtliche bei den Freiwilli-
gen Feuerwehren, den freiwilli-
gen Hilfsorganisationen und
dem THW. 

Globalisierung

Vor allem der demographische
Wandel und die Globalisierung
verbunden mit den Veränderun-
gen in der Wirtschafts- und Ar-
beitswelt stellen unsere Gesell-
schaft vor neue Herausforderun-
gen, die sich ohne die aktive
Mitwirkung unserer Bürgerin-
nen und Bürger nicht bewältigen
lassen. Innenminister Joachim
Herrmann will deshalb die Be-
deutung des Ehrenamts gezielt in
den Blickpunkt der Öffentlich-
keit rücken und damit zum En-
gagement anregen. In Bayern
gibt es dabei eine Vielzahl von
Möglichkeiten, sich ehrenamt-
lich zu engagieren und damit
Verantwortung für sich selbst
und für unsere ganze Gesell-
schaft zu übernehmen Der In-
nenminister schaltete deshalb im
Rahmen einer Pressekonferenz

und im Beisein vieler Spitzen-
vertreter und Ehrenamtlicher
neue Internetseiten des Innenmi-
nisteriums für das Ehrenamt frei.
Unter www.ehrenamt.bayern.de
kann man sich ausführlich über
die ehrenamtlichen Tätigkeiten
im Zuständigkeitsbereich des In-
nenministeriums informieren. 

Fotowettbewerb

Gleichzeitig gab Innenmini-
ster Herrmann gemeinsam mit
dem Präsidenten des FC Bayern
München, Uli Hoeneß, den
Startschuss für den Fotowettbe-
werb „Wir sind Ehrenamt – Un-
sere Ehrenamtlichen stellen sich
vor“. Alle Ehrenamtlichen, die
sich im Bereich des Innenmini-
steriums engagieren, sind aufge-
rufen, Fotos über ihre Erlebnisse
und Erfahrungen mit ihrem Eh-
renamt einzusenden. Mit den Fo-
tos können die ehrenamtlich
Tätigen ihre ganz persönlichen
Erfahrungen darstellen und zei-
gen, was das Ehrenamt für sie
ausmacht: das Gemeinschaftser-
lebnis, die Hilfe für Mitmen-
schen oder der gemeinsame Ret-
tungs- und Hilfseinsatz. Einsen-
deschluss ist der 12. März 2012.

Championsleague-Karten

Die besten Fotos werden von
einer Jury ausgewählt, der neben
Uli Hoeneß auch Vertreter von
Organisationen und Verbänden
angehören, in denen sich Men-
schen ehrenamtlich engagieren.
Den besten Beiträgen winken
tolle Preise, etwa ein mit 500 Eu-
ro gefülltes Sparschwein oder
ein Wochenende für zwei Perso-
nen an der Zugspitze. Uli Hoe-
neß kündigte in der Pressekonfe-
renz darüber hinaus spontan an,
dass er „außer der Reihe“ im
Falle einer diesjährigen Champi-
ons League - Finalteilnahme des
FCB zwei Final-Karten, anson-
sten zwei Karten für ein hoch-
wertiges Heimspiel der Champi-
ons League 2012/2013 zur Ver-
fügung stellt. Nähere Informatio-
nen zum Fotowettbewerb des In-
nenministeriums können unter
www.stmi.bayern.de/buerger/
ehrenamt/wettbewerb/ abgerufen
werden. PeHa

Neue Ausstellung „20 Jahre 
Gesamt-Deutscher Landkreistag“ 

Jüngst eröffnete der Präsident des Bayerischen Landkreistags
Dr. Jakob Kreidl mit dem Hauptgeschäftsführer des Deutschen
Landkreistags Prof. Dr. Hans-Günter Henneke im „Haus der
bayerischen Landkreise“ die Ausstellung „20 Jahre Gesamt-
Deutscher Landkreistag“. 

Nach dem Mauerfall prägten nicht nur die Fragen nach bür-
gerlicher und demokratischer Freiheit die politische Landschaft,
sondern auch der Aufbau einer leistungsfähigen kommunalen
Selbstverwaltung im Osten. Die Zahl der Landkreise erhöhte
sich von 237 in den 8 westdeutschen Flächenländern um 189 in
den 5 neuen Ländern auf insgesamt 426. „Da traf es sich gut,
dass der Deutsche Landkreistag knapp 10 Jahre nach der Einheit
von Bonn nach Berlin in das repräsentative Gebäude im Lenné-
Dreieck ziehen konnte“, so Präsident Dr. Jakob Kreidl. 

Das Zusammenwachsen des gesamt-deutschen Landkreistags
und die 8 Wirkstätten des Deutschen Landkreistags seit 1947
sind in der Ausstellung im „Haus der bayerischen Landkreise“
in der Kardinal-Döpfner-Straße 8 in München noch bis Mitte
April  zu besichtigen. 

Ein Stück...

wig-Holstein: Im Kulturzentrum
mit historischer Schmiede und
Backhaus können Kinder be-
drohte Haus- und Nutztierrassen
hautnah erleben und ältere Men-
schen sich an der bunten Mi-
schung aus Landwirtschaft, Kul-
tur und Gastronomie erfreuen.
Der dritte Platz ging an das Pro-
jekt „Schwarzwald barrierefrei
erleben“, das dazu beiträgt, dass
auch ältere Menschen und Be-
hinderte - egal ob Einheimische
oder Touristen - ihre Freizeit in
über 30 Gemeinden im Schwarz-
wald aktiver gestalten können.

Heimat gestalten

„Ich bin begeistert, wie viel
sich diese Menschen einfallen
lassen, um ihre Heimat lebendig
zu erhalten. Anstatt sich über den
demografischen Wandel zu be-
klagen, begreifen sie ihn als
Chance für ein neues Miteinan-
der der Generationen“, betonte
Aigner. Auch Minister Friedrich
lobte das Engagement der Teil-
nehmer: „Wir haben uns in der
Bundesregierung das gemeinsa-
me Ziel gesetzt, die ländlichen
Räume besser zu fördern und
dafür zu sorgen, dass alle Regio-
nen Deutschlands gleich lebens-
wert sind. Die prämierten Pro-
jekte leisten dazu einen wichti-
gen Beitrag.“ DK

Räume im...

Geschichte 
wird lebendig 
Digitales Außenmuseum Hohenlinden 

Die Kreissparkasse München Starnberg Ebersberg fördert mit
der Bayerischen Sparkassenstiftung die allgemeinverständliche
Darstellung der Bedeutung der Schlacht bei Hohenlinden mit-
tels hochinnovativer Medien. 

In Geschichtsbüchern findet
sich viel über den Hergang und
die Folgen von Schlachten, die die
Weltordnung entscheidend verän-
derten. Anschaulich ist dies mei-
stens nicht und häufig genug wird
alles durch die Brille der großen
Politik dargestellt. Ganz anders in
Hohenlinden: Hier erfahren Besu-
cher Geschichte nicht nur im Mu-
seum, sondern am eigentlichen
Ort, wo sich die entscheidenden
Ereignisse zugetragen haben. In
der Kamerasicht eines Smartpho-
nes können sie sehen, wie Öster-
reicher und Bayern am 3. Dezem-
ber 1800 auf die Rheinarmee des
Generals Moreau trafen. Virtuell
vermittelt werden sie so zu Zeit-
zeugen. Die Kreissparkasse Mün-
chen Starnberg Ebersberg und die
Bayerischen Sparkassenstiftung
stellen gemeinsam 44.000 Euro
für diese museumspädagogische
Neuheit zur Verfügung. An zahl-
reichen Punkten 25 km rund um
das Museum in Hohenlinden wer-
den nicht nur Audio- und Video-
Informationen eingespielt, son-
dern es erfolgt auch eine compu-
tergestützte Erweiterung der Rea-
litätswahrnehmung (Augmented
Reality). Dabei handelt es sich
zum Beispiel um ortsgebundene
statische Bilder oder aber auch

ganze Video-Passagen, die in das
Kamerabild des Smartphones als
weitere Schicht eingespielt wer-
den. So kann ein Soldat der Alli-
ierten oder aber ein Bauer, der
ausgeraubt worden ist, im realen
Kamerabild auftauchen und infor-
mieren. Franzosen, Österreicher
und Bayern in historischen Kostü-
men erzählen, wie sie dieses ge-
schichtliche Ereignis persönlich
erlebt haben. Mit dieser Technolo-
gie gelingt die Verschmelzung
von virtueller Welt und analoger
Realität. 

Neue Wege in der Museums-
pädagogik sind einer der Förder-
schwerpunkte der Bayerischen
Sparkassenstiftung. Dazu gehören
unter anderem auch eine GPS-ge-
stützte Führung am Mainlimes,
ein onomatopoetisches (lautmale-
risches) Kabinett im Donald Duck
Museum Schwarzenbach und 3D-
Projektionen in der Landesaustel-
lung zu König Ludwig II. auf
Herrenchiemsee. 

Dr. Ingo Krüger, Geschäfts-
führender Vorstand der Bayeri-
schen Sparkassenstiftung, er-
gänzt: „Die Sparkassen sind in
Deutschland mit einer Förder-
summe von rund 150 Millionen
Euro pro Jahr die größten nicht-
staatlichen Kulturmäzene.“ 

44.000 Euro für lebendige Geschichtsvermittlung (v. l.): Martin
Hubner, Vorsitzender des Vereins „Hohenlinden 2000“, Dr. Ingo
Krüger, Bayerische Sparkassenstiftung, Peter Waßmann, Vor-
stand der Kreissparkasse München Starnberg Ebersberg und
Ludwig Maurer, Erster Bürgermeister Hohenlinden. 
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Energiewende?
Eingeleitet.

In der Marktgemeinde Wiesentheid zapft
eine Bürgerenergiegenossenschaft die Sonne an

Der Bauhof der unterfränkischen Marktgemeinde Wiesentheid
hat eine, das alte Feuerwehrhaus hat eine und neuerdings auch
die Steigerwaldhalle: Die Rede ist von Fotovoltaikanlagen. Die
Bürgerenergiegenossenschaft Wiesentheid, die Mitglied des Ge-
nossenschaftsverbands Bayern ist, hat in den anderthalb Jahren
seit ihrer Gründung bereits sechs kommunale Dächer mit Solar-
modulen bestückt. „Und wir sind auf der Suche nach weiteren“,
sagt ihr Vorstandsvorsitzender Norbert Schneider. 

Die Bürgerenergiegenossen-
schaft (BEG) ist eine Erfolgsge-
schichte. Für die Umwelt, ihre
Mitglieder und die Menschen vor
Ort. „Auf unserer Warteliste ste-
hen weitere Bürger, die gerne
Mitglied in der Genossenschaft
werden möchten. Diesen Wunsch
werden wir hoffentlich erfüllen
können, sobald wir weitere Dä-
cher gefunden haben“, sagt Initia-
tor Schneider. „Die Leute rennen
uns die Türen ein.“ Bisher konnte
die Genossenschaft bereits 69
Mitgliedern ermöglichen, in die
Energiewende vor Ort zu in-
vestieren – gegründet wurde die
BEG 2010 noch von 18 Bürgern.

Gründung 2010

Erwachsen ist die Initiative aus
der Wiesentheider Ortsgruppe des
Bund Naturschutz. Deren Vorsitz
hat seit über 20 Jahren ebenfalls
Genossenschaftsvorstand Norbert
Schneider inne. Und auch der
zweite Vorstand der BEG, Rai-
mund Ruppert, ist in der Orts-
gruppe sehr aktiv. Ruppert bringt
als Bankdirektor außer Dienst sei-
ne Erfahrungen in der Buchhal-
tung und im Steuerwesen in die
eG ein. Auf insgesamt sechs Ver-
anstaltungen informierten sie die

Bürger im Vorfeld der Gründung
über ihre Genossenschaftspläne.
Im März 2010 folgte schließlich
die entscheidende Mitglieder-
und Gründungsversammlung.

Alle Investitionen
aus Eigenmitteln

Die ersten beiden mit Fotovol-
taikanlagen bestückten Objekte
waren dann das ehemalige Feuer-
wehrhaus sowie eine Scheune.
„Wir konnten bis jetzt alle In-
vestitionen aus Eigenmitteln
stemmen“, erklärt der 57-jährige
Schneider, der als Bauingenieur
beim Wasserwirtschaftsamt Bad
Kissingen arbeitet. „Die Solar-
module auf den sechs Dächern
haben insgesamt eine Leistung
von 203 Kilowatt peak und im
Jahr 2011 rund 160.000 Kilowatt-
stunden Strom erzeugt.“ Dafür er-
halten die Mitglieder bereits eine
erste Ausschüttung der Erträge.

Moderne Anlage

Die größte Fotovoltaikanlage
der BEG auf der Steigerwaldhal-
le ist gleichzeitig ihre modernste:
„Das Dach der Halle hat nur eine
beschränkte Tragfähigkeit, des-
wegen mussten die Solarmodule

besonders leicht sein“, erklärt
Schneider. Die Last wäre sonst zu
groß, wenn im Winter noch der
Schnee hinzukommt. „Zur Entla-
stung haben wir deswegen zu-
sätzlich eine sogenannte Rinnen-
heizung installiert, deren Heiz-
stränge den Schnee schmelzen
und das Wasser abfließen lassen.“

Gute Kooperation

Den Strom für die Heizung fi-
nanziert der Markt Wiesentheid,
mit dem die BEG ohnehin sehr
eng kooperiert: Die Solaranlage
auf der Steigerwaldhalle konnte
so extrem schnell errichtet wer-
den. Genehmigungs- wie Bau-
phase dauerten jeweils nur zwei
Wochen. „Die Zusammenarbeit
mit der Gemeinde und unserem
Stromversorger, der Überland-
zentrale Lülsfeld eG, lief immer
sehr gut ab“, sagt der Vorstands-
vorsitzende Schneider. Der erste
Bürgermeister von Wiesentheid,
Werner Knaier, übernahm sogar
den Aufsichtsratsvorsitz der Ge-
nossenschaft und ist selbst Mit-

glied. Da in der Gemeinde auf-
grund der guten Kooperation
mittlerweile alle infrage kom-
menden kommunalen Dächer be-
stückt sind, überlegt die eG, ihre
Aktivitäten auch in die anderen
Ortsteile auszudehnen.

Energiewald im Visier

Und damit nicht genug. Auch
über die Solarenergie hinaus hat
die Bürgerenergiegenossenschaft
Wiesentheid weitere Pläne: „In
Zukunft möchten wir gerne einen
eigenen Energiewald anpflanzen
und bewirtschaften“, erzählt
Schneider. „Dazu sind wir gerade
auf der Suche nach geeigneten
Flächen von rund drei bis fünf
Hektar – eine erste Versuchs-
fläche haben wir schon.“ Aus
dem Holz sollen Hackschnitzel
hergestellt werden, mit denen die
Genossenschaft das Heizhaus der
örtlichen Nahwärmeversorgung
beliefern könnte. Die Energie-
wende, von der viele Politiker ge-
rade reden – in Wiesentheid ist sie
in vollem Gang. 

Wirtschaftspolitik / Mittelstandsförderung:

Wechsel im Vorstand der
LfA Förderbank Bayern

Zeil und Söder: „Beste Ausgangsposition, 
um LfA in erfolgreiche Zukunft zu führen“

Staffelstab-Übergabe bei der LfA Förderbank Bayern: In einer
Feierstunde wurde der neue Vorstandsvorsitzende Dr. Otto Beierl
in sein Amt eingeführt und der bisherige Bankchef Michael
Schneider verabschiedet. „Mit Dr. Otto Beierl als ausgewiesenem
Finanzfachmann an der Spitze wird die Landesförderbank Bay-
ern ihren erfolgreichen Weg fortführen. Die Förderung des bayeri-
schen Mittelstands wird auch unter seiner Leitung zu den Trumpf-
karten der aktiven bayerischen Wirtschaftspolitik zählen“, erklär-
ten Bayerns Wirtschaftsminister und LfA-Verwaltungsratsvorsit-
zender Martin Zeil sowie Finanzminister Dr. Markus Söder an-
lässlich der Veranstaltung.

Beierl trat 2007 in die LfA ein
und übernahm ein Jahr später
Vorstandsverantwortung, unter
anderem in den Bereichen Indi-
vidualkredite, Finanzmärkte und
IT. Zuvor war er im Bayerischen
Finanzministerium in verschie-
denen Leitungspositionen tätig
und zuletzt als Ministerialdirek-
tor ständiger Vertreter des Amts-
chefs. Der promovierte Jurist
wurde 1955 in Augsburg gebo-
ren, ist verheiratet und hat zwei
Kinder.

Dank an Michael Schneider

Dem scheidenden Vorsitzen-
den Schneider dankten Zeil und
Söder „für seine außerordentli-
chen Verdienste um die Bank
und die mittelständischen Unter-
nehmen in seinen zwölf Jahren
im Vorstand, davon fünf Jahre
als Vorsitzender.“ Schneider tritt
im Alter von 67 Jahren in den
Ruhestand. 

„Die LfA ist in Zeiten unruhi-
ger Finanzmärkte als staatliche
Bank grundsolide geblieben:
Kerngesund, leistungsfähig und

flexibel“, betonten die Minister.

Beierl neuer Steuermann

Beierl übernimmt das Ruder
in Zeiten eines Rekordhochs bei
der Kreditnachfrage. Die Förder-
bank hat 2011 rund 1,9 Milliar-
den Euro an zinsgünstigen Kre-
diten an über 6.100 kleine und
mittlere Unternehmen in Bayern
zugesagt, die unbeeindruckt von
der EU-Schuldenkrise nachhal-
tig investiert haben.

Förderinstrument 
für den Mittelstand

Die LfA ist die staatliche Spezi-
albank zur Förderung des Mittel-
stands in Bayern. Die Förderkredi-
te werden grundsätzlich bei den
Hausbanken der Unternehmen be-
antragt und über diese ausgereicht.
„Die LfA ist an der Schnittstelle
zwischen Unternehmen und Ban-
ken das wichtigste Förderinstru-
ment für den Mittelstand und seine
Arbeitsplätze in Bayern“, hoben
die Minister Zeil und Söder ab-
schließend hervor. 

Von links: Finanzstaatssekretär Franz Josef Pschierer, Wirt-
schaftsminister Martin Zeil, ehemaliger Vorstandsvorsitzender
Michael Schneider, Vorstandsvorsitzender Dr. Otto Beierl, 
Finanzminister Dr. Markus Söder. 
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Faschingszug, Nürnberg!

Karneval, Rio de Janeiro?

Neu gesehen: 
Ganz Bayern in einer Stunde – sonntags um 17.45 Uhr auf RTL .

Europäische Regionalförderung und Fördergefälle im Grenzraum:

Bayern wird auch in Zukunft
erheblich profitieren

Minister Zeil und Müller: „Breite Übereinstimmung mit Brüssel 
in den strategischen Linien, zugleich Kampf gegen unangemessenes Fördergefälle“

Die europäische Kohäsions- und Strukturpolitik wird auch in den
Jahren ab 2014 den Rahmen für die Fortsetzung der erfolgreichen
bayerischen Regionalpolitik für den Ländlichen Raum bilden und
ein wichtiges Instrument für Wettbewerbsfähigkeit und Wachstum
in Bayern bleiben. Die Staatsregierung sieht nach den Worten von
Europaministerin Emilia Müller und Wirtschaftsminister Martin
Zeil „breite Übereinstimmung“ zwischen Brüssel und München bei
den strategischen Linien fürdie künftige Ausgestaltung dereuropäi-
schen Regionalförderung, aber auch „gezielte bayerische Nachbes-
serungswünsche“ zu den Vorschlägen der EU-Kommission. 

Zeil und Müller: „Bayern wird
auch in den Jahren nach 2013 in er-
heblichem Umfang von europäi-
schen Regionalfördermitteln profi-
tieren. Die europäische Förderung
ist ein wichtiger Bestandteil der er-
folgreichen bayerischen Struktur-
politik zur Sicherung gleichwerti-
ger Lebensverhältnisse in ganz
Bayern und insbesondere im Länd-
lichen Raum und in den ostbayeri-
schen Grenzregionen. Wir werden
sie weiterhin dazu nutzen, um den
Freistaat voranzubringen und
strukturelle Unterschiede inner-
halb Bayerns zurückzuführen.
Die Staatsregierung ist dankbar
für den Rückenwind aus Brüssel.
Zentrale bayerische Forderungen
haben in die Vorschläge der EU-
Kommission Eingang gefunden.“

Vitale Interessen

Der Freistaat Bayern erhält in
der aktuellen Finanzperiode 2007
bis 2013 alleine zur Stärkung der
regionalen Wettbewerbsfähigkeit
und Beschäftigung über 880 Mil-
lionen Euro aus Brüssel. „Die Ver-
teilung der Fördermittel auf die
Mitgliedstaaten und Regionen ab
2014 steht noch nicht fest. Bayern
wird für möglichst hohe Förder-
mittel kämpfen. Denn es geht um
vitale Interessen des Freistaats“, so
Müller und Zeil. 

Bayern unterstützt im Grund-
satz auch die Absicht der EU-
Kommission, die europäische
Regionalförderung künftig noch
stärker strategisch auszurichten.
Gleichwohl sieht der Freistaat
hier im Einzelnen noch deutli-
chen Korrekturbedarf an den Vor-
schlägen der EU-Kommission.
Europaministerin Müller: „Zu
starke Zielvorgaben aus Brüssel
dürfen nicht die optimale Priori-
tätensetzung vor Ort aushebeln.
Bayern setzt sich für maßge-
schneiderte Lösungen bei der Mit-

telvergabe ein. Bei aller themati-
schen Konzentration der Förde-
rung auf Energieeffizienz, Wettbe-
werbsfähigkeit des Mittelstands
und Forschung und Entwicklung
erhoffen wir uns noch mehr
Freiräume auch für andere Förder-
schwerpunkte, die unseren spezifi-
schen bayerischen Bedürfnissen
entsprechen. Wir wehren uns auch
gegen zu stark einengende soge-
nannte Konditionalitäten, mit de-
nen Brüssel künftig Einfluss auf
außerhalb der Kohäsionspolitik
liegende Politikbereiche und
-ziele nehmen könnte. Hier darf
es keine Kompetenzverwischun-
gen geben.“

Arbeitsplätze 
schaffen und sichern

Wirtschaftsminister Zeil sieht
zudem drohende Einschränkun-
gen bei der Förderung kleiner
und mittlerer Unternehmen kri-
tisch: „Wir müssen auch weiter-
hin dem kleinen Betrieb an der
tschechischen Grenze, der keine
Forschungsabteilung vorweisen
kann, bei seinen Investitionen
unter die Arme greifen können.
Damit schaffen und sichern wir
tausende Arbeitsplätze. Ohne In-
vestitionen können die Wachs-
tums- und Beschäftigungsziele
der Strategie Europa 2020 kaum
erreicht werden.“

Fördergefälle

Zentrales Thema für Bayern ist
der Kampf gegen ein unangemes-
senes beihilferechtliches Förder-
gefälle an den bayerischen Gren-
zen zu Lasten der Betriebe und
Beschäftigten im Freistaat. Ziel ist
ein spürbarer Abbau des Förderge-
fälles. Vor Kurzem hatte die EU-
Kommission erste Vorschläge zur
Neugestaltung der Regionalbeihil-
fen ab 2014 vorgelegt. Die beihil-

ferechtlichen Regeln bestimmen,
wo und mit welchen Fördersätzen
Investitionen von Unternehmen
unterstützt werden können. Bay-
erns Wirtschaftsminister Zeil zeig-
te sich erfreut, dass nach diesen
Entwürfen das Fördergefälle an
der bayerischen Grenze zu Thürin-
gen und Sachsen insgesamt abge-
baut werden soll: „Der Subventi-
onswettbewerb in Deutschland
und Europa muss verringert wer-
den. Ich begrüße daher, dass die
Subventionen insgesamt zurück-
gefahren werden.“ Allerdings sol-
len nach den Kommissionsvor-
schlägen die an Bayern grenzen-
den tschechischen Gebiete weiter-
hin Höchstfördergebiete bleiben.

Bayern macht sich deshalb für
ausreichende Förderspielräume
für die bayerischen Grenzregionen
stark, um sie im Standortwettbe-
werb um Investitionen und Ar-
beitsplätze konkurrenzfähig zu
halten. Wirtschaftsminister Zeil:
„Unser oberstes Ziel ist es zu ver-
hindern, dass in unseren ostbayeri-
schen Landkreisen nur noch sehr
geringe Zuschüsse für kleine und
mittlere Unternehmen erlaubt
sind, während auf der anderen Sei-
te der Grenze weiterhin Höchstför-
dergebiete liegen. Das Förderge-
fälle darf nicht größer werden. Es
muss im Gegenteil abgebaut wer-
den. Fairer Wettbewerb heißt für
mich, dass Standort- und Investiti-
onsentscheidungen nicht von der
Höhe der staatlichen Unterstüt-
zung dominiert werden.“ 

Spielräume erhalten

Der Wirtschaftsminister setzt
sich in Berlin und Brüssel dafür
ein, dass die Spielräume für die
Regionalförderung in Bayern er-
halten bleiben. Dabei will er vor
allem erreichen, dass die EU-

Kommission die bayerische Son-
dersituation an der tschechischen
Grenze berücksichtigt. „Wir müs-
sen unsere Regionen in unmittel-
barer Nachbarschaft zu Höchst-
fördergebieten auch weiterhin be-
sonders unterstützen können. Hier
muss sich die EU beweglich zei-
gen und die Vorschläge noch deut-
lich nachbessern. Die Lösung 
wäre ein spezielles Fördergebiets-
kontingent für das ostbayerische
Grenzland“, so Zeil.

Aufwertung 
regionaler Kooperationen

Erfreut zeigte sich Europamini-
sterin Müller über die von der EU-
Kommission geplante weitere
Aufwertung regionaler Koopera-
tionen und sogenannter makro-
regionaler Strategien. „Bei der im
letzten Jahr offiziell beschlossenen
Europäischen Donauraumstrate-
gie - nach der Ostseestrategie die
zweite makroregionale Strategie in
Europa - hat Bayern von Anfang
an maßgebliche Impulse für die
Zukunft des europäischen Donau-
raums gesetzt. Im vergangenen
Jahr hat der Freistaat zudem die
Initiative für die Erarbeitung einer
Europäischen Alpenstrategie als
Gesamtkonzept für die Zukunft
des Alpenraums ergriffen. Hier
wollen wir 2012 erste ausgearbei-
tete Konzepte vorlegen“, erklärte
die Europaministerin.

Die EU-Kommission hat am

6. Oktober 2011 ihre Vorschläge
für die Verordnungen zur Kohäsi-
ons- und Strukturpolitik für die
Jahre 2014 bis 2020 vorgelegt, die
die Grundlage für das jetzt be-
ginnende europäische Gesetzge-
bungsverfahren bilden. Die darin
vorgesehene Fortführung der För-
derung auch der stärker entwickel-
ten Regionen in Europa entspricht
einer zentralen Forderung Bayerns.
Ende Dezember 2011 hat die EU-
Kommission zudem erste Vorstel-
lungen zur Ausgestaltung des neu-
en Beihilferahmens vorgestellt, der
insbesondere die Maximalhöhe für
Regionalbeihilfen vorgibt und über
das Fördergefälle zwischen Bayern
und seinen Nachbarregionen un-
mittelbare Auswirkungen für den
Freistaat hat.

C-Fördergebiete

Derzeit sind die bayerischen
Landkreise an der Grenze zur
Tschechischen Republik sowie
teilweise in der Nachbarschaft zu
Sachsen und Thüringen als so
genannte ‚C-Fördergebiete’ der
Gemeinschaftsaufgabe ‚Verbesse-
rung der regionalen Wirtschafts-
struktur’ ausgewiesen. Dort kön-
nen erhöhte Fördersätze für Un-
ternehmensinvestitionen gewährt
werden. Damit ist das Fördergefäl-
le zu den angrenzenden Höchst-
fördergebieten in der aktuellen
Förderperiode (2007 bis 2013) ab-
gemildert. 

Europäische Ratingagentur
kurz vor dem Start

Ratingagenturen müssen unabhängig sein
Mehr Transparenz bei Bewertungen

Eine Europäische Ratingagentur steht kurz vor dem Start. Der
Vorsitzende der CSU-Gruppe im Europäischen Parlament,
Markus Ferber, begrüßte, dass die Initiative zur Errichtung der
Europäischen Agentur aus der Privatwirtschaft kommt. „Damit
wird der Wettbewerb gestärkt und Unabhängigkeit garantiert.“

Der CSU-Finanzexperte beton-
te, dass die Agentur völlig staats-
und politikunabhängig sein müs-
se und es dringend notwendig sei,
dass alle Ratingagenturen künftig
transparent machen müssen, wie
sie zu ihrer Bewertung eines Wert-
papiers kommen. „Denn die
grundsätzlichen Schwächen der
Bonitätsprüfung wie die Bewer-
tungsprobleme und die Progno-
seunsicherheit bleiben ohne Trans-
parenz auch bei einer Europäischen
Ratingagentur bestehen.“

„Ratingagenturen brauchen das
Vertrauen der Märkte, unabhän-
gig davon, wo sie ihren Sitz ha-

ben“, so Ferber. „Die Erwartun-
gen an die Europäische Ratinga-
gentur sind groß, allerdings muss
sie sich das Vertrauen der Märkte
erst erarbeiten.“

Sommer 2012 im Blick

Im Moment dominieren die
drei Ratingagenturen Standard &
Poor´s, Moody´s und Fitch, die
allesamt ihren Sitz in den USA
haben, den Markt. Die von der
Unternehmensberatung Roland
Berger konzipierte Europäische
Ratingagentur soll bis zum Som-
mer 2012 an den Start gehen. 

Wirtschaftsaufschwung:

Kreditnachfrage
auf Rekordhoch

1,9 Milliarden Euro
für 6.100 Mittelstandsunternehmen in Bayern 

Die LfA Förderbank Bayern hat 2011 rund 1,9 Milliarden
Euro an zinsgünstigen Krediten zugesagt. Die Mittel gin-
gen an über 6.100 kleine und mittlere Unternehmen in
Bayern, die unbeeindruckt von der EU-Schuldenkrise
nachhaltig investiert haben. Gefragt war im konjunkturel-
len Aufschwung vor allem die Finanzierung von Gründun-
gen, Modernisierungen und Energieeinsparungen. 

„Kleine und mittlere Unternehmen haben den Wirtschafts-
aufschwung genutzt und konsequent in ihre Wettbewerbs-
fähigkeit investiert. Das hob die Nachfrage nach zinsgünstigen
Finanzierungen der LfA um 13 Prozent auf ein absolutes Re-
kordhoch in der 60-jährigen Geschichte der LfA. Mit dem
Geld erweitern viele Firmen unbeirrt von Turbulenzen auf den
Finanzmärkten aufgrund der EU-Schuldenkrise ihre Kapazitä-
ten und sie modernisieren, um noch effizienter zu werden“, er-
klärt Bayerns Wirtschaftsminister Martin Zeil, der dem LfA-
Verwaltungsrat vorsteht.

LfA-Chef Dr. Otto Beierl ergänzt: „Mit Hilfe der Förderkre-
dite finanzieren die Unternehmen Vorhaben in Höhe von über
2,8 Milliarden Euro. Die gute Investitionslaune hat alle Bran-
chen erfasst, vom Handwerk über die Industrie bis zu den
Dienstleistern und den Freien Berufen. Mit seinen nachhalti-
gen Investitionen hat der bayerische Mittelstand seine Wettbe-
werbsfähigkeit wesentlich verbessert und sich eine gute Aus-
gangsposition für 2012 geschaffen.“

Die LfA ist die staatliche Spezialbank zur Förderung des
Mittelstands in Bayern. Die Förderkredite werden grundsätz-
lich bei den Hausbanken der Unternehmen beantragt und über
diese ausgereicht. 

MünchenerHyp steigert 
Eigenkapitalquoten

Die Münchener Hypothekenbank eG hat von der Aufsicht die
Zulassung erhalten, rückwirkend zum 1. Oktober 2011 den in-
ternen Rating-Ansatz IRBA einzuführen. Die Bank sieht sich
damit hinsichtlich der vom Markt erwarteten Eigenmittelaus-
stattung gut aufgestellt. 

IRBA (Internal Ratings Based
Approach) ist ein Verfahren, mit
dem Kreditinstitute bei der Be-
stimmung der Eigenkapitalunter-
legung für die von ihnen vergebe-
nen Darlehen auf ihre eigenen Ri-
sikoeinschätzungen zurückgrei-
fen. Im Rahmen der Zulassungs-
prüfung hat die Aufsicht der Mün-
chenerHyp bestätigt, dass die
strengen und umfassenden Anfor-
derungen hinsichtlich der internen
Methoden und Prozesse erfüllt
wurden. Damit konnte die Mün-
chenerHyp einen Qualitätssprung
im Risikomanagement realisieren. 

Präzisere Steuerung

Die Anwendung des IRBA
führt zu einer deutlich präziseren
Steuerung des Eigenkapitalbe-
darfs als im bisher genutzten Stand-
ardansatz. Die Risiken im Kredit-
geschäft werden nun ihrem
tatsächlichen Risikogehalt ent-
sprechend bewertet. Im Ergebnis
erzielt die MünchenerHyp da-
durch eine Eigenkapitalentlastung

von 270 Mio. Euro. „Dies ent-
spricht unserer Erwartung, dass
für unser risikoarmes Geschäfts-
modell deutlich niedrigere Eigen-
kapitalanforderungen angemessen
sind“, so Dr. Louis Hagen, Vor-
standssprecher der Münchener
Hypothekenbank.

Auf Basis der vorläufigen Be-
rechnungen der risikogewichteten
Aktiva belief sich zum Jahresende
2011 die Kernkapitalquote auf 6,3
Prozent. Durch die Anwendung des
IRBA verbessert sich diese auf 8,9
Prozent. Die Gesamtkapitalquote
beträgt jetzt 13,3 Prozent. In  naher
Zukunft will die Bank weitere Kre-
ditportfolien in den IRBA über-
führen, um eine zusätzliche Eigen-
kapitalentlastung zu erzielen. 

Mit der erfolgreichen Ein-
führung des IRBA strebt die
MünchenerHyp ein Hypotheken-
neugeschäft auf Vorjahresniveau
an. „Wir werden auch im Jahr
2012 als aktiver Kreditgeber so-
wohl in der Gewerbe- als auch in
der Wohnbaufinanzierung agie-
ren“, erklärte Hagen. 



Flexibel sein oder fl exibel bleiben ist für manche Energieversorger
die große Frage. Für andere das große Plus.

Ein kommunaler Lebensraum sorgt nicht nur für das Heute. Sich zukunftsfähig aufzu-

stellen ist eine von vielen Fragen, die z. B. Erfurt neu beantwortet: Durch die Zusammen-

arbeit im starken Stadtwerke-Netz der Thüga-Gruppe schöpfen Unternehmen wie die 

Stadtwerke Erfurt Gruppe Kraft, um die Energie- und Wasserversorgung nachhaltig zu

sichern. Selbstständig, marktgerecht und zukunftsorientiert – das große Plus für bereits 

450 Städte mit über 8 Mio. Menschen. Mehr über Ihre Möglichkeiten unter thuega.de
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Kommunalfinanzierung:

Auf die Sparkassen ist Verlass!
SVB-Präsident Theo Zellner bei der 48. Kommunalpolitischen Arbeitstagung 

der Bürgermeister im Landkreis Hildesheim

Bleiben kommunale Haushalte angesichts der Finanzkrise finan-
zierbar? Viele Kommunen sind massiv verunsichert, seit im Jahr
2011 einige Banken verkündet haben, künftig Kommunen nicht
mehr in gleicher Weise mit Krediten zu versorgen wie bisher. Der
Präsident des Sparkassenverbandes Bayern Theo Zellner nahm
dies zum Anlass, bei einer in Regen stattfindenden Kommunalpoli-
tischen Arbeitstagung der Bürgermeister im Landkreis Hildesheim
Aufklärung zu leisten.

Zellner zufolge ist „manche Pa-
nikmache unangebracht“, ebenso
dürfe man sich bei diesem sensi-
blen Thema „nicht ins Bockshorn
jagen“ lassen. Als dem Gemein-
wohl dienende Kreditinstitute mit
öffentlichem Auftrag seien sich die
Sparkassen und Landesbanken ih-
rer Verantwortung für die Finan-
zierung der Kommunen bewusst.
Im ersten Halbjahr 2011 hätten die
Sparkassen und Landesbanken
ihren Marktanteil bei Kommunal-
krediten weiter erhöht. Mit einem
Plus von 1,2 Prozentpunkten bei
Sparkassen und 0,6 Prozentpunk-
ten bei Landesbanken stelle die
Sparkassen-Finanzgruppe aktuell
47 % (Sparkassen 19,5 %; Lan-
desbanken 27,5 %) des Gesamtvo-
lumens von 171 Milliarden Euro,
das an Kommunen in Form von
Krediten ausgereicht ist.

Nullgewichtung
gerechtfertigt

Bei der Kreditvergabe halte die
Sparkassen-Finanzgruppe die so
genannte Nullgewichtung auch
unverändert für gerechtfertigt, be-
tonte der Verbandschef. Danach
sei für Forderungen an die Bun-
desrepublik Deutschland sowie re-
gionale Gebietskörperschaften ein
Risikogewicht von 0 % anzuset-
zen. „Das heißt, dass Kreditinstitu-
te an inländische Kommunen und
inländische Gemeindeverbän-
de ausgereichte Kredite nicht mit
bankaufsichtlichem Eigenkapital
unterlegen müssen.“

Hintergrund der Nullgewich-
tung sei primär, „dass Kommunen
insolvenzunfähig und eingebun-
den sind in das staatliche Finanz-
ausgleichssystem“, fuhr Zellner
fort: „Es ist seit Bestehen der Bun-
desrepublik Deutschland nicht
vorgekommen und auch für die
Zukunft nicht vorstellbar, dass
Kommunen keine finanzielle Un-
terstützung erfahren, wenn sie ihre
Aufgaben nicht mehr aus eigener
Kraft erfüllen können.“ Geregelt

sei dies in Art. 28 Abs. 2 GG
(Selbstverwaltungsgarantie) sowie
durch die Einbindung der Kom-
munen in das Finanzausgleichsy-
stem von Bund und Ländern nach
Art. 105 ff Grundgesetz.

Nach Auffassung des Sparkas-
senpräsidenten „besteht weder für
ein Kreditinstitut ein zwingendes
Erfordernis, eine Kommune indi-
viduell zu raten, noch für die
Kommune, ein externes Rating zu
beauftragen. Sollten Sie als kom-
munaler Mandatsträger von einer
Ratingagentur angeschrieben wer-
den, bitte Vorsicht!“ Weiter merkte
Zellner an: „Es kommt mir so vor,
als ob eine Krankenkasse den Ge-
sundheitszustand der Bevölkerung
ermittelt, um anschließend Wer-
bung für eine Krankenversiche-
rung zu machen.“ Im Gegensatz
dazu begleiteten die Institute der
Sparkassen-Finanzgruppe die
Kommunen konstruktiv bei den
anstehenden Herausforderungen
im Umgang mit der ansteigenden
Verschuldung.

Kommunale 
Verschuldungsdiagnose

So habe die Sparkassen-Finanz-
gruppe beispielsweise bei über
780 Kommunen in Deutschland
eine „Kommunale Verschuldungs-
diagnose“ durchgeführt, um ihnen
konkrete Hilfestellung bei der
Steuerung ihres Schuldenportfoli-
os und ihrer Zinsbelastung zu ge-
ben. Die Mehrzahl der rund 150
Teilnehmer aus Bayern konnten
einen direkten Nutzen aus der Teil-
nahme ziehen: Risiken wurden
aufgezeigt und großteils abgebaut,
Einsparpotenziale identifiziert und
oftmals realisiert. Zellner: „Dazu
brauchen wir kein Rating, das ma-
chen wir sozusagen schon ‚kraft
Amtes’.

Wie Theo Zellner zudem an-
merkte, hänge die Lösung der
kommunalen Finanzprobleme eng
mit jener der europäischen Staats-
schuldenkrise zusammen. „Nach

meinem Eindruck stehen wir in
Europa wie in der Finanzwirt-
schaft gleichermaßen vor einer
grundlegenden Zäsur.“ In dieser
schwierigen Situation werde ein
stärkeres Bekenntnis zu Europa
und zu einem stabilen Euro
benötigt. Der Erhalt des Euro und
die weitere Einigung Europas
müssten deshalb die zentralen po-
litischen Ziele sein. „Ein Aus-
schluss oder Austritt einzelner
Länder aus der Währungsunion
wäre ein vermutlich historisch
nicht mehr zu korrigierender Feh-
ler“, meinte der Präsident, weshalb
„kein Weg daran vorbeiführt, die
Wirtschafts- und Haushaltspolitik
mindestens der Euro-Länder in-
nerhalb eines gemeinsam verabre-
deten, verbindlichen Rahmens zu
gestalten und so mehr Solidität zu
erreichen“.

Finanzmärkte 
dauerhaft stabilisieren

Das Jahr 2012 müsse vom
Bemühen der Euro-Staaten ge-
prägt sein, ihre Verschuldung
zurückzufahren, so der Präsident.
Dabei müsse die Umsetzung der
vielfältigen Bemühungen erste
Früchte tragen. Dies sei unabding-
bar, um die Finanzmärkte dauer-
haft zu stabilisieren und den ge-
meinsamen Währungsraum zu er-
halten und weiter zu harmonisie-
ren. „Dabei muss gewährleistet
sein, dass ein Gläubiger darauf
vertrauen kann, dass er sein Geld
in voller Höhe zurück erhält.“

Die Unternehmen der Sparkas-
sen-Finanzgruppe hätten allen
Grund optimistisch in die Zukunft
zu schauen. Keiner kreditwirt-
schaftlichen Gruppe vertrauten die
Menschen auch nur annähernd so
stark wie den Sparkassen. Die
breite Verankerung im Markt sei
der Grund dafür, dass die nach Ba-
sel III notwendigen Eigenkapital-
quoten von den Sparkassen über-
wiegend schon heute erreicht wer-
den, erklärte Zellner, wies aber
auch darauf hin, „dass wir auch im
neuen Jahr daran arbeiten müssen,
die erheblichen Schwächen im
Baseler Regelwerk zu korrigie-
ren“. Basel III sei für große, inter-
national tätige Bankkonzerne erar-
beitet worden und passe in der der-
zeitigen Form nicht für regional

tätige Kreditinstitute wie die Spar-
kassen.

Bei den Landesbanken werde es
im kommenden Jahr darum ge-
hen, die Konsolidierung fortzuset-
zen. In keiner europäischen Ban-
kengruppe wurden in den vergan-
genen Jahren in ähnlich hohem
Maße Risikoaktiva abgebaut wie
bei den Landesbanken. Dieser
Weg werde weiterverfolgt. Darü-
ber hinaus werden sich die Institu-
te, die schon heute überwiegend
gut kapitalisiert sind, weiter auf
Basel III einstellen, hob Zellner
hervor.

Geänderte Vorzeichen

„Vor der aktuellen Börsenkrise
im August 2011 wurde eher davon
ausgegangen, dass auf mittlere
Sicht die Zinsen ansteigen dürften.
Nun haben sich die Vorzeichen
geändert. Wir haben sogar die
niedrigste Umlaufrendite aller Zei-
ten erreicht. Auch die Kreditzinsen
im langfristigen Bereich sind ge-
fallen. Bis auf weiteres sehe ich
daher keine Zinssteigerungen“,
führte der Präsident zudem aus.
Wenn sich die Eigenkapital- und
Ratingdiskussionen jedoch im Zu-
ge der Staatsschuldenkrise weiter
auswachsen, bestehe die Gefahr,
„dass aufsichtliche Änderungen
letztlich auch bei der Kommunal-
kreditvergabe negative Folgewir-
kungen haben“. Daher müsse es
das gemeinsame Anliegen sein,
auf allen Ebenen diese Gefahr
ernst zu nehmen und falschen Ent-
wicklungen entgegenzuwirken.

Regionalprinzip

„Spareinlagen und Sparbriefe
gerade bei Sparkassen sind und
bleiben eine sichere Anlagemög-
lichkeit“, betonte Zellner. Dazu
zählten auch Tagesgelder. Im Rah-
men der Institutssicherung sei ge-
währleistet, dass die Sparkassen
gegenüber den Kunden jederzeit
ihre vertraglichen Verpflichtungen
erfüllen können.

Die Sparkassen und ihr klar um-
rissenes Geschäftsgebiet mit sei-
ner Wirtschafts- und Gesell-
schaftsstruktur stellten eine Art
Schicksalsgemeinschaft dar. „Das
Regionalprinzip lenkt unsere un-
ternehmerische Energie und Krea-
tivität auf das jeweilige Geschäfts-
gebiet. Die Sparkassen haben da-
mit ein Geschäftsmodell, das ideal
auf die Bedürfnisse der kleineren
und mittleren Unternehmen zuge-
schnitten ist. Diesen Vorsprung ge-
ben wir nicht aus der Hand“, stell-
te Präsident Zellner abschließend
fest. DK

Sparkassenpräsident Theo Zellner (r.) und der bayerische Umwelt-
minister Dr. Marcel Huber bei der Urkundenunterzeichnung. 

Bayerische Sparkassen
treten der Klima-Allianz bei
Theo Zellner: „Wir sind Partner der Energiewende“

Mit einer Urkundenunterzeichnung besiegelten Sparkassen-
präsident Theo Zellner und der bayerische Umweltminister Dr.
Marcel Huber den Beitritt von 72 bayerischen Sparkassen zur
Bayerischen Klima-Allianz. Damit wollen die Sparkassen ihre
aktive Rolle als Partner der Energiewende unterstreichen. 

„Die Energiewende kann nur
gelingen, wenn jeder seinen indi-
viduellen Beitrag leistet. Die Mit-
glieder der Klima-Allianz stehen
für einen freiwilligen, praktisch
gelebten Klimaschutz“, sagte Hu-
ber. „Mit jedem weiteren Partner
können wir die Herausforderun-
gen meistern, die Klimawandel
und Energiewende an uns stellen.“

Theo Zellner verwies darauf,
dass die Sparkassen bereits seit
2009 aktiv im Bereich Energie-
einsparung tätig sind: „Wir haben
Konzepte entwickelt, wie Energie
eingespart werden kann. Wir zei-
gen aber auch, wie unsere Kun-
den an diesem Trend teilhaben
können und wir finanzieren Kli-
ma-Projekte.“

Bayerische
Sparkassenstiftung

Die Bayerische Sparkassenstif-
tung wiederum engagiere sich
stark für den Klimaschutz im För-
dergebiet Umweltbildung. Von
daher liege es nahe, dem Angebot
des Umweltministeriums zu fol-
gen und der Klima-Allianz beizu-
treten. Als praktische Beispiele
wurden die ökologische Eigenop-
timierung der Betriebsgebäude,
Solarprogramme für private Haus-
besitzer sowie Finanzierungen im

Bereich der kommunalen dezen-
tralen Energieversorgung ge-
nannt. Im Einlagenbereich bieten
außerdem viele bayerische Spar-
kassen Sparkassenbriefe an, mit
denen ökologische und nachhalti-
ge Projekte finanziert werden.
Wichtig sei ferner, so Zellner, die
Bevölkerung durch Informations-
veranstaltungen auf die Energie-
wende aufmerksam zu machen. 

Gemeinwohlorientierung

Als öffentlich-rechtliche Kredit-
institute seien die Sparkassen in
besonderem Maße aufgerufen, an
der Energiewende mitzuwirken.
Sie sind seit 200 Jahren dem Wohl
der Region verpflichtet. Nachhal-
tiges Handeln und Wirtschaften
seien im öffentlichen Auftrag der
Sparkassen verankert. Seit jeher
sei die Gemeinwohlorientierung
das Leitmotiv. 

Die Bayerische Klima-Allianz
wurde im Jahr 2004 ins Leben ge-
rufen. Ziel ist, das Bewusstsein
für das Thema Klimaschutz zu
stärken, Handlungsmöglichkeiten
aufzuzeigen und gemeinsame
Aktionen im Sinne eines nachhal-
tigen Klimaschutzes anzuregen.
Der Sparkassenverband tritt als
18. Bündnispartner der Klima-
Allianz bei. 



WASSER . ABWASSER8 GZ02. 02. 2012

Die Gütegemeinschaft Kanalbau ...

Gütesicherung Kanalbau RAL-GZ 961

neutral – fair – zuverlässig
Gütesicherung Kanalbau steht für eine objek tive 
Bewertung nach einheitlichem Maßstab

Ihr Partner bei der Bewertung der
■  Fachkunde

■ technischen Leistungsfähigkeit 
■  technischen Zuverlässigkeit
der ausführenden Unternehmen

... wünscht allen Mitgliedern, Partnern und 
Förderern ein frohes und erfolgreiches neues Jahr!

Fit für die Praxis
Schulungen der Gütegemeinschaft Güteschutz Kanalbau

Das RAL-Gütezeichen Kanalbau bietet Auftraggebern und Inge-
nieurbüros eine wichtige Orientierungshilfe bei der Vergabe von
Aufträgen. Dabei sind Fachkunde und Qualifikation des einge-
setzten Personals neben der Zuverlässigkeit und der Leistungs-
fähigkeit der Gütezeichen-Inhaber wichtige Entscheidungskrite-
rien. Grundlage hierfür sind gut und praxisnah ausgebildete Mit-
arbeiter, die ihre berufliche Qualifikation in Fort- und Weiterbil-
dung kontinuierlich weiterentwickeln. Sie stärken nicht nur die
Wettbewerbsfähigkeit: Qualifiziertes Arbeiten trägt entscheidend
zur Sicherheit auf den Baustellen bei, ebenso wie zu einer hoch-
wertigen Ausführungsqualität. 

Zusammengenommen bilden
diese Aspekte die Grundlage für
einen erfolgreichen und nachhalti-
gen Umgang mit unserer Kanalin-
frastruktur. Folgerichtig gibt es
viele Überschneidungen mit den
Aufgaben und Zielen der RAL-
Gütegemeinschaft Kanalbau. Die
Gütegemeinschaft hat den Zweck,
die Umweltverträglichkeit von
Abwasserleitungen und -kanälen
zu verbessern und damit den Ver-
unreinigungen von Grundwasser
und Boden durch undichte Kanäle
entgegenzuwirken und die Öffent-
lichkeit vor einer Gefährdung
durch unsachgemäße Arbeiten zu
schützen. 

Zu diesem Zweck hat die Güte-
gemeinschaft verschiedene Aufga-
ben zu erfüllen. Hierzu zählen
Schulungen und Veranstaltungen
mit der Zielsetzung, die Qualität 
bei der Herstellung und Instandhal-
tung von Abwasserleitungen und -
kanälen zu verbessern. Diese Schu-
lungen bieten eine gute Möglich-
keit zur Auffrischung der Kennt-
nisse, die in den entsprechenden
Grundlagen- und Ausbildungskur-
sen der DWAerworben wurden.

Umfangreiches 
Schulungsprogramm für
Gütezeichen-Inhaber

Diese Aufgabe erfüllt die Güte-
gemeinschaft Kanalbau seit vielen
Jahren unter anderem mit einem
Angebot kostengünstiger, stan-
dort- und praxisnaher Seminare
für Gütezeichen-Inhaber, die vor-
wiegend in den Wintermonaten
stattfinden. Von Januar bis April
2012 stehen auf dem Programm:
71 Seminare „Kanalbau in offener
Bauweise“, 4 Seminare „Rohrvor-
trieb“, 5 Seminare „Kanalsanie-
rung“, 8 Seminare „Inspektion“, 6
Seminare „Reinigung“, 8 Semina-
re „Dichtheitsprüfung“ sowie 6
Seminare „Neubau und Prüfung
von Entwässerungssystemen auf
Grundstücken“.

In den Schulungen werden die
Anforderungen der DIN EN-,
DIN- und DWA-Regelwerke zur
fachgerechten Ausführung darge-
stellt. Gütezeichen-Inhaber sichern
durch überbetriebliche Fortbil-
dung die Qualifikation der Mitar-
beiter, die damit auf dem aktuellen
Kenntnisstand der allgemein aner-
kannten Regeln der Technik sind.
Entsprechend den Güte- und Prüf-

bestimmungen der jeweiligen Be-
urteilungsgruppe nehmen die Mit-
arbeiter turnusgemäß an diesen
oder alternativen Schulungsange-
boten teil. Über das ganze Bundes-
gebiet verteilt finden so genannte
„offene“ Seminare statt, welche
die Mitarbeiter der Firmen zu be-
stimmten Terminen an einem Ort
in ihrer Nähe besuchen können. 

Eine weitere Möglichkeit: Bei
einer Mindestteilnehmerzahl von
zehn Mitarbeitern kann mit der
Gütegemeinschaft Kanalbau ein
Termin im Unternehmen verein-
bart werden. Bei diesen „Inhouse-
Seminaren“ kann individuell auf
gewünschte Schwerpunkte einge-
gangen werden.

Im vergangenen Jahr fanden zur
überbetrieblichen Fortbildung für
Gütezeichen-Inhaber 99 „offene“
und 215 „Inhouse“-Schulungen
statt. Inhalt der aktuellen Veran-
staltungsreihe sind unter anderem
die aktualisierten Leitfäden für die
Eigenüberwachung. Die Teilneh-
mer der Veranstaltungen erhalten
umfangreiche Unterlagen. 

Gütezeichen-Inhaber erhalten
alle Informationen zu den Schu-
lungsmaßnahmen. Interessenten
können sich darüber hinaus unter
www.kanalbau.com über die an-
gebotenen Schulungen informie-
ren.

Auftraggeber-
Fachgespräche

Mit den Auftraggeber-Fachge-
sprächen bietet die Gütegemein-
schaft Kanalbau eine weitere Dis-
kussionsplattform zur qualitätsge-
rechten Herstellung und Instand-
haltung von Abwasserleitungen
und -kanälen an, die sich speziell
an Auftraggeber und Mitarbeiter
von Ingenieurbüros wendet. 

In den Monaten Mai bis De-
zember fanden im vergangenen
Jahr insgesamt 64 Auftraggeber-
Fachgespräche statt. 35 Mal ging
es um das Thema „Kanalbau in of-
fener Bauweise“, 4 Veranstaltun-
gen beschäftigten sich mit dem
Thema „Rohrvortrieb“, 18 mit der
„Kanalsanierung“ und 7 mit „Ka-
nalinspektion, Reinigung, Dicht-
heitsprüfung“. Zu den inhaltlichen
Schwerpunkten der Veranstaltun-
gen zählten neben „Technischen
Entwicklungen und Neuerungen
im Regelwerk“, „Anforderungen
an die Eignung der Unterneh-

men“, „Grundlagen der Qualitäts-
sicherung bei Planung und Aus-
schreibung“ sowie „Besondere
Aspekte fachgerechter Ausfüh-
rung und Gütesicherung“. Diese
Themen sind besonders auf die
Zielgruppe zugeschnitten. Hierbei
handelt es sich um Ingenieure,
Techniker und Verwaltungsange-
stellte aus Entwässerungsbetrie-
ben, Abwasserverbänden, Bera-
tende Ingenieure und Projektbear-
beiter aus Ingenieurbüros, Projekt-
ingenieure und Verwaltungsange-
stellte aus Aufsichts- und Geneh-
migungsbehörden sowie Bauab-
teilungen des Landes und der In-
dustrie. Die Veranstaltungsreihe
wird in diesem Jahr fortgesetzt.

Zertifizierter
Kanalsanierungsberater

Gemeinsam mit der DWA
Deutsche Vereinigung für Wasser-

wirtschaft, Abwasser und Abfall
e.V., dem Hauptverband der Deut-
schen Bauindustrie e.V., dem
Rohrleitungssanierungsverband
e.V. und dem Zentralverband des
Deutschen Baugewerbes e.V. ist
die RAL-Gütegemeinschaft Güte-
schutz Kanalbau Träger einer För-
dergemeinschaft für die Sanierung
von Abwasserleitungen und -ka-
nälen. Hiermit wurde bereits 1997
eine Ausbildungsmöglichkeit zum
„Zertifizierten Kanalsanierungs-
berater“ geschaffen. Das gemein-
same Ziel: Die Vermeidung von
Fehlern in der Kanalsanierung und
die Förderung der Qualifikation in
Ingenieurbüros, bei Auftraggebern
und in ausführenden Firmen.

Viele der vom Güteausschuss
der RAL-Gütegemeinschaft Ka-
nalbau beauftragten Prüfingenieu-
re haben diesen Lehrgang eben-
falls absolviert. Die Gütegemein-
schaft verfolgt hiermit zwei Zie-
le: Zum einen wird der Wissens-
Pool erweitert. Zum anderen
verfügt die Gütesicherung da-
mit über weitere Spezialisten,
die Auftraggebern, Planern und
ausführenden Unternehmern je-

Große Nachfrage: Im vergangenen Jahr nahmen mehr als 7.000
Mitarbeiter von Mitgliedsunternehmen an den Seminaren der Gü-
tegemeinschaft teil. Foto: Güteschutz Kanalbau

derzeit kompetent zur Seite stehen
können.

Grundlagenwissen 
erweitern

Die Fortbildung bietet eine gute
Möglichkeit, Grundlagenwissen
zur Beurteilung der Einsatzfähig-
keit der bekannten und neu auf den
Markt kommenden Sanierungs-
verfahren zu erweitern. Insgesamt
wird eine umfangreiche Darstel-
lung über den heutigen Stand der
Technik in der Kanalinspektion
und -sanierung vermittelt. Der
vierwöchige Kurs behandelt unter
anderem folgende Themen: Pla-
nung nach VOB/C und ZTV, Ziele
und Umsetzung von Sanierung,
Kanalbau, Rechtsgrundlagen, Ar-

beits- und Gesundheitsschutz, In-
spektionsverfahren, Kanalzu-
standsklassifizierung, Zustandsbe-
wertung, Verfahrensüberblick der
Sanierung, Reparaturverfahren,
Renovierung, Erneuerung, Dicht-
heitsprüfung, Sanierungsstrategien
und Fallbeispiele, RAL-Gütesi-
cherung, Qualitätssicherung, Wirt-
schaftlichkeitsberechnungen, Aus-
schreibung, Vergabe, und Bauaus-
führung, Bau- und Vergaberecht. 

Alle Themen beziehen sich so-
wohl auf die öffentliche Kanalisa-
tion als auch auf Grundstücksent-
wässerungsanlagen. Nach bestan-
dener Prüfung erfolgt die Zerti-
fizierung der Teilnehmer zum
‘Zertifizierten Kanalsanierungsbe-
rater’.
Info: www.kanalbau.com 

Hierzu zählen wirtschaftliche
Aspekte, etwa die geringen Ko-
sten, die im Gegensatz zu einer
Neuverlegung für eine Sanie-
rungsmaßnahme aufzubringen
sind. Zudem können die notwen-
digen Arbeiten in kurzer Bauzeit
ausgeführt werden; ein Umstand,
der nicht zuletzt aufgrund der ent-
spannteren Verkehrssituation zu
einem deutlich reduzierten CO2-
Ausstoß beiträgt. Hinzu kommt:
Die Unterbrechung der Versor-
gung ist in der Regel innerhalb
von Stunden erledigt. Auch die
Beeinträchtigungen für den Fuß-
gänger- und Straßenverkehr hal-
ten sich in akzeptablen Grenzen.
Nicht zuletzt verfügt der sanierte
Leitungsabschnitt wieder über ei-
ne wesentlich erhöhte Lebens-
dauer. 

Dynamischer Prozess

Unter diesen Gesichtspunk-
ten hat sich die Sanierung mit
Schlauchlinern etabliert. Schätzun-
gen des Rohrleitungssanierungs-
verbandes (RSV) gehen davon aus,
dass die Technologie inzwischen
bei rund 90 % der grabenlosen Sa-
nierungen angewandt wird. Eine
bemerkenswerte Entwicklung und
ein toller Erfolg. Doch wodurch
kam er zustande? Was führte zu der
steigenden Akzeptanz bei immer
mehr Auftraggebern? Wie haben
sich Produkt und Verfahren in den
letzten vier Jahrzehnten weiterent-
wickelt? Was sind die klassischen
Einsatzgebiete des Schlauchlinings
und welche Optionen hält die Tech-
nik noch bereit? Welche Anforde-
rungen stellt der Markt heute an ein
Verfahren, das 1971 bei der Sanie-
rung eines Londoner Abwasserka-
nals erstmals eingebaut wurde? 

Die Antworten hierauf sind
komplex und vielschichtig. Vor al-
lem sind sie nicht abschließend zu
beantworten, sondern unterliegen
einem dynamischen Prozess. Was
gestern galt, ist heute oft schon
überholt und kann in den nächsten
Jahren schon wieder ganz anders
aussehen. Genau aus diesem Span-
nungsfeld zieht eine Veranstaltung
wie der Deutsche Schlauchliner-
tag, der in 2012 mit seiner zehnten
Auflage ein kleines Jubiläum fei-
ern kann, seine beachtliche Attrak-
tivität. Diese trägt wiederum ent-
scheidend zu der positiven Reso-
nanz und den stetig wachsenden
Teilnehmerzahlen bei. 

Beim Deutschen Schlauchliner-
tag trifft sich, was in der Branche
Rang und Namen hat. Das sorgt

für die nötigen Impulse und hat 
erhebliche Bedeutung für die Wei-
terentwicklung der gesamten
Technologie.

„Schon 2003 in Hannover
konnten wir rund 500 Teilnehmer
begrüßen“, erinnert sich Dipl.-Ing.
Franz Hoppe, Hamburg Wasser,
der maßgeblich an der Konzeption
der Veranstaltung beteiligt war.
„Ich habe damals versucht, die
führenden Vertreter der Schlauch-
liner-Technologie aus dem
deutschsprachigen Raum für diese
Idee zu gewinnen“, so Hoppe wei-
ter. Mit Erfolg: Zu den Sponsoren
zählen heute die namhaften Her-
steller und Anbieter des Reno-
vierungsverfahrens. 

Sie wollen eine Plattform schaf-
fen, um die längst unverzichtba-
re Rolle des Schlauchlinings
sukzessive weiter auszubauen.
Gemeinsam mit anderen Unter-
nehmen der Branche nutzen sie
auf dem Deutschen Schlauchliner-
tag die Gelegenheit, den Fachbe-
suchern ihre Dienstleistungen und
Produkte zu präsentieren. Und das
kommt an. Zumal es sich nicht um
eine reine Leistungsschau der In-
dustrie handelt. 

Überzeugendes Konzept 

„Der jährlich stattfindende Kon-
gress, an dem inzwischen nahezu
650 Fachleute teilnehmen, hat sich
als führende Fachveranstaltung eta-
bliert und versteht sich als Forum,
auf dem nicht nur aktuelles Know-
how vermittelt wird, sondern auch
sensible Aspekte dieses Kanalsa-
nierungsverfahrens kritisch und er-
gebnisoffen diskutiert werden“,
macht Dr.-Ing. Igor Borovsky von
der Technischen Akademie Hanno-
ver deutlich, der den Deutschen
Schlauchlinertag organisiert. 

Gerade hierin liegt eines der Er-
folgsrezepte der Veranstaltung –
darin sind sich Hoppe und Borovs-
ky einig. „Vor allem die offene
Diskussion und der Austausch
zwischen Herstellern, ausführen-
denden Unternehmen, Netzbetrei-
bern und planenden Ingenieuren
macht den Reiz der Veranstaltung
aus“, so Borovsky weiter. „Dabei
sind Kritiker des Schlauchlinings
ebenso willkommen, wie seine
Befürworter.“ Beide Gruppen er-
wartet ein aktuelles und vielseiti-
ges Programm, das sich eingehend
mit 40 Jahren Schlauchlining be-
schäftigen wird. 
Anmeldung und weitere Info:
www.deutscher-schlauchliner-
tag.de 

Grabenlos setzt
sich durch

10. Deutscher Schlauchlinertag: eine Erfolgsgeschichte
Als 2003 der 1. Deutsche Schlauchlinertag in Hannover aus der
Taufe gehoben wurde, setzten Netzbetreiber und kommunale und
private Auftraggeber schon seit 30 Jahren auf ein grabenloses Re-
novierungsverfahren, bei dem ein flexibles harzimprägniertes Trä-
germaterial in eine zu sanierende Haltung eingebracht und nach
dem Einbau durch unterschiedliche Techniken zu einem neuen
Rohr-im-Rohr ausgehärtet wird. 

Die vielfältigen Vorteile wie ge-
ringe Kosten, kurze Bauzeiten und
geringe Beeinträchtigungen des
Bauumfeldes haben entscheidend
zum Erfolg des Produktes beige-
tragen. Doch obwohl der sanierte
Leitungsabschnitt wieder über ei-
ne deutlich erhöhte Lebensdauer
verfügt, wurde das Produkt
Schlauchliner trotz aller Vorteile
und trotz seiner Qualitäten von
Anfang an kontrovers diskutiert.
Pro und Kontra, Produkt und Ver-
fahren polarisieren den Markt. Die
permanente kritische Auseinan-
dersetzung hat auf der anderen
Seite aber auch zu einer zuneh-
menden Akzeptanz des Sanie-
rungsverfahrens beigetragen.
Ebenso wie die Berichterstattung
in den einschlägigen Medien über
Qualitätsmanagement, neue Pro-
duktentwicklungen und interes-
sante Baustellen. 

Die Beiträge machen deutlich,
welche Potentiale nach wie vor in
der Branche stecken, die mit dem
Deutschen Schlauchlinertag über
eine herausragende Fachveranstal-
tung verfügt, in deren Rahmen ne-
ben der Vorstellung aktueller Ent-
wicklungen sensible Aspekte des
Kanalsanierungsverfahrens kri-
tisch und ergebnisoffen diskutiert

werden. Am 20. März 2012, wenn
der nächste Deutsche Schlauch-
linertag seine Pforten im Berliner
Congress Center öffnet, blicken
Sponsoren und Veranstalter auf 
eine zehnjährige Erfolgsge-
schichte zurück.

Generationsübergreifende
Aufgabe

Die öffentliche Kanalisation in
Deutschland hat eine Länge von
rund 540.000 km. Der Wiederbe-
schaffungswert der Anlagen wird
durch unabhängige Institutionen
mit rund 570 Mrd. Euro angege-
ben. Da der Anschlussgrad mehr
als 96 % beträgt, geht es für kom-
munale und private Netzbetreiber
inzwischen nicht mehr um die
erstmalige Herstellung: Substanz-
erhalt, Instandhaltung und Moder-
nisierung der Netze sind die Auf-
gaben, denen sich die Kanalsanie-
rung zu stellen hat. 

Zukunftsorientiert und werter-
haltend soll eine nachhaltige Sa-
nierung sein. Wie ist das in der
Zwickmühle zwischen rückläufi-
ger Investitionsbereitschaft und
angestrebter Lebensdauer zu ver-
wirklichen? Das Thema ganzheit-
liche Kanalsanierung hat sich zu
einer generationsübergreifenden
Aufgabe entwickelt und die Be-
standserhaltung der Infrastruktur-
einrichtungen stellt eine der
größten und wichtigsten Zukunfts-
aufgaben der Netzbetreiber dar. 

Hoher Sanierungsbedarf

In der Tat ist der Sanierungsbe-
darf hoch. Er wird kurz- bzw. mit-
telfristig auf etwa 20 % geschätzt,
was ein Sanierungsvolumen von
50 bis 55 Mrd. Euro nach sich
zieht. Zudem kann über defekte
und undichte Abwasserkanäle Ab-
wasser in Grundwasser und Bo-
den gelangen und diese erheblich
schädigen. Ein Aspekt, durch den
diese Mammutaufgabe ihre politi-
sche Dimension erhält. 

Fakt ist: Kommunen und Netz-
betreiber stehen vor immensen
baulichen und planerischen Her-
ausforderungen. Neben ganzheitli-
chen Sanierungsstrategien sind
vor allem moderne Sanierungsver-
fahren gefragt, die schnelle und
kostengünstige Lösungen bieten.
Dabei spielen grabenlose Verfah-
ren zunehmend ihre Vorteile aus.



02. 02. 2012 WASSER . ABWASSERGZ 9

A WORLD OF ENVIRONMENTAL SOLUTIONS

www.ifat.de

ENTSORGA

Messe München GmbH, 81823 München 

Tel. +49 89 949-11358, Fax +49 89 949-11359, info@ifat.de

Nehmen Sie auch an der IE expo (vormals IFAT CHINA) teil. 

Mehr unter: www.ie-expo.com

Erleben Sie die Zukunft 

der Umwelttechnologie

7.–11. MAI 2012 IN  MÜNCHEN

W E LT L E I T M E S S E  F  Ü R  WA  SS  ER  - ,  A  B WA  SS  ER  - ,  

A B F A L L-  U  N D  RO  HS  TO  FF  W I RT  SC  HA  F T 

 Umfangreiches Themenspektrum: alle Anwendungen, Produkte und Dienstleistungen

 Innovationen renommierter Technologieführer und interessanter Newcomer

 Internationaler Treffpunkt der gesamten Wasser- und Abwasserbranche

 Optimale Plattform zur Kontaktpflege und Geschäftsanbahnung

 Hochkarätiges Rahmenprogramm inklusive GeoBioEnergie Kongress

DIE  TRENDS  UND TECHNOLOGIEN  DER  WASSER-  UND ABWASSERW IRTSCHAF T

Ihr Termin für wertvolle Kontakte, neue 

Impulse und vielfältige Markteinblicke

ONLINE-REGISTRIERUNG FÜR BESUCHER:

www.ifat.de/tickets

Legionellen in Trinkwassernetzen
öffentlicher Gebäude

Von Dipl. Ing. (FH) Michael Hank, Geschäftsführer der Seccua GmbH*

Legionellen in Trinkwassernetzen führen jedes Jahr in Deutschland
zu bis zu 100.000 Krankheits- und über 1.000 Todesfällen. Durch die
stark gesenkten Grenzwerte in der Novellierung der Trinkwasserver-
ordnung vom November 2011 besteht jetzt akuter Handlungsbedarf
für Betreiber von Schulen, Kindergärten, Sportstätten und anderen
öffentlichen Gebäuden. Eine wirkungsvolle und doch kostengünstige
Methode zur Vermeidung und Bekämpfung von Legionellenbefall ist
die Ultrafiltration.

Legionellen sind bewegliche
Stäbchenbakterien und natürli-
cher Bestandteil des Wassers.
Während sie sich bei unter 20

Grad Wassertemperatur nur
langsam vermehren, kommt es in
Warmwassernetzen zu explosi-
onsartiger Vermehrung. Gefahr

droht Menschen durch das Einat-
men kleinster Wassertröpfchen,
z.um Beispiel beim Duschen. 

Eine Infektion mit Legionel-
len kann zu schwerer und oft
tödlich verlaufender Lungen-
entzündung führen. Das Bayeri-
sche Amt für Lebensmittelsi-
cherheit und Gesundheit schätzt
die Zahl der Erkrankungen
durch Legionellen auf jährlich
bis zu 100.000, mindestens

1.000 Erkrankte sterben daran. 
Doch was ist zu tun, wenn der

neue Grenzwert von 100 keimbil-
denden Einheiten pro 100 Millili-
ter Wasser an Entnahmestellen in
öffentlichen Gebäuden über-
schritten wird? Als erste, kurzfri-
stige Maßnahme bei Legionellen-
befall wird meist eine thermische
Sanitisierung empfohlen, also das
Anheben der Wassertemperatur
im Vorlauf der Warmwasserzirku-
lation auf über 62 °C, zeitweise
sogar auf bis über 70 °C. In alten
Gebäuden ist diese Methode nur
bedingt anwendbar und verur-
sacht oft mehrere Probleme. Das
Material alter Leitungen wird
durch die hohe Temperatur star-
ken Spannungen ausgesetzt, zu-
dem steigen die Energiekosten
ebenso an wie der CO2-Ausstoß,
außerdem erhitzen die meist
schlecht isolierten Warmwasser-
rohre die parallel verlegten Kalt-
wasserleitungen, in denen sich
die Legionellen dann ebenfalls
sprunghaft vermehren.

Zugabe von Chemikalien

Oft wird auch die Zugabe von
Chemikalien wie Chlor in das
Leitungsnetz empfohlen. Hierbei
ist jedoch sorgfältig zu prüfen, ob
die Chemikalien wirklich an jeder
Entnahmestelle ankommen, um
dort wirken zu können. Bei un-
gleichmäßiger Wasserabnahme
ist dies aber meist nicht der Fall.
Schließlich dürfen die zudosier-
ten Chemikalien und die dabei
entstehenden gesundheitsgefähr-
denden Nebenprodukte die Grenz-
werte nicht überschreiten.

Folgender Maßnahmenkatalog
hat sich als sinnvolle langfristige
Vorgehensweise erwiesen: Das
gesamte Rohrleitungssystem des
Gebäudes muss auf Toträume un-
tersucht und diese müssen besei-
tigt werden. Bei starker Verkal-

Kanalsanierung auf der IFAT ENTSORGA2012:

Milliardenmärkte in öffentlichen
und privaten Leitungen

So abstrakt das Thema zuweilen erscheint, so notwendig ist es. Die
Rede ist von der Kanalsanierung - eine Thematik, die, auch wenn
sie „im Untergrund“ stattfindet, nicht nurbei den Kommunen, son-
dern auch auf der nächsten IFAT ENTSORGA vom 7. bis 11. Mai
2012 in München eine wichtige Rolle spielt. Insgesamt 16.000 Qua-
dratmeter nimmt der Bereich rund um Injektions-, Reling-, Ein-
zieh- und Beschichtungsverfahren sowie Rohrdichtheits-Prüfungen
und Kanalinspektionsausrüstung ein.

Annähernd ein Fünftel aller Ab-
wasserkanalhaltungen in Deutsch-
land weisen kurz- bis mittelfristig
sanierungsbedürftige Schäden auf.
Um diese wichtigen Infrastruk-
tureinrichtungen in ihrer Substanz
zu erhalten, planen die Kommu-
nen pro Jahr und Kilometer Kanal-
netz im Mittel 8.000 Euro zu inve-
stieren. Dies geht aus der „Um-
frage zum Zustand der Kanalisa-
tion in Deutschland 2009“ der
Deutschen Vereinigung für Was-
serwirtschaft, Abwasser und Ab-
fall (DWA) unter deutschen Städ-
ten und Gemeinden hervor.

Im Detail konnte die DWA eine
Reihe von Trends ausmachen: Bei
der Kanalerneuerung setzen die
Auftraggeber zunehmend auf gra-
benlose Verfahren. Allerdings geht
der komplette Austausch der alten
Kanäle zurück. Stattdessen werden
die Schäden häufig örtlich begrenzt
behoben. Neben diesen Einzelrepa-
raturen kommen nach wie vor Re-
novierungsmaßnahmen zum Ein-
satz, die die Funktionsfähigkeit des
gesamten ausgewählten Kanalseg-
ments verbessern. Hierbei bleibt
das Relining das mit Abstand do-
minierende Verfahren. 

Nach den DWA-Recherchen
sind in den letzten Jahren die Ko-
sten je Meter Kanalsanierung für
Renovierungsverfahren und Kanal-
erneuerung merklich gestiegen. Ei-
nen Grund hierfür sieht die Vereini-
gung in höheren Qualitätsanforde-
rungen, die sich im Gegenzug aller-
dings in größerer Dauerhaftigkeit
und längerer Nutzungsdauer der sa-
nierten Kanäle auszahlen.

Neben der öffentlichen Kanali-
sation existiert mit den privaten
Leitungen, der so genannten
Grundstücksentwässerung, ein
weiteres gigantisches Abwasser-
netz im deutschen Untergrund.
„Schadhafte und undichte Ab-
wasserkanäle gefährden nicht nur
das Grundwasser, sondern kön-
nen darüber hinaus auch sehr
große Folgeschäden in Form von
Straßenunterhöhlungen auslösen.
Dies wird bislang noch zu wenig
beachtet“, so Otto Schaaf, DWA-
Präsident und Vorstand der Stadt-
entwässerungsbetriebe Köln.

„Bei der Kontrolle und Sanie-
rung der Grundstücksentwässe-
rung herrscht vielerorts Goldgrä-
berstimmung“, berichtet Roland
W. Waniek, Geschäftsführer des
IKT Instituts für Unterirdische In-
frastruktur. „Dies liegt vor allem
daran, dass mit Hamburg, Hessen,
Nordrhein-Westfalen und Schles-
wig-Holstein bislang vier Bundes-
länder rechtliche Regelungen zur
Dichtheitsprüfung privater Ab-
wasserleitungen geschaffen ha-
ben.“ Die Gesetze und Verordnun-
gen sehen die verbindliche Erst-

prüfung aller Grundstücksleitun-
gen bis zum Jahr 2015 bezie-
hungsweise bis 2025 vor. Über-
trägt man diese Regelungen auf die
über 47,5 Millionen Gebäude Ge-
samtdeutschlands, lässt sich ein ge-
waltiges Marktvolumen errechnen.
„Würden alle Anschluss- und
Grundleitungen entsprechend der
DIN 1986-30 auf Dichtheit ge-
prüft werden, so müssten deut-
sche Grundstückseigentümer al-
lein dafür zwischen 14 und 24
Milliarden Euro aufbringen“, kal-

kuliert Waniek. „Nimmt man wei-
terhin eine Schadensquote von 70
Prozent und mittlere Sanierungsko-
sten von 3.000 Euro je betroffe-
nem Gebäude an, so beträgt der ge-
samtdeutsche Sanierungsaufwand
knapp 100 Milliarden Euro.“

Im Mai des vergangenen Jahres
haben führende Akteure der Ab-
wasserbranche ihre Kräfte gebün-
delt und die Gütegemeinschaft
Güteschutz Grundstücksentwässe-
rung gegründet. „Unser Ziel ist die
Verbesserung der Qualität von An-
lagen der Grundstücksentwässe-
rung. Insbesondere sollen eventuel-
le Verunreinigungen von Grund-
wasser, Gewässern und Boden
durch undichte Anlagen vermie-den
werden“, erklärt der Geschäftsfüh-
rer der Gütegemeinschaft, Dipl.-
Ing. Dirk Bellinghausen. 

Mellrichstadt:

Bayerische Landessiedlung
sponsert Mega-Event

Beim 6. BLS 24-Stunden-Schwimmen in Mellrichstadt pur-
zelten die Rekorde. 417 Teilnehmer legten unglaubliche
2.281.500 Meter zurück. Wie Benjamin Lotze von der Bayeri-
schen Landessiedlung hervorhob, sei er sehr stolz darauf, der
Sponsor einer solch einzigartigen Veranstaltung zu sein. Seine
Bilanz: „Eine Stadt steht auf und springt ins Wasser - und
schwimmt und schwimmt  und schwimmt. Egal ob jung oder
alt, dick oder dünn - alle Teilnehmer haben wirklich Unglaub-
liches geleistet!“

Der Erlös der Veranstaltung kommt auch heuer wieder ei-
nem guten Zweck zugute. Neben der Unterstützung der Aktion
„Sternstunden“ des Bayerischen Rundfunks wird eine Schul-
obst-Aktion für die vier Mellrichstädter Schulen auf die Beine
gestellt. 

Erstmals wurde auch eine Schulklassen-Wertung ins Leben
gerufen. Der Lohn für den Gewinner dieses Wettbewerbs: 100
Euro für die Klassenkasse, gesponsert von der Bayerischen
Landessiedlung. 

Lebensraum Wasser:

Hohe Investitionen
Wie die Regierung von Oberbayern mitteilt, flossen 2011 für Hoch-
wasserschutz, Gewässerökologie, Abwasserbeseitigung und Was-
serversorgung von oberbayerischen Städten und Gemeinden insge-
samt über 150 Mio. Euro, davon rund 88 Mio. Euro vom Freistaat
Bayern. Die weiteren Mittel stammten aus Kassen derEU, des Bun-
des, des Bezirks Oberbayern oder steuerten Städte und Gemeinden
als Eigenanteil bei. Ausgeführt haben diese Projekte überwiegend
Unternehmen der heimischen Bauwirtschaft. 

Für den Hochwasserschutz, die
Wildbach- und Lawinenverbau-
ung sowie die ökologische Verbes-
serung der Gewässer wurden rund
75,1 Millionen Euro ausgegeben.
Davon dienten 33,8 Millionen Eu-
ro der Erhaltung und Instandset-
zung bestehender Anlagen. Insge-
samt liefen auch im vergangenen
Jahr wieder etwa 200 Baustellen
für den Hochwasserschutz und
den Schutz vor Wildbächen in
Oberbayern. Als besonders erfreu-
lich wertet Regierungspräsident
Christoph Hillenbrand die zusätz-
lichen 6,6 Millionen Euro aus dem
Konjunkturpaket II des Bundes für
Hochwasserschutzmaßnahmen. 

Deutlich sind die Baufortschrit-
te beim Hochwasserschutz im
Mangfalltal zwischen Feldkir-
chen-Westerham und Rosenheim:
„Mit einem Bauvolumen von rund
3,2 Millionen Euro sind wir dem
Ziel, ausgedehnte Siedlungsberei-
che und eine Vielzahl von Indu-
strie- und Gewerbebetrieben vor
Hochwasser zu schützen, einen
weiteren Schritt näher gekommen.
Der Bau von Deichen und Mauern
sowie sonstigen Hochwasser-
schutzeinrichtungen ist mittlerwei-
le zu fast 60 Prozent fertig gestellt.
Von den ursprünglich 42.000
hochwassergefährdeten Einwoh-
nern sind deutlich mehr als die
Hälfte vor einem hundertjährli-
chen Hochwasser sicher“, machte
Hillenbrand deutlich.

Schwerpunkte der Hochwasser-
schutzmaßnahmen werden auch
heuer wieder die Fortführung der
Deichsanierungsmaßnahmen an
der Isar in diesem Abschnitt neben
weiteren Deichbaumaßnahmen im

Unteren Mangfalltal sein. Der
Hochwasserschutz für Garmisch-
Partenkirchen wurde mit Ausbau-
maßnahmen an Kanker und Part-
nach vorangetrieben. Mit der Er-
tüchtigung des Sylvensteindam-
mes, der für den Hochwasser-
schutz von Bad Tölz, München,
Freising, Moosburg und Landshut
unverzichtbar ist, konnte 2011 be-
gonnen werden. Für heuer ist die
Sanierung des Dichtungssystems
vorgesehen. Insgesamt werden für
den Sylvensteindamm bis zum
Jahr 2014 knapp 25 Millionen Eu-
ro aufgewendet werden.

Im Zuge der Umsetzung des
Gewässerentwicklungsplans Inn
in den Landkreisen Mühldorf am
Inn und Altötting wurde 2011 mit
dem Bau des Umgehungsbaches
an der Staustufe Jettenbach begon-
nen. Dieses Kernstück der Inn-Re-
naturierung wird mit einer Länge
von ca. 800 Metern eine der größ-
ten Maßnahmen dieser Art in Bay-
ern werden. Hier wird nicht nur
die an der Staustufe unterbrochene
Verbindung im Inn wieder herge-
stellt, sondern auch ein bedeuten-
der neuer Lebensraum und Laich-
gewässer geschaffen.

Neben diesen Maßnahmen an
den größeren Flüssen in Oberbay-
ern konnten in den letzten beiden
Jahren rund 7 Millionen Euro aus
dem Konjunkturpaket II des Bun-
des fast ausschließlich an kleinen
Gewässern verbaut werden. 35
Städte und Gemeinden haben so
einen Hochwasserschutz oder eine
ökologische Aufwertung für ihre
Gewässer erhalten. Maßnahmen,
die ansonsten erst wesentlich spä-
ter ausgeführt worden wären. DK

kung oder Korrosion des Rohrsy-
stems sollten die Leitungen er-
neuert werden, denn verkrustete
Rohre bieten Keimen immer wie-
der Unterschlupf. Wichtig ist
außerdem, dass das Wasser keine
gelösten organischen Verbindun-
gen enthält, denn diese dienen
Legionellen als ideale Nährstoffe.

Ultrafiltrationsanlagen

Eine Technologie, die bereits
bei der Entkeimung von Trink-
wasser im Wasserwerk gute Dien-
ste leistet, ist auch bei Legionel-
len äußerst wirkungsvoll. Einge-
setzt in die Warmwasserzirkulati-
onsleitungen entfernen kompakte
Ultrafiltrationsanlagen wie jene
des oberbayerischen Unterneh-
mens Seccua nicht nur Legionel-
len und alle anderen Krankheits-
erreger, sondern auch Rost und
Trübstoffe aus dem zirkulierten

Wasser. Sie sorgen so für eine
schnelle Senkung der Legionellen-
zahl im gesamten System. Instal-
liert man solche Ultrafiltrationssy-
steme an der Übergabestelle vom
öffentlichen Leitungsnetz ins Ge-
bäude, werden nicht nur sämtliche
Keime, also auch Legionellen,
sondern auch Schmutzpartikel am
Eindringen in das Gebäude gehin-
dert. Derartige Filter sind in der
Regel leicht nachzurüsten und re-
lativ kostengünstig. 

*Die Seccua GmbH mit Sitz in
Steingaden ist ein  führender Her-
steller von Ultrafiltrationsanlagen
zur Aufbereitung von Trink- und
Brauchwasser. Der diplomierte
Versorgungstechniker ist Experte
in Sachen Trinkwassergesundheit
und engagiert sich für die Ent-
wicklung kostengünstiger mo-
dernster Lösungen zur Bereitstel-
lung von sicherem Trinkwasser. 
Info: www.seccua.de 
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Modellvorhaben „Ort schafft Mitte“:

Erste Erfahrungen
Dokumentation der Transferwerkstatt im oberfränkischen Mitwitz

Etwa ein Jahr nachdem das Modellvorhaben des Freistaats
Bayern „Ort schafft Mitte“ mit der Auswahl der Modellkom-
munen in die praktische Umsetzung gegangen ist, hat im histo-
rischen Wasserschloss im Markt Mitwitz (Landkreis Kronach)
die erste Transferwerkstatt der Initiative unter dem Titel „Er-
ste Erfahrungen mit Ort schafft Mitte“ stattgefunden. Etwa 70
an dem Modellvorhaben Beteiligte aus allen Teilen des Frei-
staats nahmen daran teil, darunter die Bürgermeister sämtli-
cher zwölf Modellkommunen. 

Klaus-Martin Hesse von Fo-
rum Huebner, Karsten & Partner
(Bremen) stellte zunächst erste
Eindrücke und Ergebnisse aus
der Tätigkeit der wissenschaftli-
chen Begleitforschung von „Ort
schafft Mitte“ vor. Als erstes
Zwischenfazit könne festgehal-
ten werden, dass der flexiblere
Einsatz der Städtebauförderung
speziell durch die Möglichkeit
der Einrichtung eines kommuna-
len Entwicklungsfonds zum
Zwischenerwerb von Schlüs-
selimmobilien offenbar die Inter-
vention von Kommunen in
strukturschwachen Räumen er-
heblich erleichtert; das Instru-
ment sei bereits in mehreren
Kommunen im Einsatz (Stadt-
lauringen, Röttingen und Mit-
witz). 

Implementierung

Die Implementierung von öf-
fentlich-privaten Organisations-
modellen zur Entwicklung inno-
vativer Finanzierungsinstrumen-
te in der Ortsmittenentwicklung
konnte dagegen bisher noch
nicht überall wie erhofft voran-
gebracht werden. Grundsätzlich
werde die Fragestellung öffent-
lich-privater Kooperationen im
Modellvorhaben weiter eine
wichtige Rolle einnehmen, da
die Kommunen alleine nicht in
der Lage seien, die benötigten
Impulse zu setzen.

Über seine Erfahrungen und
Vorgehensweisen beim Thema
Leerstandsmanagement berich-
tete im Anschluss Bürgermeister
Frank Stumpf. Leerstände seien
in Naila speziell in den Erdge-
schossen von Wohn- und Ge-
schäftshäusern (teils mit größe-
rem Instandhaltungsrückstand),
in Gaststätten sowie bei reinen
Einzelhandelsflächen in der In-
nenstadt anzutreffen. Hinzu kä-
men mehrere (ehemals) öffentli-
che Gebäude (Postamt, Bahn-
hof). Als Eigentümer würden üb-
licherweise private Kleinei-
gentümer, teils auch Erbenge-
meinschaften auftreten. Ein sub-
stanzieller Anteil der Eigentümer
problematischer Immobilien sei
nicht ortsansässig (speziell Er-
bengeneration, Eigentümer von
Einzelhandelsflächen).

Im Rahmen von „Ort schafft
Mitte“ seien die Leerstände

zunächst systematisch erfasst
worden, zudem seien Neuord-
nungskonzepte, Machbarkeits-
studien und städtebauliche Ver-
träge erarbeitet worden. Darüber
hinaus sei ein kommunales För-
derprogramm entwickelt wor-
den, das Privateigentümern Pla-
nungskostenzuschüsse von bis
zu 4.500 Euro ermögliche. Bis-
her seien diese Zuschüsse auf-
grund der schwierigen Eigentü-
merstruktur (Problem-Immobili-
en sind vielfach im Eigentum
von Exit-Strategen) jedoch noch
nicht in Anspruch genommen
worden, so dass sich die Akti-
vitäten derzeit auf das Pilot-
projekt Bahnhofsrevitalisierung
konzentrierten.

Die Strategien und Ansätze der
Stadt Röttingen wurden von Rat-
hauschef Martin Umscheid an-
hand aktueller Schlüsselprojekte
der Modellkommune erläutert.
Bei der Mehrzahl der derzeit vor-
gesehenen Maßnahmen sei die
Kommune bereits Eigentümer
der leerstehenden Gebäude (Pro-
jekt „Spielscheune“, Umbau Juli-
us-Echter-Stift zu Hotel und
Gaststätte „Julius-Echter-Hof“)
gewesen und stehe bzw. stand
hier primär vor der Herausforde-
rung, die kommunale Kofinan-
zierung der Sanierungs- und Um-
baumaßnahmen zu gewährleisten
und (neue) private Partner für die
spätere Nutzung zu finden.

Revitalisierung

In einem weiteren Fall habe
die Kommune den Erwerb einer
im privaten Eigentum befindli-
chen Schlüsselimmobilie aus
dem 17. Jahrhundert durch einen
externen Investor aus Italien ini-
tiieren können: Die denkmalge-
schützte und in hohem Maße
verfallene sog. Schneidmühle
solle mit Unterstützung der Städ-
tebauförderung aufwendig sa-
niert und zu einem italienischen
Restaurant mit Gästezimmern
umgebaut werden. Hier ist es al-
so gelungen, in beispielhafter
Weise einen „neuen Bestands-
verbesserer“ zur Revitalisierung
der Altstadt zu gewinnen.

Wie Bürgermeister Ludwig
Baumgartner darstellte, ist der un-
mittelbare Ortskern der Modell-
kommune Blaibach von einem
fast 100%igen Leerstand betrof-

fen; mehrere Gebäude stünden
bereits seit Jahrzehnten leer und
seien dem Verfall preisgegeben.
Die insgesamt betroffene Gebäu-
dezahl ist jedoch vergleichsweise
gering, so dass - ähnlich wie in
Röttingen – auch in Blaibach ein
eher traditionell angelegtes, weil
an den einzelnen Gebäuden ori-
entiertes Leerstandsmanagement
verfolgt wird.

Impulsprojekt

Als Impulsprojekt werde in
Blaibach derzeit das sogenannte
Blaue Haus saniert und zu einem
Bürgerhaus umgebaut. Die Ge-
meinde habe die Immobilie
kürzlich zu einem angemessenen
Preis von einem Eigentümer
übernehmen können, der der
Gruppe der „Exit-Strategen“ zu-
zuordnen sei. Das benachbarte
sog. „Bäckerhaus“ sei im glei-
chen Zug von der Kommune er-
worben worden und solle mögli-
cherweise zurückgebaut werden,
um Freiräume für neue, an das
Bürgerhaus angegliederte Nut-
zungen zu schaffen. 

Einen weiteren Tagungsschwer-
punkt bildeten die beiden Themen
„Organisationsformen öffentlich-
privater Zusammenarbeit in Ort
schafft Mitte“ und „Ziele, Monito-
ring und Wirkungsanalyse in Ort
schafft Mitte“. 

Im Modellvorhaben in Freyung
verfolgt Bürgermeister Dr. Olaf
Heinrich das Ziel, regionales bzw.
lokales Kapital von Menschen,
die in Freyung und Umgebung
verwurzelt sind, für Aufwer-
tungsmaßnahmen in Freyung zu
mobilisieren. Für dieses Ziel wird
eine so genannte FreyInvest
GmbH gegründet, an der sich in-
vestitionswillige Freyunger Bür-
ger beteiligen können und die ein-
zelne Vorhaben umsetzt. Der Bür-
germeister wird sich privat mit
Kapital an dem Unternehmen be-
teiligen.

Die Kommune übernimmt die
investitionsvorbereitenden Auf-
gaben, verhandelt mit dem Ei-
gentümer zwecks Verkauf und
übernimmt Verwaltungsaufgaben
der FreyInvest. Das Neue an die-
sem Modell ist, dass die Kommu-
ne mit Hilfe der Städtebauförde-
rung die Vorbereitung für die In-
vestition in eine Immobilie über-
nimmt und zur Umsetzung loka-
les Kapital aktiviert und in einem
Unternehmen bündelt, das die
Maßnahme dann umsetzt.

Das Augenmerk von Bürger-
meister Werner Nickl liegt in
Kemnath dagegen auf der Mobi-
lisierung von Eigentümern, um
ihre leer stehenden Immobilien
für „versorgtes Wohnen“ bzw.

Langzeitwohnen in Wert zu set-
zen. Zur Prüfung dieses Ansat-
zes hat eine interdisziplinäre
Gutachtergruppe die Nachfrage
nach Übernachtungskapazitäten
in ansässigen Unternehmen (ins-
besondere auch für Langzeit-
wohnen befristet am Ort arbei-
tender Mitarbeiter bzw. Koope-
ranten) sowie den Bedarf nach
„versorgtem Wohnen“ für ältere
Menschen erhoben.

Gleichzeitig wurden alle Ei-
gentümer mit leer stehenden Im-
mobilien angesprochen, ob sie ihr
Gebäude für „versorgtes Woh-
nen“ und Langzeitwohnen um-
bauen würden. Im Ergebnis läge
ein räumlich verteiltes Wohnkon-
zept über mehrere Gebäude vor
mit einem Dienstleistungsknoten-
punkt zur Koordinierung. Die
Vorleistung der Stadt bestünde

darin, eine leer stehende Immobi-
lie zu erwerben und dort - neben
einigen Wohnungen - eine An-
laufstelle für die Koordination
von Nachfrage und Angebot und
als Erbringer von Dienstleistun-
gen für „versorgtes Wohnen“ und
Langzeitwohnen einzurichten.
Eine geeignete Immobilie für die
Anlaufstelle sei ausgewählt und
Vorplanungen für den Umbau er-
arbeitet. 

Kooperationsnetzwerk

Im Modellvorhaben Schroben-
hausen schließlich liegt der
Schwerpunkt öffentlich-privater
Zusammenarbeit im Einzelhan-
del, weil der Ladenleerstand in
der historischen Innenstadt von
Schrobenhausen den hauptsächli-
chen städtebaulichen Missstand

darstellt. Bürgermeister Dr. Karl-
heinz Stephan berichtete vom er-
folgreichen Aufbau eines Koope-
rationsnetzwerkes aus einer Stadt-
marketinggenossenschaft, in der
wichtige Wirtschaftspartner der
Stadt und auch die Stadt selbst
vertreten seien, mit der IHK
München und Oberbayern, der
Agentur für Arbeit und den Akiv-
senioren Bayern e.V. Das Netz-
werk diene der Initiierung einer
Gründerinitiative für den Einzel-
handel, die verteilt in mehreren
derzeit leer stehenden Ladenloka-
len Raum finden solle. 

Stephan äußerte sich zuver-
sichtlich, dass die aktuelle Grün-
dersuche schnell zum Erfolg
führen werde und mit der An-
mietung von Ladenlokalen für
erste Gründer Anfang 2012 ge-
startet werden kann. DK

Pünktlich zur Skisaison
Erste Gäste in der modernisierten Jugendherberge Lenggries

Die Jugendherberge Lenggries ist zurück: Pünktlich zur Skisai-
son hat das modernisierte Haus mit Lodge-Charakter seine er-
sten Gäste begrüßt. Nach einer umfassenden Schönheitskur
lockt die Jugendherberge seit dem Jahreswechsel wieder Besu-
cher in die beliebte Skiregion am Brauneck, nur ca. 60 km süd-
lich von München. Modern und funktional richtet sich die Ju-
gendherberge künftig speziell an sportlich aktive Gäste, Vereine
und Schulklassen. 

Nach ausgiebigen Ski- und
Snowboardtouren kehren die Ur-
lauber in das gemütliche Haus
mit modernem Bar- und Loun-
ge-Bereich zurück. 88 Betten in
21 Zimmern stehen bereit, einige
davon mit eigener Dusche und
WC, dazu ein moderner Speise-
saal, helle Tagungsräume, Ski-
und Fahrradkeller sowie ein
großes Außengelände mit Grill-
platz. Im Sommer eignet sich die
attraktive Lage auch hervorra-
gend für Radtouren und Wande-
rungen. 

Helles Holz ist eines der mar-
kanten Elemente in der Leng-
grieser Jugendherberge. Massive
Tische, Bänke und Wandvertäfe-
lungen schaffen eine gemütliche
Atmosphäre und vermitteln ei-
nen besonderen, modernen Hüt-
tencharakter. Zugleich sorgen
Farbflächen für interessante Ak-
zente. „Unseren ersten Gästen
hat der neue Stil sehr gut gefal-
len,“ freut sich Sylvia Schönber-
ger, die neue Herbergsleiterin.
Die Abiturientengruppe emp-
fand die Jugendherberge wie ein
„cooles Hotel für Jugendliche“.

Besonders die „urgemütliche,
aber moderne Lounge mit
Wohnzimmercharakter, Flach-
bild-TV und Soundanlage“ ist
bei den 16- bis 18-Jährigen sehr
gut angekommen, ebenso die
Verpflegung, Freizeitangebote
und der Service im Haus. 

Frisch und ungewöhnlich ist
die „Schiefertafel“-Optik: Be-
schreibbare Tafeln ziehen sich
durch das ganze Haus und laden
die Gäste ein, sich darauf zu ver-

ewigen oder eigene Kunstwerke
zu hinterlassen. Auf Schieferta-
feln werden auch der Speiseplan
und Programmpunkte der Ju-
gendherberge angekündigt. Zu-
sätzlich verknüpft das Leitsy-
stem in moderner Typografie ju-
gendlichen Stil mit einem regio-
nalen Bezug: Jedes Zimmer ist
nach einem der umliegenden
Berge benannt, und Fotografien
von sportlichen Aktivitäten in
der Umgebung schmücken in
hellen, schicken Holzrahmen die
Flure. Am 3. März 2012 wird das
Haus mit Segnung und großem
Rahmenprogramm offiziell wie-
dereröffnet. Zum begleitenden
Tag der offenen Tür lädt die Ju-
gendherberge Lenggries herzlich
ein. 

Der neue Speisesaal der Jugendherberge Lenggries. 

Statistisches Jahrbuch 2011: 

WeiterWohnungsbaubedarf
„Der Freistaat Bayern verzeichnet eine Rekordeinwohnerzahl.
Ende des letzten Jahres lebten insgesamt fast 12,54 Millionen
Menschen in Bayern. Vor 20 Jahren, am Jahresende 1990, wa-
ren es nur 11,5 Millionen. Seit der Wiedervereinigung Deutsch-
lands ist Bayern also um 1,1 Millionen Einwohner gewachsen.“
Das sagte Bayerns Innenminister Joachim Herrmann anlässlich
der Vorstellung des Statistischen Jahrbuchs 2011.

Das Bevölkerungswachstum
in Bayern hält nach den Worten
Herrmanns entgegen dem bun-
desweiten Trend an. Während
der Saldo aus Geburten- und
Sterbefällen 2010 erneut negativ
war, liegt Bayern bei der Zuwan-
derung weiterhin an der Spitze.
Auch in den ersten sechs Mona-
ten 2011 ist die Einwohnerzahl
nach den bereits vorliegenden
Ergebnissen um mehr als 21.000
Personen weiter gestiegen. Herr-
mann: „Bayern bleibt nach wie
vor hoch attraktiv und bietet den
Menschen beste Zukunftschan-
cen.“ 

Erfreulich nannte Herrmann in
diesem Zusammenhang die Zah-
len für die Baufertigstellungen
im Jahr 2010. Mit 33.137 Woh-
nungen sei der Vorjahreswert um
5,7 Prozent übertroffen worden.
Auch die Baugenehmigungszah-
len stiegen deutlich an. So wur-
den für 42.416 Wohnungen Bau-
genehmigungen erteilt, 19 Pro-
zent mehr als 2009. Herrmann:
„Bis Oktober 2011 ist die Zahl
der Baugenehmigungen gegenü-
ber dem entsprechenden Vorjah-
reszeitraum noch mal um 23,2

Prozent angestiegen. Ich hoffe,
dass sich dieser Trend fortsetzt,
denn die Zahl der bayerischen
Haushalte wird trotz der künftig
eher stagnierenden Bevölkerung
weiter ansteigen.“ 

Haushaltszunahme

Nach jüngst veröffentlichten
Prognosen führt die Zunahme
der Haushaltszahl um sechs Pro-
zent bis zum Jahr 2029 zu einem
Neubaubedarf von rund 850.000

Wohnungen. Herrmann: „Es be-
steht bei uns in Bayern also nach
wie vor erheblicher Wohnungs-
baubedarf, den es bestmöglich
zu decken gilt.“ Bayern halte
deshalb die Wohnraumförderung
auf hohem Niveau. Vorbehaltlich
der Zustimmung des Bayeri-
schen Landtags will die Staatsre-
gierung 2012 hierfür 205 Millio-
nen Euro zur Verfügung stellen.
Herrmann forderte in diesem Zu-
sammenhang erneut eine Ver-
besserung der steuerlichen Ab-
schreibungsbedingungen: „Ich
werde hier nicht locker lassen.
Wir wollen weiterhin die Rück-
kehr zur degressiven Abschrei-
bung. Der Wohnungsmarkt
braucht weitere Impulse.“

Das Statistische Jahrbuch ist
auf der Homepage des Bayeri-
schen Landesamtes für Statistik
und Datenverarbeitung unter
www.statistik.bayern.de/ abruf-
bar. 
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Fahrzeuge mit umfangreicher Winterdienstausrüstung jetzt selbst auf Herz und Nieren testen. 
Los geht´s am 1. Februar 2012. 
Alle 10 Termine und die Möglichkeit zur Anmeldung finden Sie unter www.max-holder.com

GERÄTE IM EINSATZ:
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M 480 (77 PS) mit Schneefräse
S 990 (92 PS)mit Raupenfahrwerk und 
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Innenminister Joachim Herrmann: 

Bayern verbessert
Wohnraumförderung

für Studierende 
Zum Jahresbeginn hat Innenminister Joachim Herrmann die
Förderbeträge für Studentenwohnheime um sechs Prozent an-
gehoben und somit die Förderbedingungen weiter verbessert.
Für Studierende mit Kind können außerdem künftig bedarfs-
gerechte Eltern-Kind-Appartements gefördert werden. 

Familiennachwuchs soll nach
den Worten des Ministers kei-
nen Hinderungsgrund für das
Studieren darstellen. Die Förde-
rung erfolgt mit einem zins- und
tilgungsfreien Baudarlehen, das
bei bestimmungsgemäßer Bele-
gung einem Zuschuss gleich
kommt. Das Darlehen beläuft
sich bei einer Belegungsbin-
dung von 45 Jahren auf 26.500
Euro pro neu geschaffenem

Wohnheimplatz. Für Eltern-
Kind-Appartements erhöht sich
die Förderung auf bis zu 39.750
Euro. 

Spitzenplatz für
den Freistaat 

Schon bisher gehört Bayern
nach Feststellungen des Deut-
schen Studentenwerks bei der
Förderung von Studentenwohn-

heimen zur Spitzengruppe unter
den Ländern. Im Entwurf für
den Nachtragshaushalt 2012
sind 17,5 Millionen Euro För-
dermittel eingeplant. Dieser An-
satz wird mit zehn Millionen
Euro aus dem Bayerischen
Wohnungsbauprogramm aufge-
stockt. „Wir wollen, dass in den
nächsten Jahren noch deutlich
mehr Wohnraum für unsere
Studentinnen und Studenten
geschaffen wird. Ich appelliere
nochmals an die privaten Bau-
herren, sich neben den Studen-
tenwerken verstärkt auf diesem
Gebiet zu engagieren, damit die
Wohnsituation der Studierenden
noch weiter verbessert werden
kann“ so Innenminister Herr-
mann. 

1.000 Wohnplätze
im Bau

In Bayern gibt es insgesamt
rund 34.400 Plätze in staatlich
geförderten Studentenwohnhei-
men. In Bau befinden sich weite-
re 1.000 Wohnheimplätze. In den
nächsten beiden Jahren sollen
noch einmal mindestens 2.000
neue Wohnheimplätze dazukom-
men. Derzeit sind neue Projekte
in München, Neu-Ulm, Kemp-
ten, Erlangen, Nürnberg, Bam-
berg, Würzburg und Landshut
geplant. 

Rohrleitungssanierungsverband:

Unterstützung in der Praxis
Ein neuer Rohrleitungssanierungsverband-Arbeitskreis soll
Standardleistungstexte erarbeiten. Im Dezember 2011 fand da-
zu in Hannover die konstituierende Sitzung des neuen Arbeits-
kreises „Standardleistungstexte“ statt. 

Da die Bestandserhaltung der
Infrastruktureinrichtungen eine
der größten und wichtigsten Zu-
kunftsaufgaben der Netzbetrei-
ber darstellt, müssen vor dem
Hintergrund einer angespannten
Finanzlage optimale Konzepte
in technischer und wirtschaftli-
cher Hinsicht gefunden und
umgesetzt werden. Grabenlose
Verfahren sind oft die bessere
Lösung. 

Netzbetreiber können heute
aus einer Vielzahl von Sanie-
rungsverfahren auswählen. Vor-
teile ergeben sich nicht nur in
wirtschaftlicher Hinsicht. Die
Einbauzeit ist meist kürzer und
im Gegensatz zur offenen Bau-
weise, sind die Beeinträchtigun-
gen für die Anwohner sowie
den Fußgänger- und Straßenver-
kehr akzeptabel.  

Das gute Image der Sanie-
rungsverfahren kann aber durch
Planungsfehler gestört werden.
Diese können dann zu Aus-
führungsfehlern führen, die
durchaus einen enormen volks-

wirtschaftlichen Schaden an-
nehmen können. Aus diesem
Grunde sind zielgerichtete und
technisch ausgereifte Aus-
schreibungen erforderlich, be-
richtet RSV-Geschäftsführer
Dipl.-Volkswirt Horst Zech.
Dem Netzbetreiber und Planer
soll mit den Standardleistungs-
texten des RSV eine praktikable
Unterstützung geboten werden,
um ein Sanierungsprojekt neu-
tral und fachlich korrekt zu be-
schreiben. 

Erfahrener Fachmann

Der RSV plant daher, die
Standardleistungstexte für die
Renovierungsverfahren in einer
einfachen und VOB-gerechten
Gliederung zu erstellen. Begon-
nen wird die Arbeit mit den Re-
novierungsverfahren, gegliedert
nach Europa Norm DIN EN

15885 und dem RSV-Regel-
werk. Die grabenlosen Erneue-
rungsverfahren und die Druck-
rohrverfahren sollen dann fol-
gen. 

Als Obmann des Arbeitskrei-
ses wurde mit Herrn Dipl.-Ing.
Jörg Brunecker, ein erfahrener
Fachmann gewonnen, der in
den unterschiedlichen Sanie-
rungsverfahren bewandert ist
und zudem in der nationalen
wie internationalen Standardi-
sierung tätig ist.  

Aktueller Stand der Technik 

Durch die Erstellung von
Standardleistungstexten soll der
Einsatz von modernen Sanie-
rungsverfahren gefördert wer-
den. Die Standardleistungstexte
stellen den aktuellen Stand der
Technik dar und können des-
halb nur als Bearbeitungsstand
angesehen werden, der durch
permanente Weiterentwicklung
den Änderungen des Marktes
anpasst werden muss. 

Aktuelle Architektur in der Oberpfalz
Wie lernt man die Architektur einer Region am besten kennen?

Ganz klar: Indem man mit überzeugten Oberpfälzern – in diesem
Fall den Herausgebern des Buches „Aktuelle Architektur der
Oberpfalz (Band III)“, Wilhelm Koch, Manfred Wilhelm und
Gerhard Schmidt – auf Erkundungsreise geht und dabei Land und
Leute, Gebräuche und Eigenheiten und quasi nebenbei auch das
Gebaute kennenlernt.

Deren Initiativen zur Förderung der Baukultur in der Oberpfalz
sind vielfältig und von typischer Oberpfälzer Hartnäckigkeit ge-
prägt: Bereits 2000 stellten sie die erste Ausgabe von „Aktuelle
Architektur in der Oberpfalz“ mit dem inzwischen legendären
Satz: „Vorher war nichts, jetzt ist ein bissl was“ der Öffentlichkeit
vor. Aus dem „Bissl“ wurden zahlreiche, weit über die regiona-
len Grenzen anerkannte Bauten wie das Centrum Bavaria Bohe-
mia (Brückner und Brückner Architekten, Tirschenreuth) oder
das Innovationszentrum Greißelbach (Bögl und Gierer Architek-
ten, München) – um nur einige der herausragenden Bauten, die
natürlich auch in diesem Band vorgestellt werden, zu nennen.

Es wurden von 80 vorgeschlagenen Bauprojekten 47 Bauten
für das Buch ausgewählt. 

Konversion militärischer Liegenschaften:

Herausforderung 
und Chance

„Uns ist allen bewusst, dass die Auflösung oder die Reduzierung
von Bundeswehrstandorten erhebliche Auswirkungen auf die
betroffenen Gemeinden haben. Dafür eine neue Nutzung zu fin-
den, ist für alle Beteiligte zwar eine große Herausforderung,
aber auch eine Chance“, sagte jüngst Innenstaatssekretär Ger-
hard Eck anlässlich einer Veranstaltung der Pricewaterhouse-
Coopers AG in München. 

Eck begrüßte den von der
Bundesregierung angekündigten
„Finanzkreislauf Konversion“.
„Das Geld, das der Bund aus
dem Verkauf der Liegenschaften
einnehmen wird, muss für die
Unterstützung der betroffenen
Gemeinden verwendet werden.“ 

Neuordnungskonzepte
für 1.300 Hektar Fläche

Die Städtebauförderung ist bei
der Umnutzung militärischer
Liegenschaften ein besonders
wichtiges Instrument. Eck: „Seit
rund zwei Jahrzehnten setzen
wir in Bayern einen Schwer-
punkt bei der Konversion von
Brachflächen. Allein in den
90iger Jahren haben wir Neuord-
nungskonzepte für eine Fläche
von mehr als 1.300 Hektar in
rund 35 ehemals militärisch-

en Liegenschaften gefördert.“

Bündelung

Seit 2004 bündelt die Oberste
Baubehörde des Innenministeri-
ums alle geförderten Militärkon-
versionen im Rahmen des Bund-
Länder-Programms „Stadtum-
bau West“. Die frühere Prinz-
Karl-Kaserne in Augsburg ist
beispielweise ein attraktives
Stadtquartier mit Büros, famili-
enfreundlichen Wohnungen und
Wohnraum für Studenten gewor-
den. In anderen Städten hat die
Militärkonversion Chancen für
Forschung und Lehre eröffnet.
Die Hochschulen in Ansbach, in
Neu-Ulm oder Aschaffenburg
haben Expansionsmöglichkeiten
auf früheren Geländen der Bun-
deswehr oder der US-Army ge-
funden. 

Wohnen im Alter
Familienministerin Haderthauer: „Leben daheim 

auch bei Betreuung ermöglichen!“

„Die Frage, wie wir im Alter wohnen, wird angesichts des demo-
grafischen Wandels und der sich verändernden Familienstruk-
turen immer wichtiger. Nach allen aktuellen Umfragen steht
fest, dass die meisten Älteren bis ins hohe Alter ein Leben im ver-
trauten Zuhause wollen, selbst wenn sie auf fremde Hilfe ange-
wiesen sind.“ so Familienministerin Haderthauer . 

Schon heute sei das eigene Zu-
hause für die meisten älteren
Menschen ihr Lebensmittel-
punkt: So leben 96 Prozent aller
Älteren zu Hause. Und von den
über 70-Jährigen verbringen im
Durchschnitt 83 Prozent des Ta-
ges in den eigenen vier Wänden
und nur 2,5 Stunden außerhalb
der Wohnung. „Um möglichst
vielen ein Leben in den eigenen
vier Wänden zu ermöglichen,
existieren in Bayern dank der
Förderung durch das Bayerische
Sozialministerium von rund
514.000 Euro alleine in 2011 be-
reits über 100 ambulant betreute
Wohngemeinschaften und eine
Vielzahl von weiteren alternati-
ven Wohnformen, angefangen
von intergenerativem Wohnen,
über ambulante Hausgemein-
schaften bis hin zu Quartierskon-
zepten“, so Bayerns Familienmi-
nisterin Christine Haderthauer
jüngst in München.

Zunehmender
Bedarf in 2012

Haderthauer weiter: „Um dem
zunehmenden Bedarf auch in
Zukunft zu decken, setzen wir
auch 2012 auf einen ganzen
Strauß an Maßnahmen: So führt
unsere gut vernetzte „Koordina-
tionsstelle Wohnen zu Hause“
ihre erfolgreiche Arbeit als kom-

petente Ansprechpartnerin und
Beraterin beim Thema Wohnen
im Alter fort. Zudem informie-
ren wir in einer bayernweiten
Kampagne und Veranstaltungen
in allen Regierungsbezirken die
unterschiedlichen Akteure vor
Ort über innovative Wohnkon-
zepte und sensibilisieren sie so
für das wichtige Zukunftsthema
„Wohnen im Alter“. Auch unter-
stützen wir in 2012 weiterhin
Angebote zum ‘Betreuten Woh-
nen zu Hause’ mit einer einmali-
gen Anschubfinanzierung von

10.000 Euro und alternative am-
bulante Wohnformen im Rah-
men unseres Förderprogramms
‘Neues Seniorenwohnen (Seni-
WoF), das wir gerade bis 2015
verlängert haben, mit bis zu
40.000 Euro pro Projekt.“ 

Innenstaatssekretär Gerhard Eck: 

Audit 
Barrierefreies Bauen

Wichtiger Beitrag zur Qualitätssicherung beim Bauen 

„Beim barrierefreien Bauen geht es - wie auch beim energieeffi-
zienten Bauen - um die Gestaltung unserer Zukunft. Wir müs-
sen nicht nur den Anforderungen von Menschen mit Behinde-
rungen gerecht werden, sondern uns auch auf einen zunehmen-
den Anteil von älteren Menschen mit motorischen und sensori-
schen Einschränkungen vorbereiten“, so Innenstaatssekretär
Gerhard Eck. 

Die Bayerische Staatsbauver-
waltung hat daher als wichtigen
Beitrag zur Qualitätssicherung
auf diesem Gebiet das soge-
nannte Audit „Barrierefreies

Bauen“ bei den Staatlichen
Bauämtern und Autobahndirek-
tionen eingeführt. „Ab 1. Januar
2012 wollen wir damit den Be-
langen der Barrierefreiheit bei

den staatlichen Gebäuden und
unseren Straßen noch stärker
Rechnung tragen. Unser Ziel ist
eine gebaute Umwelt ohne Hin-
dernisse, in der sich alle Men-
schen möglichst selbständig be-
wegen und orientieren können“,
so Eck weiter. Bis zur Mitte die-
ses Jahrhunderts wird ein Drittel
der Bevölkerung älter als 65
Jahre sein. 

Einhaltung von Vorschriften,
Gesetzen und Richtlinien

Unter einem Audit versteht
man ein Untersuchungsverfah-
ren, welches Planungen hinsicht-
lich ihrer Einhaltung von gelten-
den Vorschriften, Gesetzen und
Richtlinien beurteilt. Dem Pla-
nungs- und Ausführungsstand
entsprechend, werden die Belan-
ge des barrierefreien Bauens von
einem vom Projekt unabhängi-
gen „Auditor“ geprüft. Vorbild
ist das erfolgreiche Sicherheits-
audit des Straßenbaus, welches
seinen Fokus auf Verkehrssi-
cherheitsaspekte richtet. 

Rechnungshof zu Bauunterhalt:

Forderung nach 
mehr Investitionen 

in staatliche Gebäude
Die Liste der Schäden ist lang: Bröckelnder Putz, undichte
Dächer oder veraltete Fenster. Die Rede ist von Gebäuden im
Besitz des Freistaats, die teilweise in einem katastrophalen Zu-
stand sind, denn die Staatsregierung vernachlässigt ihren Unter-
halt seit Jahren. das zumindest findet SPD-Haushaltssprecher
Volkmar Halbleib . Er hält dies für wirtschaftlich unsinnig und
fordert daher die Staatsregierung auf, mehr zu investieren. Der
Oberste Bayerische Rechnungshof (ORH) berichtete jüngst im
Haushaltsausschuss über Altfälle und weist nach, dass die Aus-
gaben der Staatsregierung für diesen Bereich unter dem Niveau
von 1996 liegen. Damals wurden 167,6 Millionen Euro pro Jahr
ausgegeben, im laufenden Jahr sind nur noch 128,4 Millionen
Euro vorgesehen, inflationsbereinigt bleiben sogar nur noch
101,2 Millionen Euro.

Der Rechnungshof kritisiert
die stetig sinkenden Investitio-
nen: Seit 1998 weist er auf den
schlechten Bauunterhalt staatli-
cher Bauten hin, ohne dass sich
bis heute Entscheidendes geän-
dert hätte. In seinem aktuellen
Bericht hält er fest: „Der ORH
hält die Entwicklung der Ausga-
ben für den Bauunterhalt für
äußerst bedenklich. Die für 2012
bereitgestellten Mittel sind kei-
nesfalls ausreichend, um den
dringend notwendigen, nachhal-
tigen Unterhalt der staatlichen
Gebäude zu finanzieren. Vor die-
sem Hintergrund und angesichts
des weiter wachsenden Gebäu-

debestands weist der ORH er-
neut mit Nachdruck darauf hin,
dass wesentlich mehr Mittel für
den Unterhalt staatlicher Gebäu-
de bereitgestellt werden müs-
sen.“

Verschiebung bringt 
höhere Kosten

Für Halbleib steht fest: „Die
staatlichen Gebäude in Bayern
verfallen. Und jeder Hausbesit-
zer weiß: Wer permanent kleine-
re Instandsetzungen verschiebt,
auf den kommen umso höhere
Kosten zu und der Wert der Im-
mobilie sinkt drastisch.“ 
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Ob Planung, Bau oder 
Umbau - wir liefern Ihnen in 
jedem Fall die 
maßgeschneiderte Lösung.

Wassertrüdingen am Hesselberg: 
Wörnitz Flussbadestelle

aktuelle Projekte: 

Markt Königstein in der Oberpfalz: 
Naturbad Königstein
Schorndorf bei Stuttgart:
Ziegeleiseebad im Oskar-Frech-Bad
Gößweinstein in der Fränkischen 
Schweiz: Höhenschwimmbad

www.wasserwerkstatt.com

WasserWerkstatt
 Bamberg Telefon +49 (0)951/ 51 93 437

Wien Telefon +43 (0)1/310 48 78

BÜROS FÜR BADEGEWÄSSER UND FREIRAUMPLANUNG

Höhenschwimmbad Gößweinstein:

Aus dem 
Dornröschenschlaf erwacht

Projekt der WasserWerkstatt Bamberg - Zweifache Auszeichnung
Naturbäder stellen eine echte Alternative zu gechlorten
Schwimmbädern dar, wie das Planungsbüro für Badegewässer
und Freiraumplanung GmbH "WasserWerkstatt" in Bamberg
seit 1987 aus eigener Erfahrung weiß. Viele ökologische
und ökonomische Gründe sprechen für naturnahe Freibäder,
wie aktuell ein neues von der WasserWerkstatt eröffnetes
Höhenschwimmbad im oberfränkischen Gößweinstein ein-
drucksvoll demonstriert.

Das Naturbad wurde zu Be-
ginn der 1960er Jahre als klassi-
sches konventionelles Schwimm-
bad gebaut. In den folgenden
Jahrzehnten war es recht be-
liebt, so dass sogar eine Wärme-
halle als angenehmer Aufent-
haltsort angebaut wurde. Aller-
dings unterblieben als Folge
schlechter gemeindlicher Finan-
zen notwendige größere Investi-
tionen u. a. in die Wasseraufbe-
reitung, so dass das Bad Mitte
der 1990er Jahre schließlich ge-
schlossen wurde. Es dümpelte
als ungenutzter Freizeittempel
in landschaftlich bester Lage
dahin, verfiel in einen Dornrö-
schenschlaf. 

Verlässlicher Partner

Im Jahr 2000 erinnerten sich
interessierte Gemeindebürger
ihres Freibades und gründe-
ten den Förderverein Höhen-
schwimmbad Gößweinstein mit
dem Ziel, das Bad wieder zum
Leben zu erwecken. Man ent-
schied sich für ein Naturbad oh-
ne Chlorung mit natürlichem
Wasseraustausch über eine
Schilfanlage. In der „Wasser-
Werkstatt“ fand die Marktge-
meinde Gößweinstein als Bau-
herr und Betreiber einen verläss-
lichen Partner.

Durch Mitgliedsbeiträge in
Höhe von 25 Euro pro Jahr,

weit mehr aber noch mit der
Durchführung kultureller Ver-
anstaltungen, wurde über viele
Jahre Geld generiert, so dass
2008 mit der konkreten Planung
begonnen werden konnte, maß-
geblich unterstützt vom Land-
kreis Forchheim mit einem Lea-
der-Projekt Bäderlandschaft
Fränkische Schweiz. 

VerwirklichterTraum

Im Mai vergangenen Jahres
wurde der Traum vom Höhen-
schwimmbad schließlich Wirk-
lichkeit. Mit einem dreitägigen
Fest wurde das „Juwel“ wieder-
eröffnet. Dass es überhaupt dazu
kam, ist in erster Linie Jürgen
Kränzlein, dem Chef des För-
dervereins Höhenschwimmbad
Gößweinstein zu verdanken,
wie der Staatssekretär im Bun-
desministerium des Innern
Hartmut Koschyk und Göß-
weinsteins Bürgermeister Ge-
org Lang beim Festakt einhel-
lig betonten. Ohne dessen
enormes Engagement gäbe es
das Freibad nicht mehr.

Der Markt ist Träger

Insgesamt wurden 310.000 Eu-
ro für den Umbau benötigt.
200.000 Euro steuerte der Markt
Gößweinstein bei, 45.000 Euro
der Förderverein und 65.500 Eu-
ro die EU aus dem Leader-Pro-
gramm sowie weitere Mittel aus
dem europäischen Sozialfonds
für den Einsatz von Arbeitskräf-
ten. Träger des neuen Bades
bleibt der Markt Gößweinstein.

Vielfältige Nutzung

Unterhalten wird das Kleinod

vom Förderverein mit einem
Beitrag von 4.000 Euro jährlich,
von der Marktgemeinde sowie
einem „Outdoor-Event-Veran-
stalter“, der das rund 13.000
Quadratmeter große, terrassen-
förmig angelegte Gelände zur
Nutzung erhalten hat und dafür
dessen Betrieb und Pflege si-
cherstellen muss. Zum Angebot
gehören Tipi-Übernachtungen,
Klettern und Bogenschießen.

Wiederaufbereitung des
Wassers als Kernstück

Kernstück des Naturbades ist
die Wiederaufbereitung des
Wassers, das an der Oberfläche
abgesaugt, in einem groben Fil-
ter von Blättern und Blüten be-
freit wird und dann zur weiteren
Reinigung in ein Kiesbett ver-
rieselt, wo es versickert. Von
dort aus fließt es einen halben
Meter tiefer über Quellsteine
wieder zurück ins Becken - zu-
erst in den kleinen, abgegrenz-
ten Kinderbereich und von dort
in das große Becken. Innerhalb
von zehn Stunden ist der kom-
plette Inhalt einmal durchgerei-
nigt.

Da die Wassertiefe lediglich
1,35 Meter beträgt, kann auf ei-
ne Badeaufsicht verzichtet wer-
den. Damit werden erhebliche
Personalkosten eingespart.

Zweifache Auszeichnung

Für „herausragende Verdiens-
te zur Schaffung von grü-
nen Begegnungsstätten“ wurde
der Förderverein des Höhen-
schwimmbades Gößweinstein
vom Bayerischen Umweltmini-
sterium mit der Staatsurkunde
ausgezeichnet. Außerdem er-
hielt der Förderverein bei dem
BR-Wettbewerb „miteinander!
Gesund leben!“ den Preis als
beste ehrenamtliche Initiative
2011. Über 130 Initiativen aus
ganz Bayern hatten sich an dem
Wettbewerb, der jedes Jahr vom
Radiosender Bayern 2 und der
Abendschau im Bayerischen
Fernsehen veranstaltet wird, be-
teiligt. DK

Freizeit Messe Nürnberg:

Mustergärten
und Bella Italia

Alles dreht sich um die Themen Garten, Reisen, Camping und
Caravaning, Outdoorsport, die Freizeit zuhause und allgemeine
Freizeitangebote, wenn vom 29. Februar bis 4. März die 44. Frei-
zeit Messe Nürnberg auf den Frühling einstimmt. Die veranstal-
tenden AFAG Messen und Ausstellungen erwarten zur ersten
großen Publikumsmesse des Jahres im Nürnberger Messezen-
trum rund 600 Aussteller aus dem In- und Ausland. 

In sechs Hallen des Messezen-
trums werden die Freizeit orien-
tierten Branchen auch Neuheiten
vorstellen und Anregungen für
die Freizeitgestaltung liefern.
Zahlreiche Sonderpräsentationen,
Aktionsbereiche und Events run-
den das wirtschaftliche Angebot
der Aussteller ab und tragen zum
hohen Erlebniswert der Freizeit
Messe bei. 

Einen Schwerpunkt bildet er-
neut Nordbayerns größte Messe-
präsentation für Hobbygärtner,
Blumen- und Pflanzenliebhaber.
Der Bereich rund um Haus und
Garten belegt diesmal die Hallen
10 und 11 (Frankenhalle). Beim
Bummel durch die beiden Hallen
kann man sich inspirieren lassen
und auf die neue Gartensaison ein-
stimmen. Das Angebotsspektrum
umfasst u. a. Gartengeräte, Garten-
technik, Natursteine, Holz im Gar-
ten, Sämereien, Blumenzwiebeln,
Pflanzen, Gewächs- und Garten-
häuser, Zäune, Wintergärten, Gar-
tenmöbel und Garten-Accessoires
sowie Dekorationen zur Verschö-
nerung des Gartens.

Mitgliedsbetriebe des Bundes-
verbandes Garten-, Landschafts-
und Sportplatzbau e.V. aus der
Region zeigen anhand komplett
gestalteter Mustergärten Beispie-
le, wie sich Garten und Terrasse
kreativ gestalten lassen.

Frühlingsstimmung

Spektakuläre Showgärten wer-
den die Blumen- und Pflanzen-
liebhaber mit ihrer farbenfrohen
Blütenpracht und einer großen
Pflanzenvielfalt begeistern und
für Frühlingsstimmung sorgen.
Die Showgärten wurden vom
Messeveranstalter AFAG ge-
meinsam mit Landschaftsgärt-
nern, Floristen und Botanikern
mit viel Kreativität gestaltet.
Diesmal steht das Thema „Was-
ser im Garten“ im Mittelpunkt.
Wie belebend sich das Element
Wasser auf die Gestaltung eines
Gartens auswirkt, zeigen Wasser-
läufe, Wasserfälle, Wasserbecken,
Brunnen und Wasserspiele. 

Die vier Gärten gliedern sich in
einen mediterranen Garten, einen
fränkischen Bauerngarten, einen
tunesischen Garten und einen vi-
sionären Garten mit außerge-
wöhnlichen Gestaltungselemen-
ten und modernen Wasserspielen.
Ein zentraler Blickfang ist das 25
Meter lange Wasserbecken, das
Wasser, Pflanzen und kreative
floristische Arrangements zu ei-
nem faszinierenden Gesamtbild
verschmelzen lässt. 

Neben dem fachlichen Angebot
der Aussteller und den Schaugär-
ten bildet das „Grüne Infozen-
trum“ die dritte Säule der Garten-
Präsentation. Wertvolles Wissen
rund ums grüne Hobby vermitteln
Gartenexperten bei ihren kostenlo-
sen Fachvorträgen im „Garten-Fo-
rum“ und die Informations- und
Beratungsstände zahlreicher Gar-
tenverbände und -organisationen
tragen ebenfalls zur fachlichen
Kompetenz der Messe bei. Schö-
nes und Edles für den Garten und
gehobenen Lifestyle finden die
Besucher im Bereich der „Freizeit
Selection“. Wer Wert auf eine be-
sondere Note legt und etwas Aus-
gefallenes für seinen Garten sucht,
kann hier allerlei Überraschendes
entdecken. 

Zu den größten Angebotsberei-
chen der Freizeit Messe gehört
der Caravan- und Reisemobilsa-
lon in den Hallen 7 und 7A. Wer
Unabhängigkeit und Mobilität

schätzt und seine Urlaubstage am
liebsten mit einem Reisemobil
oder Caravan verbringt, kann sich
auf der Freizeit Messe über die
neuesten Modelle in- und auslän-
discher Hersteller informieren
und hat Gelegenheit, verschie-
denste Grundrisse und Ausstat-
tungen der Fahrzeuge direkt zu
vergleichen. 

Der Internationale Reisemarkt
bietet von der Naherholung bis
zur Fernreise eine Fülle von An-
regungen für die nächste Urlaubs-
reise. Dass sich auch im Naher-
holungsbereich erholsame und
abwechslungsreiche Urlaubsta-
ge verbringen lassen, herrliche
Landschaften auf Wanderer und
Radler warten, interessante Städ-
te zum Besuch einladen und ein
reichhaltiges kulturelles Angebot
zum Programm gehört, zeigen
die Aussteller aus Mittelfranken,
Oberfranken, Unterfranken und
der Oberpfalz.

Zu den neuen Höhepunkten der
Messe zählt die Italien-Länder-
schau „Bella Italia“, die sich als
stimmungsvolle Erlebniswelt
präsentiert. Italien verwöhnt seine
Gäste mit faszinierenden Land-
schaften, idyllischen Seen, traum-
haften Stränden am Mittelmeer,
mit beeindruckenden kulturellen
Sehenswürdigkeiten und mit al-
lerlei kulinarischen Genüssen, die
auch bei der Italien-Präsentation
in Halle 9 eine wichtige Rolle
spielen. Ein buntes Unterhal-
tungsprogramm auf der Show-
bühne und ein italienischer
Markt mit landestypischen Ange-
boten runden die Italien-Präsenta-
tion ab.

In der Outdoor-Halle 6 dreht
sich wiederum alles um die The-
men Wassersport, Klettern, Wan-
dern, Radfahren und Tauchen.
Ein besonderer Blickfang ist der
40.000 Liter Wasser fassende
Tauchturm, in dem täglich inter-
essante Vorführungen rund um
diesen faszinierenden Freizeits-
port stattfinden. 

Mit der Sonderpräsentation
„Rad-Frühling 2012“ trägt die
Messe der großen Begeisterung
fürs Radfahren Rechnung. Regio-
nale Händler stellen die neuesten
Räder, vom Tourenrad und Renn-
rad über Mountainbikes bis hin
zu den neuesten Elektrobikes vor,
mit denen Radler dank des unter-
stützenden Elektroantriebs selbst
Steigungen ohne große Kraftan-
strengung meistern können. Auf
einem Testparcours kann man
sein Wunschrad bei einer Probe-
fahrt testen. 

Allgemeine Angebote für die
Freizeit zuhause, Essen und Trin-
ken sowie Einrichtungen und Ac-
cessoires für den Wohnbereich er-
gänzen das Angebot der Nürnber-
ger Freizeit Messe.
Weitere Informationen unter:
www.freizeitmesse.de DK

Internationale Tourismus Börse Berlin:

Angebot und
Wertschöpfung

Die gesamte Vielfalt des Reisens präsentiert auch heuer wieder
die führende Fachmesse der internationalen Tourismus-Wirt-
schaft ITB Berlin. Vom 7. bis 11. März richten sich rund 11.000
Aussteller aus über 180 Ländern sowohl an Fachbesucher als
auch an Endverbraucher, die den Duft der großen weiten Welt
erschnuppern und ihren nächsten Urlaub planen können.

Die Messe spiegelt nicht nur
das globale touristische Ange-
bot, sondern ebenso alle Stufen
der touristischen Wertschöp-
fungskette wider: Von Reisever-
anstaltern, Buchungssystemen,
Zielgebieten, Airlines, Hotels bis
hin zu Mietwagen sind alle touri-
stischen Anbieter präsent. Neben
der bewährten geographischen
Gliederung bietet die ITB Berlin
verschiedene Segmente: Hierzu
gehören Travel Technology, ITB
Trends & Events mit Young Tra-
vel, ECOtourism und Experien-
ce Adventure, Cruises und der
Kulturtourismus sowie die ITB-
Buchwelt.

Bayern präsentiert sich
mit bewährtem Konzept

In gewohnter Weise präsen-
tiert sich Bayern auch 2012
wieder mit dem bewährten,
durchgängigen Gesamtkonzept
der Bayern-Halle auf der ITB.
Die Cologne Business School

prämierte den bayerischen Ge-
samtauftritt 2011 mit dem Best
Exhibitor Award.

Think Tank

Als wichtiger Think Tank der
Tourismus-Industrie konnte der
ITB Berlin Kongress für 2012
erneut hochkarätige Referenten
gewinnen. Vom 7. bis 9. März
zeigen renommierte Speaker
aus dem Tourismus und anderen
Branchen die neuesten Trends
auf und erörtern Herausforde-
rungen und Chancen der globa-
len Reiseindustrie. Zahlreiche
Podiumsdiskussionen zu aktuel-
len Themen wie Euro-Finanz-
krise, Kreuzfahrt-Boom oder
nachhaltige Treibstoffe werden
stattfinden.

Jeder der drei Kongresstage
steht unter einem ganz besonde-
ren Thema: Der erste Tag wid-
met sich im Rahmen des ITB
Future Day den Megatrends aus
Tourismus, Wirtschaft und Ge-

sellschaft, während Tag 2 im
Zeichen des ITB Hospitality
Day, bei dem es um die Heraus-
forderungen für den Hotelmarkt
geht, steht. 

Themenvielfalt

Angesichts einer steigenden
Anzahl von Marken in diesem
Tourismus-Segment lautet ein
Vortragstitel beispielsweise
„Markenchaos - wie viele Mar-
ken machen Sinn?“. Außerdem
beschäftigen sich die Referen-
ten an diesem Tag mit der Kon-
solidierung von Buchungsporta-
len und den Konsequenzen für
den Vertrieb sowie mit dem
Kampf um Fachkräfte und wie
auch Jung-Akademiker für die

Hotellerie begeistert werden
können. Ein weiterer Program-
mpunkt klärt darüber auf, wie
Hotels ihre Gäste im Zeitalter
von Unruhen und Naturkata-
strophen in Zukunft schützen
können. 

Barrierefreies Reisen

Ebenfalls am 8. März findet
der ITB CSR Day statt. Im Key-
notepanel wird das Thema bar-
rierefreies Reisen beleuchtet.
Tags darauf findet der ITB Mar-
keting and Distribution Day
statt. Hier erfahren Teilnehmer
an anschaulichen Beispielen,
welche Marketing-Kampagnen
in der Vergangenheit eher weni-
ger zum Nachahmen animierten
und welche großen Respekt ver-
dienen. Des Weiteren wird es
unter anderem um den Vertrieb
über Social Media Kanäle ge-
hen. 

Mobility Day

Beim ITB Mobility Day am
9. März stehen nachhaltige
Treibstoffe wie Wind- und So-
largase im Fokus. Im Bereich
Luftfahrt dreht sich die Diskus-
sion um Belastungen durch
Steuern und Abgaben. Darüber
hinaus werden die Umbrüche
im europäischen Busmarkt the-
matisiert.

Parallel zu den drei Themen-
tagen erstrecken sich die ITB
Destination Days über die ge-
samte Dauer des ITB Berlin
Kongresses 2012. Sie beschäfti-
gen sich insbesondere mit den
Herausforderungen des Desti-
nationsmanagements. Neben
den aufstrebenden asiatischen
Märkten stehen auch wachs-
tumsträchtige Reiseformen wie
Kultur- und Gesundheitstouris-
mus im Mittelpunkt. DK
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Nein zu Neuem 
und Streit überAltes 

Kulturstiftung: Magere Erlöse machen 
deutliche Einsparungen in Aschach notwendig

Würzburg. Mit einem entschiedenen „Nein!“ lehnte der Kultur-
ausschuss des unterfränkischen Bezirkstags den Wunsch ab, der
Bezirk möge am bayerischen Untermain ein neues Schneiderei-
museum gründen und tragen. Hauptgrund ist die prekäre Er-
tragssituation der unterfränkischen Kulturstiftung. Noch vor
wenigen Jahren warf diese bis zu 13 Millionen Euro jährlich ab.
Heuer muss der Bezirk nach Aussage von Bezirkskämmerer
Rainer Klingert aktuellen Prognosen zufolge mit lediglich sieben
Millionen Euro auskommen.

Die geringere Summe steht zur
freien Verfügung. Mehr als vier
Millionen Euro sind fest gebun-
den, um Verpflichtungen in eige-
nen Einrichtungen und Zweck-
verbänden nachzukommen. Rund
700.000 Euro verschlingt zum
Beispiel das Mainfränkische Mu-
seum, bei 800.000 liegen die Aus-
gaben für das Freilichtmuseum in
Fladungen. Mit einer knappen
halben Million schlägt das
Schlossmuseum in Aschach zu
Buche. Weil nur wenig Geld für
freie Kulturträger übrig bleibt, be-
schloss der Kulturausschuss, im
Jahr 2012 grundsätzlich keine
neuen Projekte zu fördern. Dar-
um hatte die Petition der „Initiati-
ve Bekleidungs- und Modemuse-
um“ zur Museumsneugründung
keine Chance.

Turbulenzen

Erleichtert zeigten sich die
Mitglieder des Kulturausschus-
ses aufgrund der Turbulenzen
am Kapitalmarkt, dass die kurs-
abhängigen und also risikorei-
chen Anlageformen nicht mehr
so stark ins Gewicht fallen wie
bisher. Angelegt sind fast 210
Millionen Euro. Der Großteil
stammt aus früherem Aktienbe-
sitz. Ende 2011 wurden die An-
lagen laut Klingert „massiv um-
geschichtet“: „Dem ist es zu ver-
danken, dass der Rückgang der
Stiftungserlöse relativ gering
ausfällt.“ Das Minus im Ver-
gleich zum Vorjahr beträgt
225.000 Euro. Nachdem jedoch
noch immer nicht alle Gelder si-
cher angelegt sind, gibt es für
2012 keine Garantie, dass die
prognostizierten sieben Millio-
nen Euro auch tatsächlich
fließen werden.

Einig waren sich die Ausschuss-
mitglieder, dass vor allem im
Schlossmuseum Aschach intensiv
auf eine Ausgabenreduzierung bei
gleichzeitiger Einnahmesteige-
rung hingearbeitet werden muss.
Ein entsprechender Antrag der
CSU-Fraktion wurde einstimmig
angenommen. Laut Fraktionsvor-
sitzendem Dr. Peter Motsch soll
das Schlossrestaurant durch eine
erstklassige Küche versuchen, die
Bezirkseinrichtung attraktiver zu
machen. Die CSU fordert des-
halb, Gelder für eine moderne
Küchenanlage der Schlossgast-
stätte zur Verfügung zu stellen.
Auch soll ein attraktiver Mu-
seumsladen geschaffen werden,
um weitere Einnahmen zu erwirt-

schaften. Schließlich bräuchte es
neue Toilettenanlagen.

Intolerabel ist für CSU-Bezirks-
rat Martin Umscheid (Kreis
Würzburg), dass jede Eintrittskar-
te für Schloss Aschach mit umge-
rechnet fast 50 Euro subventio-
niert wird. Die Besucherzahlen
seien mit 10.000 pro Jahr chro-
nisch zu niedrig und müssten um
deutlich mehr als zehn Prozent ge-
steigert werden. Für Empörung
sorgte Umscheid mit seiner Aus-
sage, dass zwar schon seit vielen
Jahren über die unbefriedigende
Situation in Aschach geredet wird:
„Doch wir entscheiden nichts.“
Als Grund wittert der CSU-Be-
zirksrat „Regionalproporz“: Nie-
mand wolle dem Kreis Bad Kis-
singen, wo das Museum angesie-
delt ist, schädigen: „Schon jetzt
deutet sich an, dass wieder nicht
viel geschehen wird.“

Uneinig waren sich die Aus-

schussmitglieder, ob Personalein-
sparungen tatsächlich der Königs-
weg ist, um die Kosten in Aschach
in den Griff zu bekommen. In
ihrem Antrag forderte die CSU,
Öffnungszeiten zu kürzen und ver-
mehrt Videoüberwachung einzu-
führen, um Manpower zu min-
dern. Dies sieht die SPD-Bezirks-
tagsfraktion kritisch. Innerhalb der
CSU wiederum gibt es noch ganz
andere Forderungen zur Personal-
reduktion. Wieder breschte Martin
Umscheid vor: „Müssen wir wis-
senschaftliches Personal anstellen,
das zur eigenen Selbstbefriedi-
gung Bücher schreibt?“ Um
Hauptamtliche einsparen zu kön-
nen, wurde außerdem aus CSU-
Reihen mehr ehrenamtliches En-
gagement verlangt.

Lebhaft diskutiert wurde
schließlich über das Mainfrän-
kische Museum. Der Bezirk
übernimmt als Zweckverbands-
mitglied 40 Prozent der unge-
deckten Betriebskosten - heuer
700.000 Euro. Gewünscht wür-
den jedoch 740.000 Euro. Nach
Ansicht der CSU erfüllt der Be-
zirk mit 700.000 Euro seine Ver-
pflichtungen. Anders als die Stadt
Würzburg, die nicht nur für die
Betriebskosten, sondern auch für
den Unterhalt des Museums zu-
ständig ist. Der würde sträflich
vernachlässigt. Motsch griff
Würzburgs Oberbürgermeister
Georg Rosenthal persönlich an,
als er erklärte: „Der Standard des
Museums ist heute schlechter als
vor 25 Jahren.“ Und das im Vor-
feld der 100-Jahr-Feier des Mu-
seums 2013. Pat Christ

850 Jahre Unsleben:

Tradition und Moderne
Henricus von Usleybe ist es zu verdanken, dass die unterfränki-
sche Gemeinde Unsleben ein großes Jubiläum feiern kann. Ge-
nau vor 850 Jahren unterzeichnete der Adelige in Kloster
Wechterswinkel eine Urkunde, in der erstmals der Name des
Dorfes genannt wird. 

Mit mehreren Veranstaltungen
und einem großen viertägigen
Dorffest soll heuer an die Grün-
dung erinnert werden. Einen er-
sten Höhepunkt lieferte der Auf-
takt Mitte Januar mit viel Promi-
nenz und einem originellen Un-
terhaltungsprogramm.

Dass Unsleben eine herausra-
gende Stellung unter den Ge-
meinden des Landkreises ein-
nimmt, unterstrichen die Be-
grüßungsworte von Bürgermei-
ster Michael Gottwald. Regie-
rungspräsident Paul Beinhofer
nahm den Faden auf und wies in
seinem Grußwort darauf hin, dass
Unsleben als Mitgliedsgemeinde
des Netzwerkes „Nachhaltige
Bürgerkommune“ bereits seit
2007 vielfältige Ideen und Kon-
zepte für eine aktive Gestaltung
der Zukunft ihres Gemeinwesens
auf den Weg gebracht habe.

Hohes Engagement

In Unsleben sei eine lebens-
echte Begeisterung für ge-
schichtliche Anliegen und ein
hohes Engagement für die Be-
wahrung des eigenen kulturellen
Erbes vorzufinden, so Beinho-
fer: „Dies zeigt sich für mich vor
allen Dingen in der liebevollen
Gestaltung des Ortsbildes, den
vielen gepflegten denkmalge-
schützten Gebäuden und Ensem-
bles.“ In Unsleben sei es gelun-
gen, diesen Zeugnissen einer
jahrhundertealten Baukultur zeit-
gemäßes Leben und Nutzen zu
geben und kein „Freilichtmuse-
um“ zu schaffen. Die Menschen
von Unsleben zeigten auf diese
besondere Weise den Stolz und

die Freude über ihren geschichts-
trächtigen Ort. 

„Unsleben ist also auf einem
guten Weg, Tradition und Mo-
derne zu verbinden“, folgerte der
Regierungspräsident. Dies be-
wiesen auch die vielen ökologi-
schen Ansätze, die dort für ein
energie- und umweltverträgli-
ches Leben entwickelt werden.
Ein ganz neues Kapitel der Dorf-
entwicklung wurde mit dem Ein-
tritt in den Bereich der erneuer-
baren Energien aufgeschlagen.
Den Anfang machten Photovol-
taikanlagen und 2004 die Inbe-
triebnahme eines Hackschnitzel-
heizkraftwerks mit Fernwärme-
versorgung. Jüngstes Ereignis
war der Bau der Biogasanlage.
Kurz vor der Umsetzung steht
der Windpark oberhalb des
Streutals.

Ein weiterer Höhepunkt des
Festjahres ist am 14. April zu er-
warten, wenn in der Alten Kir-
che zu fränkischer Musik „Wein
in alten Mauern“ geboten wird.
Die Dorfjugend wird am 20. Mai
aktiv. Sie begeht ihr Pfarrhaus-
fest mit Gottesdienst und dem
traditionellen Open Air ebenfalls
im Zeichen des Jubiläums.

Die zentralen Feierlichkeiten
finden vom 7. bis 10. Juni statt.
Am 7. Juni findet die Eröffnung
mit einer Ausstellung in der
Dorfscheuer statt, bei der unter
anderem historische Fotos und
ein Rückblick auf das jüdische
Leben in Unsleben gezeigt wer-
den. Der Bezirk beteiligt sich mit
einer Retrospektive über den
Tante-Emma-Laden.

Das Wasserschloss nimmt eine
wichtige Funktion beim Jubiläum
ein, ist die Entwicklung des Dor-
fes doch eng mit ihm verknüpft.

Das Dorf hatte einen Beamtensitz
und eine „Burg“, die jedoch an
der Stelle der heutigen „alten“
Kirche gestanden hat. Die Verle-
gung des Standorts dürfte durch
Truchseß von Wetzhausen vorge-
nommen worden sein. Immer
wieder wurde die Anlage erwei-
tert und diente ab Mitte des 18.
bis Ende des 20. Jahrhunderts der
Familie Habermann als Ferien-
sitz. Unter deren Schutz siedelten
sich zahlreiche jüdische Familien
an. Erstmals werden Juden 1545
erwähnt und 1753 soll es eine Sy-
nagoge gegeben haben.

Nachstellung 
mittelalterlichen Lebens

Vor der romantischen Kulisse
des Wasserschlosses wird eben-
falls am 7. Juni ein Konzert auf
der Open-Air-Orgel der Osthei-
mer Orgelbaufirma Hoffmann
gegeben. Am nächsten Tag tritt
im Schloss „Femina Musica“ auf.

Am 9. Juni ist dann das gesam-
te Altdorf in die Feierlichkeiten
einbezogen. Rund um die Dorf-
scheuer sind allerlei Aktivitäten
mit historischem Hintergrund
vorgesehen. Im Mittelpunkt steht
die Nachstellung mittelalterlichen
Lagerlebens durch die Trimbur-
ger Ritterschaft. Verschiedene
Höfe haben zudem ihre Tore
geöffnet, um historisches Hand-
werk zu zeigen. In der Dorfscheu-
er wird ein Film über die Rück-
kehr des Friedenengels gezeigt.
Abends tritt die Gruppe Folksam
im Wasserschloss auf.

Am 10. Juni wird das Dorffest
mit einem Festgottesdienst durch
Weihbischof Ulrich Boom fortge-
setzt, ehe dann wieder ein Pro-
gramm wie am Vortag Abwechs-
lung bietet. Den Abschluss des
Veranstaltungsreigens bildet ein
Kabarett: Am 2. November tritt
Thomas Pigor mit Benedikt Eich-
horn in der Jahnhalle auf. DK

Ingolstadt wirtschaftlich
schuldenfrei

Einstimmiges Lob über alle Parteigrenzen hinweg gab es bei der
Vorstellung des Beteiligungsberichts 2011 (Berichtsjahr 2010) im
Finanz- und Personalausschuss des Stadtrates, denn: Die Stadt In-
golstadt ist wirtschaftlich schuldenfrei – bereits seit Ende 2010. Zu
diesem Ergebnis kommt eine Gesamtbetrachtung, basierend auf
dem jährlichen Beteiligungsbericht, in dem die wirtschaftliche Si-
tuation der städtischen Tochterunternehmen dargestellt wird. 

Die Tochterunternehmen ver-
fügen über ein Vermögen von
rund 1,5 Milliarden Euro, das im
Vergleich zum Vorjahr um rund
100 Millionen Euro angewachsen
ist. Es ist zu rund 80 Prozent lang-
fristig in Grundstücken und Ge-
bäuden, Versorgungsleitungen so-
wie Betriebsanlagen gebunden.
Wie bei Wirtschaftsunternehmen
üblich wird das Vermögen zu
rund einem Drittel über Eigen-
mittel finanziert. Zur weiteren Fi-
nanzierung wurden Ende 2010
Kredite in Höhe von 796 Millio-
nen Euro beansprucht. Einen
Teilbetrag von 133 Millionen Eu-
ro stellte die Stadt Ingolstadt im
Rahmen ihrer Geldanlagen zur
Verfügung. Der Kreditbestand
stieg im Vorjahresvergleich um
84 Millionen Euro. Die Neukre-
ditaufnahmen wurden zur Finan-
zierung des hohen Investitionsvo-
lumens von 186 Millionen Euro
in 2010 notwendig. 

Bei der Verschuldung der städ-
tischen Unternehmen ist zwi-
schen rentierlichen und nicht
rentierlichen Schulden zu unter-

scheiden. Kredite für Investitio-
nen, die kostendeckende Einnah-
men erwirtschaften, werden als
rentierliche Schulden bezeich-
net. Beispiele hierfür sind die
Wasserversorgung und die Ab-
wasser- und Abfallentsorgung,
für die kostendeckende Ge-
bühren von den Bürgern erhoben
werden. Im Wohnungsbau und
beim Güterverkehrszentrum
können aus den Mieteinnahmen
die Zinsen und Tilgungen für die
aufgenommenen Kredite bestrit-
ten werden. 93 Prozent des ge-
samten Kreditvolumens stellen
rentierliche Schulden dar, die
von den städtischen Unterneh-
men aus ihren Einnahmen
zurückbezahlt werden. 

Lediglich für sieben Prozent
der Kredite der städtischen Un-
ternehmen und damit für 53 Mil-
lionen Euro muss die Stadt mit
Steuermitteln aus dem Haushalt
die anfallenden Zinsen und Kre-
dittilgungen decken. Damit för-
dert die Stadt Investitionen in
den öffentlichen Personennah-
verkehr und die Freizeitanlagen,

für deren Nutzung von den Bür-
gern aus sozialen Gesichtspunk-
ten keine kostendeckenden Ent-
gelte verlangt werden. Diese als
nicht rentierlich zu bezeichnen-
den Schulden der städtischen
Unternehmen sind in die Ge-
samtverschuldung der Stadt ein-
zubeziehen. Im städtischen
Haushalt bestehen ferner Ende
2010 Schulden von 86 Millionen
Euro, die u.a. den Bau von Schu-
len und Straßen betreffen. 

Geldbestand

Die Gesamtschulden der Stadt
belaufen sich somit Ende 2010
auf insgesamt 139 Millionen Eu-
ro. Diesen steht jedoch ein Geld-
bestand von 156 Millionen Euro
gegenüber, der bei Banken und
den städtischen Töchtern ange-
legt ist. Er stammt im Wesentli-
chen aus Rücklagen, die aus 
Gewerbesteuereinnahmen ange-
sammelt wurden. Die Stadt In-
golstadt ist daher – ganzheitlich
betrachtet – bereits Ende 2010
wirtschaftlich schuldenfrei. 

Trauer um Helmut Karl
Im Alter von 74 Jahren verstarb Garchings Altbürger-
meister und Ehrenbürger Helmut Karl. Der Verstorbene
war 30 Jahre lang, von 1972 bis 2002, Erster Bürgermeis-
ter der jungen Universtätsstadt im Norden von München.
Wie seine Nachfolgerin Hannelore Gabor in einem Nach-
ruf betonte, „war das Bürgermeisteramt für ihn niemals
nur Beruf, es war vielmehr seine Berufung“.

Helmut Karl sei stets ein Visionär gewesen. Sein politisches
Wirken war von großer Weitsicht geprägt und untrennbar mit der
Entwicklung Garchings zur heutigen Universitätsstadt verbun-
den. Zu seinen Verdiensten gehörten insbesondere die Stadterhe-
bung ebenso der U-Bahn-Bau und die Entwicklung des Hoch-
schul- und Forschungsgeländes. 

Der Verstorbene wurde 2002 zum Ehrenbürger der Stadt Gar-
ching ernannt. Helmut Karl wurden zahlreiche weitere Ehrungen
zuteil: Er war unter anderem Träger des Bundesverdienstkreuzes
am Bande und Ehrensenator der Technischen Universität Mün-
chen. Außerdem wurde er mit dem Ehrenring des Landkreises
München ausgezeichnet.

Laut Gabor „verliert die Stadt Garching mit Helmut Karl einen
großartigen Kommunalpolitiker und Menschen. Helmut Karl hat
in Garching Geschichte geschrieben und bei den Garchingern ei-
nen bleibenden Platz eingenommen. Seine Menschlichkeit wird
in unseren Gedanken und Herzen weiterleben.“ 
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100-Millionen-Euro-Projekt:

Therme Erding wird
zum Urlaubs-Resort

Die Therme Erding, schon heute größte Wellness- und Saunaland-
schaft Europas, steht vor der größten Erweiterung seit der Eröff-
nung 1999. Die Inhaber Josef und Jörg Wund stellten nun die Plä-
ne für das 100-Millionen-Euro-Projekt vor. Die Fläche soll mehr
als verdoppelt werden.

„Wir wollen die Therme Erding
zum Urlaubs-Resort weiterent-
wickeln“, erläuterte Josef Wund.
Geplant ist, das bestehende Ther-
menparadies noch stärker auf Fa-
milien mit Kindern auszurichten.
Kleine Kinder finden im neuen
„Young Galaxy“ speziell auf ihr
Alter abgestimmte Attraktionen.
Und ein neues großes Wellenbad
mit variabler Brandungshöhe be-
schert allen Altersgruppen maxi-
malen Badespaß. Eine auf die Be-
dürfnisse der Kinder zugeschnit-
tene Animation und Unterhaltung
soll Eltern entlasten, so dass diese
Zeit für sich haben und entspan-
nen können.

Für alle Besucher, die sich nach
Ruhe und präventiven Vitalange-
boten sehnen, wird das bisherige
Saunaparadies in einen Erholungs-
bereich umgestaltet. Gäste ab 16
Jahre, die es vorziehen, bekleidet in
Thermalheilwasser unter Palmen
zu baden und die bis ins hohe Alter
vital bleiben möchten genießen
hier perfekt auf ihre Bedürfnisse
abgestimmte Programme.

Wer seiner Gesundheit Gutes
tun und sich dabei wie im Urlaub
fühlen möchte, wird zukünftig in
einer neuen außergewöhnlichen
Welt sein Refugium finden. Mit
den Erfahrungen aus den vergan-
genen zwölf Jahren soll dieser Be-
reich (ab 16 Jahren) nochmals
größer, geborgener, vielseitiger
und exklusiver werden. Zahlrei-
che Gesundheitsanwendungen,
spezielle Wasser mit hoch kon-
zentrierten, medizinisch wirksa-
men Inhaltsstoffen und eine Viel-
falt an unterschiedlichen Saunen
machen dieses Resort zu einer
kostbaren Perle im Paradies. Dar-
über hinaus rundet die Errichtung
eines Hotels mit 239 Zimmern,
mit einem angeschlossenen Schu-
lungs- und Konferenzzentrum so-
wie später im zweiten Bauab-
schnitt eines Feriendorfes das Ur-
laubsresort ab.

Inhaber Josef Wund zufolge
wird die gesamte touristische Aus-
richtung der Stadt Erding und der
Region in den kommenden Jahren
massiv an Bedeutung gewinnen.
Erding hat aus seiner Sicht durch
sein liebevoll gepflegtes Stadtbild
und seine günstige Lage enormes
Potenzial, sich zu einem bekann-
ten Urlaubsort zu entwickeln.
Zurzeit liegt die durchschnittliche
Aufenthaltsdauer von Besuchern
bei 1,8 Übernachtungen in der
Stadt Erding, im Landkreis bei
nur 1,6. Mit der von Wund ge-
planten Programmgestaltung für
Familien sollen Aufenthalte von
einer Woche der Regelfall wer-
den. Er verspricht sich davon eine
noch bessere Auslastung seiner
Thermenwelt. 

Für die Region bietet sich die
Chance einer weiteren Stärkung
der touristischen Wirtschaftskraft
bei verminderter Verkehrsbela-
stung. Ein Fahrzeug, das sieben Ta-
ge in Erding bleibt, verursacht nur
ein Siebtel des Verkehrs von Ta-
gesbesuchern. Bedenkt man, dass
Familienautos im Mittel mit vier
statt bisher durchschnittlichen zwei
Personen besetzt sind, reduziert
sich die Verkehrsbelastung auf ein
rundes Zehntel oder um stattliche
90 Prozent, rechnet Wund vor.

Damit verbindet der Investor ein
klares Ziel: „Wer die Therme Er-
ding besucht, bleibt nicht mehr nur
ein oder zwei Tage, sondern gleich
eine ganze Woche. „Man muss ja
nicht immer weit weg fliegen“, so
der Unternehmer vom Bodensee.

Wie Landrat Martin Bayerstor-
fer erläuterte, sei die Therme ne-
ben dem Weißbier längst der Bot-
schafter, „der den Namen Erding

in die Welt hinausträgt“. Als Land-
rat erhoffe er sich einen weiteren
Aufschwung für den Tourismus in
der Region.

Bürgermeister Max Gotz be-
kannte: „Es ist schon etwas ganz
Besonderes, ein solches Projekt als
Bürgermeister begleiten zu dür-
fen.“ Politik und Wirtschaft zögen
hier weiter an einem Strang. „Wo
Sie meine Unterstützung benöti-
gen, bekommen Sie sie“, so der
Rathauschef. Schließlich sei man
Chancennutzer und nicht Verhin-
derer. „Unserem Land wünsche
ich mehr Investoren vom Schlage
eines Josef Wund.“ Laut Gotz lau-
fen die Genehmigungsverfahren
bereits. „Sobald diese erledigt
sind, fangen wir an.“ Dies könne
bereits Mitte 2012 geschehen. In
punkto Finanzierung seien erste
Gespräche mit regionalen Ban-
ken, aber auch den großen Kredit-
instituten schon im Gange. DK

„Patienten werden
nirgends aufgenommen“

Bezirkskrankenhaus Lohr: Gegen neue Einrichtung 
im Haus 8 gibt es große Bedenken

Lohr. Mehr als 30 Prozent der deutschen Bevölkerung leiden
dem Gesundheitssurvey des Bundes zufolge unter psychischen
Störungen. In Main-Spessart wären demnach 40.000 Männer
und Frauen betroffen. Einige von ihnen sind so schwer seelisch
krank, dass sie intensive Betreuung benötigen. Für sie soll es ei-
ne neue Einrichtung im derzeit renovierten Haus 8 auf dem
Gelände des Bezirkskrankenhauses geben. 20 Patienten sollen
in etwa einem Jahr dort einziehen. Allerdings: Das Projekt ist
nicht unumstritten.

Wer an einer schweren Form
von Persönlichkeitsstörungen wie
Borderline oder an einer Psychose
leidet, hat therapeutisch einen dor-
nigen Weg vor sich. Monate-,
wenn nicht jahrelang sind diese
Patienten in der Psychiatrie. Ir-
gendwann sollten und könnten sie
in ein Heim wechseln: „Doch weil
sie so schwer krank sind, werden
sie nirgends aufgenommen“, er-
läutert Professor Dr. Christoph
Walther von der Psychosozialen

Arbeitsgemeinschaft in der Regi-
on Würzburg (PSAG). Deshalb
entschloss sich der Bezirk, im
Haus 8 eine neue Einrichtung für
sogenannte „Falschlieger“ zu
bauen. Die Heimaufsicht der Re-
gierung von Unterfranken äußer-
te hiergegen allerdings große Be-
denken.

Konzepte zum Neubau stationä-
rer Einrichtungen für psychisch
kranke Menschen sind nämlich
weit entfernt von dem, was der

Freistaat Bayern empfiehlt. Dem-
nach sollen mittelfristig 20 Prozent
der Heimplätze abgebaut werden.
Menschen mit einer seelischen
Störung sollen in erster Linie dort
wohnen, wo sie bisher zu Hause
waren. Alles soll getan werden,
damit sie trotz ihrer unsichtbaren
Behinderung und ihres hohen
Hilfebedarfs bei ihrer Alltagsbe-
wältigung so normal wie möglich
leben können. Dauerbehandlun-
gen in psychiatrischen Großkran-
kenhäusern sind eigentlich bereits
seit der „Psychiatrie-Enquete“ aus
den 1970er Jahre tabu. Soweit die
Theorie, sagt Christoph Walter:
„Tatsache bleibt, dass die Men-
schen, um die es in Lohr geht, ak-
tuell keine Alternative haben.“

Regionale Steuerung nötig

Grundsätzlich stellt sich für die
Mitglieder der PSAG in der Re-
gion Würzburg die Frage, wie mit
den staatlichen Empfehlungen
künftig umgegangen werden soll.
Zwar wird der Abbau von Heim-
plätzen und der Ausbau der ambu-
lanten Hilfen prinzipiell begrüßt,
erläutert Walther: „Doch was ist
zum Beispiel mit den Immobi-
lien?“ Kein Träger dürfe dafür be-
straft werden, dass er einst Ein-
richtungen für seelisch Kranke
baute, die heute nicht mehr zeit-
gemäß sind. Notwendig wäre es in
jedem Fall, die Betreuung von
psychisch kranken Menschen re-
gional zu steuern. Auch das sieht

der Freistaat vor. Doch die aktuel-
len Personalkapazitäten der PSAG
reichen nicht aus, um diese Aufga-
be zu erfüllen.

Dass es für Menschen mit einer
seelischen Erkrankung alles ande-
re als gesund ist, abseits der Ge-
sellschaft zusammen mit vielen
anderen seelisch beeinträchtigten
Menschen zu leben, darauf ver-
weist seit Jahren der renommierte
Psychiater Professor Dr. Klaus
Dörner. Häufig war Dörner auch
in der Region Würzburg, um für
eine schrittweise Auflösung von
Heimen zu werben - zuletzt tat er
dies vor wenigen Monaten in
Marktheidenfeld. „Wenn man
psychisch Kranken in tendenziell
lebenslänglichen Institutionen
konzentriert, dann ist die unver-
meidliche Folge, dass diese Bevöl-
kerungsgruppe an Wertschätzung
in der Gesamtgesellschaft ver-
liert“, warnt der Dezentralisie-
rungsexperte.

Akute Hilfe

Dr. Gebhard Angele, Psychia-
triekoordinator des Bezirks Unter-
franken, sagt dagegen, dass die 20
schwer seelisch kranken Men-
schen, die in einem Jahr in das
Haus 8 einziehen sollen, oft akut
Hilfe benötigen: „Und die finden
sie sofort auf dem Gelände des
Klinikums.“

Für Angele ist eine Einrichtung
mit 20 Plätzen auch „nicht zu
groß“. Unterstützt wird das Anlie-
gen des Bezirks auch vom größten
Teil der Bezirksräte. „Unsere Ärz-
te erklärten uns, dass die Betroffe-
nen ganz plötzlich Kriseninterven-
tion benötigen“, so der CSU-Frak-
tionsvorsitzende Dr. Peter Motsch.
Darum habe seine Fraktion dem
Vorhaben, gegen das nach wie vor
heimaufsichtliche Bedenken be-
stehen, zugestimmt. Pat Christ

Oberbürgermeisterwahl in Freising:

Ambitionierter Kandidat
Rudi Schwaiger tritt für die CSU an – Zwölf-Punkte-Katalog

Wenn Oberbürgermeister Dieter Thalhammer zum 1. Mai 2012
altersbedingt aus seinem Amt ausscheidet, gehen für den Sozial-
demokraten 18 Jahre an der politischen Spitze der Stadt Freising
zu Ende. Um seine Nachfolge bewerben sich insgesamt sieben
Kandidaten, darunter Rudi Schwaiger, der als erster CSU-Ober-
bürgermeister in der Geschichte Freisings die Geschicke der
Domstadt lenken will.

Schwaiger, 1965 in Freising ge-
boren, entstammt einer alteinge-
sessenen, politisch äußerst aktiven
Familie. Bruder Michael ist Frei-
singer Landrat. 2007 entschloss
sich der Fachanwalt für Strafrecht,
sich aktiv in die Kommunalpolitik
einzubringen. Bei der Kommu-
nalwahl 2008 kandidierte er er-
folgreich für den Stadtrat und
wurde zum 2. Bürgermeister ge-
wählt. Seit 2009 ist Rudi Schwai-
ger zudem stellvertretender Orts-
vorsitzender der CSU.

Im Juli vergangenen Jahres von
den Mitgliedern des Ortsverban-
des der CSU Freising mit großer
Mehrheit zum Oberbürgermei-
ster-Kandidaten nominiert, hat
Schwaiger einen ambitionierten
Zwölf-Punkte-Plan aufgestellt,
der mit den „besseren Konzepten
und Lösungen für die Zukunfts-
fragen der Stadt“ aufwartet.

Haushalt entschulden

Zunächst geht es Schwaiger
zufolge darum, den städtischen
Haushalt zu entschulden. Mit Spa-
ren allein sei dieses Ziel freilich
nicht zu erreichen. Darum will der
CSU-Bewerber die Einnahmen
der Stadt durch mehr Einkommen-
und Gewerbesteueraufkommen
steigern und dafür sorgen, dass
sich neue, innovative Unterneh-
men in Freising ansiedeln.

Schwaiger will sich zudem für
eine bürgerfreundliche Verkehrs-
planung einsetzen, die sich an den
tatsächlichen Bedürfnissen der
Menschen in Freising orientiert.
Dazu zählten die Realisierung der
Westtangente und der B 301
Nord-Ost-Umfahrung ebenso wie
der Ausbau und die Förderung des
öffentlichen Nahverkehrs und ei-
nes attraktiven Rad- und Gehwe-
genetzes.

„Mit voller Kraft fortsetzen“
will der Kandidat den Widerstand
gegen die dritte Startbahn am
Flughafen München, „weil ich
glaube, dass die Grenze der Bela-
stung für Mensch und Natur be-
reits jetzt erreicht ist“. Gleichzeitig
sieht er es aber auch als seine Auf-
gabe an, schon jetzt daran zu den-
ken, wie es weitergeht, wenn die
dritte Startbahn doch gebaut wird.
Schwaigers Ziel ist es, auch in die-
sem Fall die beste Lösung für Frei-
sing zu finden und die Folgen des
Baus für die Bürgerinnen und

Bürger zumindest abzumildern.
„Dazu werde ich mit den Ver-

antwortlichen der FMG und der
Bayerischen Staatsregierung in ei-
nen engen Dialog treten und für
die Interessen der Freisinger Bür-
gerinnen und Bürger kämpfen“,
verspricht der OB-Kandidat und
fährt fort: „Ich denke dabei an Zu-
sagen bezüglich der Verkehrsin-
frastrukturmaßnahmen (z. B. eine
zusätzliche Förderung der West-
tangente über die Regelfördersät-
ze hinaus), bezüglich der Art und
des Umfangs eines Betriebs der
dritten Startbahn (Nachtflugver-
bot, reine Landebahn, Flugrouten,
etc.), ebenso wie an weit über das
Bisherige hinausgehende Zusagen
bezüglich Entschädigungsleistun-
gen für die eventuell abzusiedeln-
den Attachinger Bürgerinnen und
Bürger. Auch über einen nach-
haltigen Umlandfond nach dem
Vorbild des Flughafens Wien
Schwechat wird zu reden sein.“

Stadtentwicklung

Schwaiger hat sich darüber hin-
aus zum Ziel gesetzt, für eine ver-
nünftige und vorausschauende
Stadtentwicklung und den Erhalt
gewachsener Strukturen zu sor-
gen. Wohnraum in Freising müsse
bezahlbar sein, private Bauvorha-
ben und Sanierungen städtischer
Wohnungen seien zügig zu ge-
nehmigen. Gewerbeflächen müs-
sten effizient vermarktet werden.
„Darum möchte ich ein konzep-
tionelles Stadtmarketing schaffen,
das sich sowohl mit Gewerbe-, als
auch mit Privatimmobilien be-
schäftigt und mit ausreichend
fachlichen und personellen Res-
sourcen ausgestattet ist.“

„Wir brauchen neue Firmenan-
siedlungen mit Stammsitz in Frei-
sing, die sichere, umweltfreundli-
che und qualifizierte Arbeitsplätze
bieten. Hierzu müssen wir neue
Formen der Wirtschaftsförderung
entwickeln, bei denen vorrangig
die heimische Wirtschaft und das
Handwerk unterstützt werden“,
fordert Schwaiger. Außerdem
müsse es gelingen, die kulturellen
und touristischen Alleinstellungs-
merkmale noch besser herauszu-
stellen, um als Reise- und Aus-
flugsziel bekannter zu werden.
Mit der bereits geschaffenen Stel-
lung eines Referatsleiters für Kul-
tur und Tourismus sei ein wichti-

ger Schritt getan worden. Schwai-
ger schwebt vor, ein jeweils ei-
genständiges Verwaltungsressort
für Wirtschafts- und Tourismus-
förderung zu schaffen, um die Ar-
beit in beiden Gebieten weiter zu
professionalisieren und noch er-
folgreicher zu werden.

Synergieeffekte nutzen

Da der CSU-Bewerber es als ei-
ne wesentliche Aufgabe einer bür-
gerfreundlichen Kommunalpoli-
tik betrachtet, attraktive Naher-
holungsgebiete und bezahlbare
Freizeiteinrichtungen zu schaffen
bzw. diese zu erhalten, tritt er für
den Bau eines familienfreundli-
chen Hallenbads sowie die Über-
dachung der Eisbahn ein. Auch

Satirisch und ernst
ins neue Jahr

Neujahrsempfang des FDP-Kreisverbandes 
München-West in Pasing-

Über 100 Gäste kamen in diesem Jahr wieder zum traditionel-
len Neujahrsempfang des Karnevalvereins, der Kirchen, der
Sportvereine, der Schulen und der Polizei. Wer die FDP hier
besuchte, der erlebte hautnah, dass die kleine liberale Partei in
Wahrheit eben keine Klientelpartei ist, sondern vielmehr in ei-
nem sehr bodenständigen Milieu wurzelt. Dieser Eindruck zog
sich durch die ganze Veranstaltung. 

Der stellvertretende Kreisvor-
sitzende Herbert Brüser begrüßte
seine Gäste nicht mit einer lang-
weiligen Eröffnungsansprache,
sondern mit einem einstudierten
Kabarett-Programm. Zusammen
mit seiner Frau, Stadträtin Christa
Stock, reflektierte er boshaft-wit-
zig über die politischen und ge-
sellschaftlichen Highlights des
vergangenen Jahres und ließ da-
bei auch die satirische Rolle der
eigenen Partei nicht aus. Geläch-
ter und viel Beifall waren den bei-
den sicher. 

Danach wurde es dann aber
doch noch ernst. Als Gastredner
informierte der Polizeihauptkom-
missar Peter Löffelmann aus Pa-
sing über die Situation der Polizei
im Münchner Westen. Er beklag-
te die immer größeren Herausfor-
derungen der Beamten durch den

massiven Anstieg der Gewaltbe-
reitschaft vieler Bürger. Die Poli-
zei könne nicht alleine die Proble-
me einer Gesellschaft lösen, die
immer öfter aus den Fugen gera-
te. Einfache Erklärungsmuster
seien fehl am Platze. Neben der
Politik seien auch die Familien
gefragt, denn die immer gefährli-
chere Jugendgewalt  käme mitt-
lerweile aus allen Milieus.

Der Vortrag fand viel Beifall
und stimmte die FDP-Mitglieder
und ihre Gäste nachdenklich. Mit
dabei waren auch der FDP-Bun-
destagsabgeordnete Dr. Daniel
Volk, der Landtagsabgeordnete
Tobias Thalhammer und der FDP-
Stadtvorsitzende Daniel Föst. Bis
Mitternacht wurde dann noch viel
gemeinsam diskutiert. Ganz bo-
denständig bei Bier, Brezeln, Le-
berkäse und Kartoffelsalat. 

will er sich dafür einsetzen, die
Zusammenarbeit zwischen Ver-
waltung, Handel und Handwerk,
Schulen, Kirche, Hochschulen
und anderer Einrichtungen in
Freising zu intensivieren: „Ich
glaube, dass wir noch viel mehr
als bisher voneinander lernen,
Synergieeffekte nutzen und so ge-
meinsam erfolgreicher sein kön-
nen.“ Mit dem Domglockenpro-
jekt sei ein erster entscheidender
Schritt getan. Die Unterstützung
der geplanten Umgestaltung des
Dominnenhofs werde ein weiterer
Mosaikstein in diese Richtung
sein. Denkbar seien auch städti-
sche Veranstaltungen in den Ein-
richtungen des Kardinal-Döpfner-
Hauses, um so ein noch engeres
Zusammenwachsen zu fördern.DK
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„Es ist ein alltäglicher Skan-
dal, über den keiner spricht
und kaum einer von uns, der
nicht seinen Beitrag dazu lei-
stet.“ Mein Chef, der Bürger-
meister, hat dieses Jahr die
„Grüne Woche“ in Berlin zum
Anlass genommen, sich näher
mit allem zu befassen, was
man so rund ums essen wissen
sollte.

Diese Leistungsschau des
Agrargewerbes ist ja eine
Symphonie aus Sinneseindrücken – Duft, Ge-
schmack, appetitliche Arrangements. Antibioti-
karesistente Hendl sind dort gedanklich so weit
weg wie mit Wachstumshormonen vollgestopfte
Schweine oder durch Herbizide belastetes Obst.
Allerdings heißt das nicht, dass in Berlin nur die
heile Land-Agrar-Welt vorgeführt wird. Nein,
auch Probleme werden offen angesprochen. So
etwa die Tatsache, dass sich neulich das letzte
große in der grünen Gentechnik forschende Un-

ternehmen aus Deutschland zurückgezogen hat.
Damit haben wir Exportweltmeister, die wir
nichts so sehr fürchten wie Fortschritt und Ver-
änderung, es mal wieder geschafft, einen Wirt-
schaftszweig mit Zukunft außer Landes zu ja-
gen, damit andere an der Lösung der globalen
Ernährungsprobleme verdienen, anstatt wir.
Gott sei Dank geht’s uns gut!

Es wurde aber endlich auch eine andere Fra-
ge thematisiert, die nicht allein unter finanziel-
len Aspekten Wert ist, gelöst zu werden, sondern
die auch ein massives Umweltproblem sowie ei-
ne ethische Dimension in sich birgt. Gemeint ist
die Verschwendung von Lebensmitteln. Das
meinte jedenfalls mein Chef mit der Bemerkung
vom Skandal, über den keiner spricht. Ver-
dienstvollerweise hat unsere Agrarministerin Il-
se Aigner das Problem namhaft gemacht und
auch auf europäische Ebene ist man dabei, nach
Lösungswegen zu suchen.

Nach seriösen Schätzungen werden jedes
Jahr bis zu 89 Millionen Tonnen einwandfrei ge-
nießbarer Lebensmittel weggeworfen. Umge-
rechnet auf jeden von uns bedeutet das: Pro Tag
wird ein Pfund Fleisch, Fisch, Obst, Gemüse,
Milch oder Milchprodukte nicht von uns ver-
zehrt, sondern entsorgt. 

Das kostet viel Geld, auch wenn Lebensmittel

in unserer Geschichte nie so
billig waren wie derzeit. Damit
verbunden ist ein großes Res-
sourcenproblem: 70 Prozent
des weltweit verbrauchten
Wassers wird zur Lebensmit-
telerzeugung verwendet. Die
Produktion und der Vertrieb
von einem Kilogramm Lebens-
mittel bedingt einen CO2-Auf-
wand von 4,5 Kilogramm –
und zwei Kilogramm CO2
werden bei der Vernichtung

dieses einen Kilos frei. Ein ungeheurer Raubbau
an der Umwelt.

Es wäre wohlfeil, jetzt mit spitzen Fingern auf
Erzeuger und Handel zu deuten. Kein Bauer
pflügt gerne einen Teil der Ernte unter, wird
aber oftmals durch Vorschriften, die Größe und
Aussehen von Produkten normieren, dazu ge-
zwungen. Und sicherlich muss der Handel noch
weiteres tun, um das Verderben von Nahrung in
der Lieferkette zu unterbinden.

Aber wirklich an der Nase fassen müssen wir
Verbraucher uns selber. Ich kaufe zum Beispiel
gerne im Supermarkt meinen Kefir ein, zwei Ta-
ge vor Ablauf der Mindesthaltbarkeit. Da ist er
30 Prozent billiger. Die Reaktion der anderen
Käufer ist geteilt. Die eine Hälfte macht das
„Armes-Ding-muss-mit-wenig-Geld-über-die-
Runden-kommen-Gesicht“, die andere fragt, ob
ich nicht Angst habe, mich zu vergiften. Was sich
hinter der Mindesthaltbarkeit verbirgt, weiß
kaum jemand.

Mein Chef, der Bürgermeister, sieht für sich vor
allem die ethische Dimension. Fast eine Milliarde
Menschen sind weltweit von Unterernährung be-
droht. Auch wenn es diesen nicht hilft, wenn wir
einen angeschlagenen Apfel ausschneiden, statt
ihn ganz wegzuwerfen oder aus den zuviel ge-
kochten Kartoffeln einen Auflauf machen, statt sie
in den Müll zu schmeißen: Respekt vor einem Le-
bensmittel bedeutet auch Respekt vor dem Leben
selbst. 

Wir werden die Welt nicht mit Verzicht und As-
kese retten, aber unser Wohlstand verpflichtet uns
doch zur Erfurcht vor der Nahrung. Dieser Ge-
danke hat übrigens durch eine Liedzeile der Rock-
Band Nickelback Einzug in die Charts und auch
auf das heutige Kalenderblatt gehalten: „Wir
könnten eine hungernde Welt mit dem sättigen,
was wir wegwerfen.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Ehrfurcht vor
der Nahrung

Salzach-Sanierung
mit Mehrwert

ÖBK bietet Salzach-Sanierung mit regenerativer Stromerzeugung
im Freilassinger Becken an

Anthering. Um wieder Bewegung in die ins Stocken geratene
Sanierung der Salzach im Freilassinger Becken zu bringen, hat
die Österreichisch-Bayerische-Kraftwerke AG (ÖBK) einen
„Lösungsvorschlag mit Mehrwert“ vorgestellt. Dieser Vor-
schlag kombiniert Lösungen zur Erreichung der Sanierungs-
ziele mit der umweltfreundlichen Erzeugung von Strom aus
Wasserkraft. Wesentliche Ziele der erforderlichen Salzach-Sa-
nierung sind die Stabilisierung der bereits stark eingetieften
Flusssohle, der Schutz des Augebietes vor Austrocknung sowie
die Verbesserung der ökologischen Gesamtbilanz.

Ausgehend von der anerkannt
notwendigen Sanierung der
Salzach im Freilassinger Be-
cken hat die ÖBK einen Lösungs-
vorschlag mit Mehrwert erar-
beitet. „Wir haben die Rahmen-
bedingungen genau analysiert.
Oberste Priorität hatte dabei 
die unbestritten notwendige
Salzach-Sanierung. Zusätzlich
zur Stabilisierung der Salzach
wird dabei erneuerbare Energie
aus Wasserkraft der Salzach für
die Region erzeugt“, beschreibt
Herfried Harreiter, technischer
Vorstand der ÖBK den präsen-
tierten Lösungsvorschlag. 

Johann Strobel, kaufmännischer
ÖBK-Vorstand ergänzt: „Mit der
Realisierung können die Ziele der
Salzach-Sanierung vollständig er-
reicht werden – mit privatwirt-
schaftlichen Mitteln. Dass etwas
getan werden muss, ist bekannt.
Einen Eingriff wird es in jedem
Falle geben müssen. Unser Vor-
schlag ist eine Salzach-Sanierung
mit Mehrwert für die Natur, die
Energiewende und die Region“ 

Sanierungsziele

Die Salzach ist in den vergan-
genen 200 Jahren mehrfach regu-
liert worden. Motive dafür waren
die Schiffbarkeit, Landgewin-
nung und Hochwasserschutz.
Diese Regulierung führte zu einer
Erhöhung der Fließgeschwindig-
keit und folglich zu massiven
Sohleintiefungen und teilweise
Sohldurchbrüchen. Dieser Pro-
zess schreitet stetig voran und
wirkt sich zunehmend auch nega-
tiv durch sinkenden Grundwas-
serspiegel auf die Aulandschaften
aus, die sich trotz der Regulierung
bisher erhalten haben.

Der von der ÖBK vorgelegte
Lösungsvorschlag für den Be-
reich Anthering-Surheim stellt si-
cher, dass sich die Salzach nicht
weiter in ihr Flussbett gräbt. So
kann auch das Grundwasser sta-
bilisiert und ein Austrocknen der

Becken maßgeschneidertes Kon-
zept stellt sicher, dass diese Ener-
gieerzeugung ohne die Errich-
tung herkömmlicher Bauten aus-
kommt. Kompakte und bewegli-
che über- und unterströmte Er-
zeugungsmodule im Fluss, in de-
nen sich sowohl Turbine als auch
Generator befinden, sind ausrei-
chend. Dadurch ordnet sich die
Energiegewinnung auch optisch
den Sanierungszielen unter. 

Verbesserung des
ökologischen Zustandes

Ein wesentliches Resultat der
vorrangig zu erreichenden Sanie-
rungsziele war die Lösung des
Geschiebetransports bzw. ein ak-
tives Geschiebe-Management.
Die beweglichen Erzeugungsmo-
dule bieten dem Geschiebe eben-
so wie bodennahen Lebewesen
ausreichend Bewegungsmöglich-
keit, vor allem flussabwärts. So
kann der weiteren Eintiefung der
Salzach zusätzlich auch unterhalb
des vorgeschlagenen Standorts
entgegengewirkt werden. 

Zahlreiche Maßnahmen zur
Passierbarkeit stellen sicher, dass
Fische, z. B. der Huchen, nicht in
ihrer Wanderung behindert wer-
den. Zudem wirkt die Anbindung
der Salzach an Auen und Neben-
gewässer positiv auf Grundwas-
serverhältnisse und die Verbesse-
rung des Auenökosystems. 

Mehrwert für die Region

Neben ökologischen Aspekten
wurden auch die Bedürfnisse der
Region in den Lösungsvorschlag
eingearbeitet. Eine kombinierte
Rad- und Fußgängerbrücke soll
das österreichische und bayeri-
sche Ufer verbinden und den Er-
holungswert des Gebietes weiter
steigern. 

Projektbeteiligung

Die vorgesehenen Erzeugungs-
module werden pro Jahr bis zu 90
Mio. kWh Strom – ausreichend
für rund 26.000 Haushalte - er-
zeugen, der in die regionalen
Stromnetze in Bayern und Salz-
burg eingespeist werden soll. So
leisten sie einen Beitrag zur Errei-
chung der bayerischen wie der
Salzburger Ziele zum Ausbau der
erneuerbaren Energie und zur Er-
reichung der Klimaschutzziele.
Sollte der Vorschlag der ÖBK an-
genommen werden ist angedacht,
Partner aus der Region an dem
Projekt zu beteiligen. 

Kenndaten der
Stromerzeugungsmodule
 8 bewegliche Erzeugungs-
module werden nebeneinander
angeordnet
 Kompakte Bauweise und
Breitenentwicklung - rund 110
Meter
 Leistung im Bereich 16 bis
18 MW
 Jahreserzeugung von 75 bis
90 Mio. kWh (rund 26.000
Haushalte)
 Einsparung von mehr als
72.000 Tonnen CO2, verglichen
mit einem modernen Steinkoh-
le-Kraftwerk. 

Auwälder verhindert werden.
Ebenso wurde höchstes Augen-
merk auf den Hochwasserschutz
gelegt. Die begleitende Anbin-
dung von Nebengewässern in der
Au leisten einen weiteren wichti-
gen Beitrag zur Aufwertung und
Attraktivierung dieses Lebens-
raumes, der zu den wertvollen
Schutzgütern zählt.

Innovative
Stromerzeugung

Der Lösungsvorschlag der
ÖBK zeichnet sich dadurch aus,
dass die Salzach-Sanierung mit
der Erzeugung von Strom aus
Wasserkraft kombiniert wird. Ein
für den Standort Freilassinger

Die Broschüre „Mobilitäts-Hilfe“
verstehen jetzt alle

Leichte Sprache sorgt für mehr Teilhabe im Bezirk Oberbayern

Deutsche Sprache - leichte Sprache: Das heißt es künftig für
Menschen mit Behinderung, die bisher am Behördendeutsch
gescheitert sind. Der Bezirk Oberbayern hat als erster
bayerischer Bezirk eine Broschüre in leichter Sprache aufge-
legt. Das Heft »Mobilitäts-Hilfe: Geld für den Behinderten-
Fahr-Dienst« verstehen jetzt alle. Es wird im Internet auf
www.bezirk-oberbayern.de an prominenter Stelle platziert.
Die Broschüre wird in einer Auflage von 1500 Stück ge-
druckt.

„Das ist ein wichtiger Schritt
zu mehr Teilhabe von Men-
schen mit Behinderung“, sagte
Bezirkstagspräsident Josef Me-
derer. Kurz vor der Druckfrei-
gabe blätterte der Präsident in
der neuen Broschüre. In Erstau-
nen versetzte ihn dabei nicht nur
der Umfang, sondern auch die
ungewohnte grafische Gestal-
tung.

Abbau sprachlicher
Barrieren

Der kompakte Flyer zur Mobi-
Hilfe ist in leichter Sprache näm-
lich auf stattliche Ausmaße ange-
wachsen: Im Format A4 umfasst
er 26 Seiten. „Das zeigt, wie
komprimiert das Behörden-
deutsch ist“, sagte Mederer. „Be-
sonders für Menschen mit einer
Lernbehinderung oder einer gei-
stigen Behinderung ist diese
Sprache oft kaum zu verste-
hen. Leichte Sprache baut die-
se sprachlichen Barrieren ab. Sie
ist ein Beitrag, damit sich die be-
troffenen Menschen aktiv einmi-
schen können.“

Der Anstoß, den „Amts-
sprech“ für Menschen mit Be-
hinderung leichter verständlich
zu machen, kam von der Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen im
Sozialausschuss des oberbaye-
rischen Bezirkstags. Als Über-
setzerin hat die Bezirksverwal-
tung Susanne Göbel, Mitglied
im „Netzwerk Leichte Spra-
che“, beauftragt. Mitarbeiter
von „Mensch zuerst - Netz-
werk People First Deutschland
e.V.“ haben die Übertragung
geprüft.

Orientierung an 
strengen Richtlinien

Ohne diesen Praxistest darf
das europäische Logo für leichte
Sprache, das auf dem Deckblatt
des Heftes zu sehen ist, nicht
verwendet werden. Dieses Lo-
go gilt als Gütesiegel für in
leichte Sprache übersetzte Tex-
te. „Wir haben uns ganz be-
wusst an den strengen sprachli-
chen und gestalterischen Richt-
linien des Netzwerkes Mensch
zuerst orientiert“, erklärte Be-

zirkstagspräsident Mederer.
„Unser Ziel war, dass die Mobi-
Hilfe künftig wirklich jeder
Mensch mit einer Behinderung
verstehen kann.“ 

Vorreiterrolle in Bayern

Die Idee, Texte in leichte
Sprache zu übertragen, stammt
aus Skandinavien und England.
Dank der Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention
werden auch in Deutschland
immer mehr Texte in einfache
Sprache übersetzt. Der Bezirk
Oberbayern nimmt im Freistaat
eine Vorreiterrolle ein: Als er-
ster der bayerischen Bezirke
legt er mit der „Mobi-Hilfe“ ei-
ne Broschüre in leichter Spra-
che auf.

Weitere Informationen
zur Mobi-Hilfe

Die Mobilitätshilfe soll Men-
schen mit Behinderung die Teilha-
be am Leben der Gemeinschaft
eröffnen. Sie wird ausschließlich
für Fahrten in der Freizeit gewährt,
um beispielsweise Kultur- oder
Sportveranstaltungen zu besu-
chen. 3135 Menschen mit Behin-
derung haben im Oberbayern im
Jahr 2010 Mobilitätshilfe erhalten.
Der Bezirk Oberbayern hat dafür
rund 3,71 Millionen Euro aufge-
wendet. Die Zahlen für 2011 lie-
gen noch nicht vor. 

Gäste-Boom in Regensburg: 

Asiaten erobern
die Welterbestadt

Regensburg (obx) – Der Touristen-Ansturm auf Regensburg
geht weiter: 2011 ist die Zahl der Übernachtungen erneut ge-
stiegen, diesmal um satte sechs Prozent. Insgesamt dürften da-
mit für das vergangene Jahr rund 950.000 Übernachtungen zu
Buche schlagen, schätzt Olivia Hernandez von Regensburg
Tourismus auf Basis der vorläufigen Zahlen.

„Vielleicht knacken wir die
Millionenmarke sogar noch in
2011, das hatten wir eigentlich
erst für 2016 angestrebt“, sagt
Hernandez. Ein Ende des
Wachstums ist nicht in Sicht:
Neben den zahlenmäßig stärk-
sten Gästen aus den USA begei-
stern sich immer mehr Asiaten
für die Sehenswürdigkeiten der
2.000-jährigen Reichsstadt. Al-
lein aus China kamen 2011 gut
35 Prozent mehr Besucher nach
Regensburg als im Vorjahr. 

Mehr als zwei Millionen
ausländischer Tagesgäste

Drei von vier Regensburger
Übernachtungsgästen kommen
nach wie vor aus Deutschland,
der Anteil ausländischer Besu-
cher in der ostbayerischen Do-
nau-Metropole steigt jedoch ra-
sant: In 2011 glänzte Regens-
burg mit einem Gästeplus von
knapp 4 Prozent bei den Nächti-
gungen ausländischer Gäste. Im

Durchschnitt bleiben sie zwei
Tage. Hinzu kommen mehr als
zwei Millionen Tagesgäste.

Angeführt wird die Liste der
ausländischen Gäste nach wie
vor von den USA, Österreich
und Italien. Doch Quantität ist
nicht alles: „Es kommen zwar
weniger Besucher aus Japan,
aber die geben sehr viel Geld
aus“, sagt Hernandez. 

2012 will Regensburg Touris-
mus sein Marketing auch auf
Russland und China ausweiten.
Angesichts zweistelliger Wachs-
tumsraten bei den Gästen aus
Asien und ihrer hohen Kauf-
kraft lohnten sich die Werbe-
maßnahmen, sagt Hernandez.
Die neue Marketing-Offensive
für spanische Gäste im vergan-
genen Jahr hat sich bereits aus-
gezahlt: Hier verzeichnet Re-
gensburg ein Besucher-Plus von
fast 28 Prozent gegenüber dem
Vorjahr.

Was die Gäste lockt? „Für die
Amerikaner ist entscheidend,

dass Regensburg in Bayern
liegt“, weiß Hernandez. Bei den
Japanern zähle der Weltkul-
turerbe-Status des Regensbur-
ger Altstadtensembles. Auf über
8.000 Stadtführungen jährlich
wird den Touristen der Donau-
metropole heute in der bestens
erhaltenen mittelalterlichen Alt-
stadt deutsche Geschichte zum
Anfassen vermittelt. Dass Ende
2005 mit Joseph Ratzinger ein
Regensburger zum Papst ge-
wählt worden ist, hat die Po-
pularität der Domstadt noch
erhöht.

Jede Menge Potenzial

Auch bei Deutschen Besu-
chern liegt Regensburg weiter
im Trend: Die Zahl der inländi-
schen Übernachtungsgäste ist
2011 um rund sieben Prozent
gestiegen. Hier sieht Hernandez
noch viel Potenzial: „Wir haben
viele Anfragen für große Tagun-
gen“, sagt die Tourismus-Ex-
pertin. Dafür fehle Regensburg
allerdings ein Kongresszentrum
und ein Fünf-Sterne-Hotel. 
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Wartung und Reinigung von
Lüftungs- und Feuerungsanlagen

LÜFTUNGS-
REINIGUNGS-

SERVICE

Lüftungs-Reinigungs-Service
Wolfratshauser Straße 9a
82049 Pullach im Isartal
Telefon: (089) 74 44 24 98
Fax: (089) 74 44 24 99
E-Mail: info@l-r-service.de
Internet: www.l-r-service.de

Franz Sedlmeier
Inhaber

DEUTSCHER FACHVERBAND FÜR
LUFT- UND WASSERHYGIENE e.V.

Schacht-Ausrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach 1262 · D-35702 Haiger · Fax: (02773)82218
Telefon: (02773)82256 · www.hailo-professional.de

BECK GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/69 33 00
w w w . s t a d t m o e b e l . d e

Bestens ausgeStadtet.

Bänke

Nusser Stadtmöbel GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/693-111
w w w . s t a d t m o e b e l . d e

Bestens ausgeStadtet.

Kommunale Energieberatung

Parkbänke

PARKBÄNKE
Zum Moos 1a
87772 Pfa f fenhausen
Te l e fon 08265/7332695
parkbank@max-z inder.de
www.max-zinder.de

Vorschau auf GZ 4
In unserer Ausgabe Nr. 4, die am 16. Februar 2012
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
 EDV . IT . Kommunikationstechnologien
 Technik und Ausstattung für die Kommunalverwaltung
 Umweltschutz, Luftreinhaltung, Lärmschutz
 Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
 Schulungen für Kommunalpolitiker

und kommunale Angestellte

Bayerischer Städtetag / Bezirksversammlung Schwaben:

Energieeffizienz
im Gebäudebereich

Rund 35 Oberbürgermeister und Bürgermeister aus ganz
Schwaben fanden sich zur Bezirksversammlung des Bayeri-
schen Städtetages im Wittelsbacher Schloss in Friedberg ein. Ge-
genstand der Versammlung waren die angestrebte Energiewen-
de sowie Fördermöglichkeiten für energetische Sanierungen. 

Vor der Sitzung hatte Friedbergs
Bürgermeister, Dr. Peter Bergmair,
den neuen Vorsitzenden des
Bayerischen Städtetages, Nürn-
bergs Oberbürgermeister Dr. Ulrich
Maly, im Rathaus begrüßt. Ge-
meinsam mit seinen Amtskolle-
gen Stefan Bosse (Kaufbeuren) als 
Bezirksvorsitzender der kreisfrei-
en Städteverbandsmitglieder in
Schwaben und Günzburgs Ober-
bürgermeister Gerhard Jauernig als
Bezirksvorsitzender der kreisan-
gehörigen Verbandsmitglieder trug
sich Maly in das Goldene Buch der
Stadt Friedberg ein.

Der Städtetagsvorsitzende wies
darauf hin, dass in der Energie-
Diskussion leicht übersehen wer-
de, „dass es nicht nur um den
Ausstieg aus der Atomenergie
geht und nicht nur um die Mög-
lichkeiten zur Erzeugung von re-
generativer Energie“; vielmehr
sei das Energiesparen eine wich-
tige Säule der Energiewende.
Maly: „Die umweltfreundlichste
Kilowattstunde ist die, die gar
nicht erzeugt werden muss. Das
größte Energie-Sparpotential liegt
in der Sanierung von Gebäuden.“

In Anwesenheit von Oberbür-
germeister Stefan Bosse, Kaufbeu-
ren (Bezirksvorsitzender der
kreisfreien Verbandsmitglieder in
Schwaben), Oberbürgermeister
Gerhard Jauernig, Günzburg (Be-
zirksvorsitzender der kreisange-
hörigen Verbandsmitglieder in
Schwaben) und Erstem Bürger-
meister Dr. Peter Bergmair, Fried-
berg, stellte Maly fest, dass gera-

de der vorhandene Bestand an
Gebäuden und Wohngebäuden
einen erheblichen Investitionsbe-
darf aufweist: „Wir achten beim
Neubau von Gebäuden auf die
höchsten Standards, die etwa mit
der Energieeinsparverordnung
(EnEV) vorgeschrieben werden.
Das ist zu begrüßen, lässt aber
den Gebäudebestand außer Be-
tracht: Der Energieverbrauch vor
allem bei den Wohnblocks aus
den 1950er, 1960er und 1970er
Jahren ist im Verhältnis zu den
EnEV-Standards viel zu hoch.“

Fördermittel aufstocken

Längst hat der Städtetag laut
Maly die Intensivierung der Maß-
nahmen zur Steigerung der Ener-
gieeffizienz im Gebäudebereich
gefordert. Die Förderung entspre-
chender Maßnahmen sei der rich-
tige Weg. Fördermittel müssten
aber erheblich aufgestockt wer-
den. Das KfW-Programm zur
energetischen Stadtsanierung be-
schreite einen richtigen Weg. Al-
lein die Unterstützung bei der Er-
stellung von Energiekonzepten
und dem Einsatz von Quartiers-
managern werde dem erhebli-
chen Investitionsbedarf aber nicht
gerecht. 

Der Bayerische Städtetag be-
grüßt die steuerliche Förderung
von energetischen Sanierungs-
maßnahmen an Wohngebäuden.
Maly: „Wer das ambitionierte
Ziel erreichen will, den Bedarf an
Primärenergie bis 2050 um fünf-

zig Prozent zu senken, muss An-
reize schaffen.“ Zwar habe man
im Dezember vor dem Vermitt-
lungsausschuss von Bundestag
und Bundesrat keine Einigung er-
zielen können, doch dürfe das
Problem nicht von der politischen
Agenda verschwinden.

Bund muss 
Lücken schließen 

Allerdings müsse auch gesehen
werden, dass steuerliche Vergün-
stigungen Steuereinnahmen ver-

Bürgermeisterwahlen in Bayern
Die Bürgermeister-Stichwahl in Sulzbach-Rosenberg hat

SPD-Kandidat Michael Göth gewonnen. Er schlug den CSU-
Bewerber Günter Koller mit 51,3 Prozent der Stimmen. Die
Wahlbeteiligung lag bei 57,25 Prozent. Göth tritt damit die
Nachfolge seines Parteifreunds Gerd Geismann an, der 24 Jah-
re lang im Amt war.

Auch in Bärnau (Landkreis Tirschenreuth) gab es eine Bür-
germeister-Stichwahl: Dort heißt der neue Rathauschef Alfred
Stier. Der CSU-Stadtrat, der von zwei Wählergemeinschaften
nominiert wurde, setzte sich mit 65,4 Prozent der Stimmen ge-
gen seine Mitbewerberin Cornelia Schwamberger (34,6 Pro-
zent) durch. Die 2. Bürgermeisterin war von der CSU für die
Nachfolge von Peter Hampel nominiert worden, der nach 16
Jahren aus gesundheitlichen Gründen aus dem Amt scheidet.
Die Wahlbeteiligung lag bei 72,5 Prozent.

In Heßdorf (Landkreis Erlangen-Höchstadt) siegte der Kan-
didat des Bürgerblocks, Horst Rehder. Er erhielt 61,2 Prozent
der Stimmen.

In Bad Feilnbach (Landkreis Rosenheim) wurde Hans Hofer
von den Freien Wählern in seinem Amt bestätigt. Hofer, der
als einziger Kandidat angetreten war, konnte 93,6 Prozent der
Stimmen auf sich vereinen. DK

ringern, fuhr Maly fort. Städte
und Gemeinden hätten bis 2016
Mindereinnahmen von insgesamt
288 Millionen Euro hinzuneh-
men. Der Bund sei aufgerufen,
die Lücken zu schließen. Der Ge-
setzentwurf der Bundesregierung
zeige zwar die Mindereinnahmen
auf, nicht aber, wie sie kompen-
siert werden sollen.

Der Bayerische Städtetag er-
wartet zudem vom Bund, dass das
CO2–Gebäudesanierungspro-
gramm von den angedachten 1,5
Milliarden Euro pro Jahr um je
fünf Milliarden für 2012 bis 2014
erhöht wird. Außerdem müsse ein
Sonderprogramm für die Sanie-
rung öffentlicher Liegenschaften
aufgelegt werden. Eine Erhöhung
der Mittel der Städtebauförderung
sei trotz des Wegfalls der vorgese-
henen Kürzungen weiterhin un-
umgänglich. DK

Kompetenz 
und Zivilcourage 
Bezirk Unterfranken: Neues Kinder- und 
Jugendprogramm ist soeben erschienen

Würzburg. Fast 70 Millionen Euro gibt der Bezirk Unterfranken
laut einer aktuellen Statistik der Verwaltung pro Jahr für Kinder
und Jugendliche aus. Im vergangenen Jahr profitierten davon
mehr als 13.300 junge Menschen. Allein knapp 4.000 Kinder im
Vorschulalter erhielten für insgesamt 7,2 Millionen Euro Früh-
förderung. Vorgelegt wurden die Zahlen im Zusammenhang mit
dem neuen Kinder- und Jugendprogramm, das soeben in einer
Auflage von 1.500 Exemplaren erschienen ist.

Zentrales Thema des Kinder-
und Jugendprogramms, das in den
vergangenen zwei Jahren erarbei-
tet wurde, ist die Jugendarbeit in
Unterfranken. 400.000 junge
Menschen sind nach Angaben des
Bezirks in 30 unterfränkischen Ju-
gendverbänden engagiert. Dachor-
ganisation ist der Bezirksjugend-
ring, der mit jährlich 600.000 Eu-
ro vom Bezirk gefördert wird. 

Impulsgeber

Mit seiner seit 2004 betriebe-
nen Jugendbildungsstätte fungiert
der Bezirksjugendring als Im-
pulsgeber für die unterfränkische
Jugendarbeit. In Seminaren und
Workshops werden Jugendliche
vor allem in den Feldern „Inter-
kulturelle Kompetenz“ und „Zi-
vilcourage“ fit gemacht. 

Um aktionsfähig zu werden,

benötigen junge Menschen Gele-
genheiten, Erfahrungen mit freiwil-
ligem Engagement zu sammeln,
heißt es in dem 48-seitigen Pro-
gramm. Engagementfelder zu
eröffnen, sei vor allem wichtig in
Zeiten, in denen Jugendliche ganz-
tags in Schulen unterrichtet und be-
treut würden. Anders als in den ver-
gangenen Jahren möchten sich Ju-
gendliche heute möglichst auto-
nom engagieren. Gleichzeitig wer-
de fachliche Begleitung gewünscht. 

Zukunftsaufgabe

Als große Zukunftsaufgabe an-
gesichts des „dramatischen de-
mographischen Wandels“ sehen
Bezirk und Bezirksjugend die
wohnortnahe Gestaltung „guter“
Kinder- und Jugendarbeit im
ländlich geprägten Unterfranken
an. Pat Christ

Bibliothekszentrum 
Hösbach im Jubiläumsjahr

Landkreis Aschaffenburg. Das Bibliothekszentrum in Hösbach
kann zufrieden auf das vergangene Jahr zurückblicken. Auch im
zehnten Jahr nach dem Umzug in das neue Gebäude wurde das
Medien- und Veranstaltungsangebot rege genutzt.

Im Jahr 2011 wurden die 28.800
Medien des Bibliothekszentrums
rund 165.000 mal entliehen. Spit-
zenreiter waren die Kinder- und
Jugendbücher mit fast 53.000
Ausleihen. Von den 4.200 Non-
Books-Medien waren die CDs
und Kassetten am beliebtesten, sie
wurden rund 26.000 mal verlie-
hen. Die ausleihstärksten Medien
waren die DVDs von ihnen wurde
im vergangenen Jahr jede fast 15
mal verliehen. 

Das beliebteste Kinderbuch war
der Band „Nacht im Kerker“ von
den drei Fragenzeichen Kids von
Ulf Blanck. Zu den Romanen, die
am meisten ausgeliehen wurden,
zählen „Schändung“ von Jussi Ad-
ler-Olsen und „Ball der Vampire“
von Charlaine Harris.

Seit Februar 2011 gibt es mit
dem Online-Katalog einen neuen
Service für die Kunden des Biblio-
thekszentrums, der bereits sehr
gut angenommen wird: der Onli-
ne-Katalog. Seit Februar wurde
bereits 60.000 mal von zu Hause
aus recherchiert, 13.000 Verlän-
gerungen und 7.800 Vorbestel-
lungen online vorgenommen.

760 Personen hatten sich im
vergangenen Jahr neu im Biblio-

thekszentrum angemeldet. Damit
hat das BIZ nun 3.825 aktive Kun-
den im Schnitt 642 Personen ka-
men pro Tag. Die Besucher liehen
nicht nur Medien aus, sondern ar-
beiteten auch für die Schule, surften
im Internet, lasen Zeitung oder eine
Zeitschrift oder besuchten eine der
zahlreichen Veranstaltungen. 

Ein besonderes Ereignis war der
Sommerferienleseclub, der mit ei-
ner großen Abschlussparty für Ju-
gendliche beendet wurde. Unter
dem Motto „Lesen was geht!“ hat-
ten Jugendliche zuvor ihre in den
Ferien gelesenen Bücher gezählt.
229 Mädchen und Jungen hatten
mitgemacht und mit jedem Buch
ihre Chance auf den Hauptpreis:
einen von der Sparkasse gespon-
serten iPod vergrößert. 

Für das neue Jahr steht bereits
das nächste Angebot fest: Das
Bibliothekszentrum ist dabei,
wenn ab Februar 16 öffentliche
Bibliotheken gemeinsam das In-
ternetportal „Franken-Onleihe“
starten. Durch die Franken-On-
leihe können die Leser dann
rund um die Uhr, von zuhause
oder unterwegs, digitale Medien
wie E-Books, E-Audios oder
E-Paper ausleihen. 


